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36. Sitzung 

Bonn, den 27. Juni 1958 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.02 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Sitzung ist er-
öffnet. 
Meine Damen und Herren! Vor Eintritt in die 

Tagesordnung liegt mir daran, unsere britischen 
Kollegen zu begrüßen, die auf der Tribüne uns die 
Ehre ihrer Anwesenheit geben. 

(Lebhafter Beifall.) 
Ich hoffe, daß sie, die sie die Sprößlinge der Mutter 
der Parlamente sind, die Verhandlungen der Enkel 
mit einiger Nachsicht anhören werden. 
Zunächst einige Worte zur Behandlung unserer 

Geschäfte. Nach der Vereinbarung im Ältestenrat 
soll dieser Tag mit der Erörterung des Einzel-
plans 05, Auswärtiges Amt, beginnen. Ich denke, 
wir bleiben bei dieser Vereinbarung. Um 10 Uhr 
werde ich die Beratung unterbrechen, um die noch 
nachzuholenden Abstimmungen durchzuführen. Es 
handelt sich um Abstimmungen über die Einzel-
pläne 11, 13, 20, 26, 27, 28, 31 und 32. Nach dieser 
Unterbrechung fahren wir in  der Beratung des 
Einzelplanes 05 fort. Wenn die Beratung dieses 
Einzelplanes abgeschlossen ist, setzen wir die Dis-
kussion über den Einzelplan 25 fort, die wir gestern 
nicht zu Ende führen konnten. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Das ist der Fall. 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen. 

Der Herr Bundesminister des Innern hat unter dein 20. Juni 
1958 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Burgemeister, Dr. 
Czaja, Kraft und Genossen betr. Beamtenplanstellen für Unter-
bringungsteilnehmer gemäß § 18 b des Gesetzes zu Artikel 111 
GG (Drucksache 418) beantwortet. Sein Schreiben wird als Druck-
sache 488 verteilt. 
Der Herr Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 

Forsten hat unter dem 25. Juni 1958 die Kleine Anfrage de r 
Fraktion der DP betr. Versorgung der Bevölkerung mit Nah-
rungsmitteln aus eigener landwirtschaftlicher Erzeugung (Druck-
sache 4311 beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 488 
verteilt. 

Wir treten dann in die Tagesordnung ein: 
Fortsetzung der zweiten Beratung des Ent-
wurfs eines Gesetzes über die Feststellung 
des Bundeshaushaltsplans für das Rech-
nungsjahr 1958 (Haushaltsgesetz 1958) 
(Drucksache 300) Berichte des Haushaltsaus-
schusses. 

Ich rufe auf: 
Einzelplan 05: Geschäftsbereich des Auswär

-

tigen Amts (Drucksachen 412, zu 412). 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Dr. Conring. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Conring (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Angesichts der Zeitnot, in der 
wir uns befinden, darf ich mir erlauben, Sie zu 
bitten, es mit dem Schriftlichen Bericht, den ich dem 
Hause vorgelegt habe, bewenden zu lassen. 

(Bravo! bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Man sieht, es gibt 
doch Dankbarkeit auf dieser Welt. 

(Heiterkeit.) 

Wir haben zunächst den Änderungsantrag der 
sozialdemokratischen Fraktion Umdruck 126 zu be-
handeln. Zur Begründung hat das Wort der Ab-
geordnete Ritzel. 

Ritzel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte dem Beispiel des geschätzten 
Herrn Berichterstatters folgen und mich so knapp 
wie möglich fassen. 

Vor Ihnen liegt der Antrag Umdruck 126, worin 
die SPD beantragt, in Kap. 05 01 Tit. 962 — För-
derung von entwicklungsfähigen Ländern — einen 
Ansatz von 50 Millionen DM im ordentlichen Haus-
halt vorzusehen. Dieser Antrag bezieht sich auf den 
gleichen Komplex, der beim außerordentlichen 
Haushalt ebenfalls zu einem Antrag — Umdruck 85 
— führte, worin eine interfraktionelle Mischung 
von Antragstellern den gleichen Betrag, aber im 
Rahmen des außerordentlichen Haushalts, fordert. 

Wie ist die Lage? Die Bundesregierung hat in 
diesem Jahre den Betrag von 50 Millionen DM, der 
im Vorjahr zur Verfügung stand, nicht in den Haus-
halt eingesetzt, sondern sich damit begnügt, eine 
Ermächtigung zu erbitten, gegebenenfalls im Haus-
haltsjahr 1958 den Betrag von 50 Millionen DM zur 
Förderung von Entwicklungsländern aufzuwenden. 
Diese Auffassung begründete die Bundesregierung 
seinerzeit damit, daß es nicht notwendig sei, er-
hebliche Mittel direkt in den Haushalt einzustellen. 
Ich habe es mir angelegen sein lassen, einmal die 
wirklichen Zahlen in bezug auf die Verwendung 
der in 2 Jahren bewilligten je 50 Millionen DM 
zusammenzustellen, und kann danach folgendes mit-
teilen: 

Ist-Ausgaben und Planung 1956 und 1957 zusam-
men 99,7 Millionen DM. Abzüglich der globalen 
Kürzung durch Haushaltsgesetz von 1956 um 3 Mil- 
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Ritzel 
lionen DM verblieben 96,7 Millionen DM. In den 
Rechnungsjahren 1956 bis 1957 sind davon wirklich 
ausgegeben worden 11,7 Millionen DM, so daß 
84,9 Millionen DM verblieben. Durch bindende Ver-
einbarungen mit den Regierungen der Entwicklungs-
länder sind in voller Höhe verfügt 80 Millionen DM, 
so daß ein Rest von rund 5 Millionen DM — genau 
berechnet: 4,9 Millionen DM — verbleibt. Es stehen 
also praktisch für die Durchführung beschlossener 
Programme und für neue Dinge nur noch 4,9 Mil-
lionen DM zur Verfügung. 

Wenn die Bundesregierung nunmehr die Mei-
nung vertritt, daß eine Ermächtigung genüge, um 
dem etwa auftretenden Bedarf entsprechen zu kön-
nen, so widersprechen wir dieser Überlegung der 
Bundesregierung im Hinblick darauf, daß wir ja 
heute schon feststellen können, daß dieser kleine 
Rest — klein in diesem Zusammenhang gesehen — 

von  4,9 Millionen DM nicht ausreicht und daß das 
Parlament selbst Stellung nehmen sollte. Wir be-
antragen also 50 Millionen DM. 

Die Frage ist: Soll dieser Betrag im ordentlichen 
oder im außerordentlichen Haushalt ausgebracht 
werden? Nach Lage der Verhältnisse sind wir un-
abhängig vom Einzelfall grundsätzlich der Auffas-
sung: eine solche Summe gehört aus diesem Anlaß 
nicht in den außerordentlichen Haushalt, sie gehört 
in den ordentlichen Haushalt. 

Deshalb bitten wir Sie, dem Antrag auf Um-
druck 126 den Vorrang zu geben gegenüber dem 
interfraktionellen Antrag auf Umdruck 85, der die 
gleiche Summe, aber lediglich im außerordentlichen 
Haushalt, bewilligt haben will. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, ich schlage Ihnen vor, ,daß wir sofort den 
Antrag Umdruck 85 begründen lassen, falls nicht auf 
Begründung verzichtet wird. — Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Vogel. 

Dr. Vogel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Im Antrag Umdruck 85 wer-
den sie gebeten, die Summe von 50 Millionen DM 
nicht in den ordentlichen, sondern in den außer-
ordentlichen Haushalt einzustellen, und zwar aus 
den folgenden Gründen. Die notwendigen Ziffern 
finden Sie bereits in dem Schriftlichen Bericht des 
Herrn Berichterstatters Dr. Conring. Herr Kollege 
Ritzel hat Ihnen außerdem noch einige Erläuterun-
gen über die Kassenlage gegeben. Hier ist aber 
noch ein Wort hinzuzufügen. Es sind also 84 Milli-
onen nicht ausgegeben und stehen als Reste zur 
Verfügung. Menschlicher Voraussicht nach können 
aber diese 84 Millionen im Laufe ,des am 1. April 
begonnenen Haushaltsjahres nicht mehr ausgege-
ben werden, weil davon der größte Posten, nämlich 
der für das technische College in Indien, ein Betrag 
von allein über 20 Millionen, noch nicht zum Tra-
gen kommen kann. Die Fundamente für diese An-
stalt sind noch nicht gelegt. Man ist sich noch nicht 
über den Baubeginn im klaren; also kann hier allein 
schon eine so beträchtliche Summe nicht ausgegeben 
werden. 

Wir verkennen keinesfalls, daß wir schon allein 
aus repräsentativen Gründen dem Ausland gegen-
über einen entsprechenden Betrag ausweisen soll-
ten. Ich bitte Sie, darauf zu achten, daß in den Er-
läuterungen zu diesem Titel im ordentlichen Haus-
halt bereits eine Bindungsermächtigung in Höhe 
von 50 Millionen vorhanden ist. Diese Bindungser-
mächtigung berechtigt ,das Auswärtige Amt, in vol-
ler Höhe dieser Summe bereits Planungen für das 
nächste Jahr einzugehen. Eine Unterbrechung der 
Vorbereitungen und der Planungstätigkeit tritt also 
in keinem Falle ein. Wir würden dann nebenein-
ander 50 Millionen an Bindungsermächtigungen zur 
Verfügung haben und 50 Millionen im außerordent-
lichen Haushalt, falls überhaupt jemals für diese 
50 Millionen im Laufe des Haushaltsjahres eine 
Ausgabemöglichkeit gefunden wird. 

Ich glaube deshalb, daß unser Anliegen, diese 
Summe in den außerordentlichen Haushalt einzu-
stellen, den haushaltsrechtlichen Vorschriften besser 
Rechnung trägt. Der Herr Bundesfinanzminister hat 
ausdrücklich in seiner Einführungsrede dargelegt, 
daß er keine Mittel in den Haushalt einzustellen 
wünscht, von denen nicht feststeht, daß sie auch 
wirklich ausgegeben werden können. Ich glaube, 
das ist hier ,der Fall. Es geschieht also niemandem 
ein Schaden; im Gegenteil, es ist haushaltsrechtlich 
wohlbegründet, wenn hier eine Summe im außer-
ordentlichen Haushalt in Höhe von 50 Millionen 
ausgebracht wird. Der Vorgang, Herr Kollege Ritzel, 
ist ja keineswegs ohne Beispiel; auch im vergange-
nen Jahre haben wir uns damit beholfen, in den 
außerordentlichen Haushalt einen Teil der Ausga-
ben für entwicklungsfähige Länder einzubringen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren! Ich kann Ihnen eine erfreuliche Mitteilung 
machen. Die Fraktionen haben vereinbart, alle Wort-
meldungen zum Einzelplan 25 zurückzuziehen, so 
daß wir zu gegebener Zeit sofort mit der Abstim-
mung beginnen können. 

Das Wort hat der Abgeordnete Kühn. 

Kühn (Köln) (SPD) : Meine Damen und Herren! 
Auch ich will mich dem beschleunigten Tempo des 
Tages unterwerfen, wenn ich zum Umdruck 110 ein 
paar Bemerkungen zur Begründung mache. Unser 
Antrag geht dahin, den Tit. 302 um 2 Millionen 
aufzustocken. Hier ist in  der  Sache keine kontro-
verse Situation vorhanden. Ich glaube, wir sind uns 
über die Berechtigung dieses Titels und auch seiner 
Erhöhung durchaus einig. Aber die Erhöhung um 
5 Millionen scheint uns nichtsdestoweniger nicht 
ausreichend zu sein. 

Auch der Herr Bundesaußenminister hat, wenn 
ich Zeitungsmeldungen folge, in einer Rede in Mün-
chen gesagt, daß die uns zur Verfügung stehenden 
Mittel für den auswärtigen Kulturhaushalt „gerade-
zu lächerlich" seien — so lautete die Zeitungs-
meldung —, angesichts dessen, was man für diese 
Aufgabe brauche. Die deutsche Kulturpolitik im 
Ausland ist unter vielen Aspekten zu beurteilen. 
Der eine ist die geistig-kulturelle Selbstdarstellung 
des neuen Deutschlands. Wir haben sie heute hier 
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Kühn (Köln) 
nicht zu behandeln. Ich glaube aber, ein anderer 
Gesichtspunkt sollte hier kurz gestreift werden. Mir 
scheint es gerade im Sinne einer wirkungsvollen 
Auseinandersetzung mit den sowjetischen Vorrang-
bemühungen in der Welt notwendig zu sein, daß 
wir auf diesem Gebiet mehr tun. Lassen Sie mich 
etwas sagen, was wahrscheinlich Ihren Widerstand 
auslösen wird. Ich bin der Meinung, tausend junge 
Ärzte, Wissenschaftler, Techniker und Ingenieure, 
die wir in die asiatisch-afrikanischen Entwicklungs-
länder schicken, nützen mehr in der Abwehr des 
Sowjetismus als zehntausend Soldaten, die wir hier 
in die Kasernen stecken. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren von der CDU, gewiß 
werden Sie mir hier widersprechen. Aber auch wer 
aus einer anderen politischen Grundhaltung her 
glaubt, das eine unbedingt mit Vorrang tun zu müs-
sen, sollte das andere nicht zu sehr hinten anstellen. 
Mir präsentierte sich dieses Problem im Rahmen des 
Kulturhaushalts auch in der Disproportionalität nicht 
nur der Mittel, sondern auch in der Disproportio-
nalität beispielsweise zwischen Militärattachés und 
Kulturattachés. Wir haben bis zum Vorjahre in den 
asiatischen Entwicklungsländern nur zwei Kultur-
attachés gehabt. Ich glaube, ihre Zahl ist bis zum 
heutigen Tag nicht vergrößert worden. Aber im 
vorigen Jahr hat der Verteidigungsminister allein 
14 Militärattachéstäbe gefordert. Und es war Herr 
Kollege Dr. Vogel, der im vorigen Jahr hier gesagt 
hat, daß der Haushaltsausschuß sogar nicht unbe-
trächtliche Abstriche vorgenommen habe. Es blieben 
immerhin noch 14. Dazu sind in diesem Jahre 8 wei-
tere hinzugekommen, zum Teil in Ländern und Zen-
tren, in denen nicht ohne weiteres die überragende 
Notwendigkeit anzuerkennen ist. 

(Abg. Dr. Vogel: Herr Kühn, sie sind alle 
gesperrt!) 

— Sie sind alle gesperrt! Nichtsdestoweniger 
fürchte ich, daß sie doch noch irgendwo erscheinen. 
Aber ich bin immerhin schon für diesen halben Er-
folg dankbar. 

Mir wäre lieber, wenn man in der Frage der 
Kulturattachés noch weniger sperrig wäre; ich 
glaube, daß wir sie dringend brauchen. Wir haben 
gelesen, daß der Gesprächskreis „Wissenschaft und 
Wirtschaft" sogar eigene Wissenschaftsattachés ge-
fordert und dies mit sehr guten Gründen belegt hat. 

Wir haben im Antrag Umdruck 110 gebeten, 
eine Aufstockung des Tit. 302 um 2 Millionen DM 
vorzunehmen. Wir haben sie auf gezielte Zweck-
bestimmungen hin beantragt. Wir glauben, daß die 
vorgesehenen Beträge in dem in Aussicht genom-
menen Verteilungsplan sehr ungleich angesetzt 
sind. Mißverstehen Sie das nicht, wenn ich jetzt 
sage, daß für die auswärtigen Seelsorge- und Mis-
sionsaufgaben der Betrag nahezu verdoppelt ist. 
ich will damit nicht sagen, daß diese Ausgaben 
unberechtigt sind; wir anerkennen sie durchaus. 
Aber uns scheint doch eine gewisse Ungleichge-
wichtigkeit in der Erhöhung vorzuliegen. Wir mei-
nen das nicht, weil es sich hier um konfessionelle 
Einrichtungen handelt. Denn wenn ich Ihnen sage, 

daß wir in unserem Antrag die wesentlichste Hut-
stockung für die deutschen Krankenhäuser im Aus-
land vorsehen — auch wir wissen, daß zwei Drittel 
dieser Krankenhäuser von Ordensschwestern und 
kirchlichen Einrichtungen betreut werden —, wer-
den Sie nicht schlußfolgern können, daß wir das 
hier aus einer Voreingenommenheit sagen. 

Ich glaube, daß man die Ansätze insbesondere 
für die deutschen Krankenhäuser erhöhen muß. Sie 
sind eine besondere, auch kulturelle Einrichtung. 
Ihre geistige Wirkung für das Deutschtum im Aus-
land, insbesondere in den asiatischen Ländern, ist 
außerordentlich groß. Vom Auswärtigen Amt 
wurde gesagt, für die neuzeitlichen Geräte und Me-
dikamente brauche man eine beträchtliche Erhö-
hung des Etats. Wenn man dann aber nur 100 000 
DM mehr einsetzt, scheint uns das zuwenig zu 
sein. 

Wie wenig selbst die Erhöhung um 600 000 DM 
ausmacht, die wir vorgesehen haben, sieht man 
beim deutschen Krankenhaus in Korea. Sie wissen, 
daß diese Frage im Augenblick auch im Schoße des 
Deutschen Roten Kreuzes diskutiert wird. Ich glau-
be, daß es in diesen Tagen zu der Entscheidung 
kommen wird, das Krankenhaus in Pusan aufzu-
lösen und statt dessen vielleicht eines in Kalkutta 
und eines in Bangkok zu errichten. Der Haushalt 
sieht für das Krankenhaus in Korea 3,6 Millionen 
DM vor, für ein Krankenhaus, das dazu noch sehr 
unzulänglich ausgerüstet und in einer alten Schule 
untergebracht ist. Das Personal ist in Baracken 
untergebracht. Wie wenig sind dann die vorgese-
henen 600 000 DM für insgesamt 78 Krankenhäuser 
draußen in der Welt! 

Wenn ich betrachte, daß für das Krankenhaus 
in Pusan 3,6 Millionen DM vorgesehen sind, und 
dies zur Entstehungsgeschichte dieses Kranken-
hauses — es ist nämlich im Zusammenhang mit 

 dem Korea-Krieg entstanden — in Beziehung bringe, 
dann frage ich mich: muß es immer erst zu einem 
Krieg kommen, ehe wir uns zu einer wirklich ge-
wichtigen Hilfe entschließen? Wir meinen, daß 
nicht nur die deutschen Krankenhäuser besser do-
tiert werden sollten, sondern auch die im Ausland 
tätigen Wissenschaftler. 

Die Zeit erlaubt es mir nicht, zu diesem sehr 
wichtigen Problem einiges zu sagen, was dazu 
eigentlich gesagt werden müßte. Lassen Sie mich 
nur zu einem Punkt noch ein paar Bemerkungen 
machen. Wir glauben, daß Mittel nicht nur für ins 
Ausland zu entsendende Wissenschaftler, sondern 
beispielsweise auch für junge Arbeiter vorgesehen 
werden sollten. So fordern wir, daß der Titel „För-
derung des internationalen Austausches von Jung-
arbeitern, in der Ausbildung befindlichen Jugend-
lichen und Praktikanten" auch mit einem Mehr von 
100 000 DM ausgestattet wird. 

Wir haben dankbar zur Kenntnis genommen, daß 
eine neue Position in die Zweckverwendung der 
Mittel eingebaut worden ist: „Zuschüsse an aus-
ländische Staatsangehörige zum beruflichen Erfah-
rungsaustausch und zur Fortbildung in der Bundes-
republik". Aber auch diese Position ist viel zu ge-
ring ausgestattet. Das können Sie feststellen, wenn 
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Sie studieren, was das Auswärtige Amt selbst zur 
Bedeutung dieser Position sagt. 

Man könnte noch sehr viele andere Punkte auf-
zeigen. Wir haben nicht die Zeit zu einer ausführ-
lichen Beratung über die Kulturprobleme un-
serer Außenpolitik. Lassen Sie mich nur ein paar 
Zeitungsmeldungen erwähnen. Die „Zeit" hat ge-
schrieben, daß in der Lesehalle der Universität 
Kalkutta alle englischen Zeitungen ausliegen, aber 
nicht eine deutsche, eine Tatsache, die wir übrigens 
auch vor eineinhalb Jahren, als wir durch Asien 
reisten, in allen diesen Städten erlebt haben. Eine 
andere Zeitungsmeldung sagt, daß wir beispiels-
weise vor einer geistigen Niederlage der Bundes-
republik in Finnland ständen. In einem Bericht 
über eine Tagung der Deutschen Akademie für 
Sprache und Dichtung hat eine der Referentinnen 
— ich glaube, daß es die Frau Konsul aus Helsinki 
war — gesagt, daß es nach ihrer Meinung notwen-
dig sei, für die kulturellen Leistungen der Bundes-
republik in Finnland zu werben, da sich sonst die 
Sowjetzone als Vertreterin des deutschen Kultur 
und Geistesleben ausgeben könnte; dies wäre je-
doch eine nicht wieder gutzumachende geistige 
Niederlage. Das scheint mir ein ganz ernster Punkt 
zu sein. Wir sind ähnlichen Erscheinungen auch in 
Asien begegnet. In Rangun, um nur eins zu er-
wähnen, gibt es eine von den Amerikanern neu 
erbaute Universität für mehr als 4000 Studenten; 
sie sind sehr stark kommunistisch infiltriert und 
haben Chruschtschow und Bulganin vor eineinhalb 
Jahren einen triumphalen Empfang bereitet. Sie ha-
ben aber auch großes Interesse an deutschen Din-
gen, an deutscher Literatur, deutscher Wissenschaft 
und deutschem Geist. Die Gesandtschaft in Rangun 
ist nicht in der Lage, jemanden abzustellen, der 
dort regelmäßig Vorträge halten könnte. Was ge-
schah? Sofort etablierte sich eine kulturelle Dele-
gation der DDR, die diese Universität mit Vor-
trägen über Deutschland füttert, die ganz aus der 
Sicht Pankows gegeben werden. Hier liegt eine 
ganz ernste Gefahr vor. Ich will nicht die vielen 
anderen Punkte erörtern, die uns dort auch auf-
gestoßen sind. Ich glaube, daß es auch in diesem 
Hause darüber keinen Streit gibt. 

Gestern las ich im „Union-Dienst", also in Ihrer 
Korrespondenz, einen Aufsatz, aus dem ich ein ab-
schließendes Zitat geben möchte: 

Die Probleme der Entwicklungsländer müßten 
uns ebenso beschäftigen wie die Probleme im 
eigenen Land; tun sie es nicht, so würde uns 
eines Tages eine Rechnung präsentiert werden, 
die wir nicht begleichen können. 

Ich bin vollends der gleichen Meinung: die 
kulturelle Auseinandersetzung mit dem Kommu-
nismus in der Welt erfordert von uns große An-
strengungen. Die Auseinandersetzung mit dem 
Kommunismus scheint sich immer mehr auf eine 
neue Ebene zu verlagern. Das Schwergewicht geht 
vom Militärischen weg zum Ideologischen, Kultur-
ellen und Ökonomischen. Auf eine Formel gebracht 
könnte man sagen: Das Schwergewicht der Ausein-
andersetzung verlagert sich von den Kasernen weg 
und zu den Hörsälen hin. Nicht mehr wird so sehr 

entscheidend sein, wer die meisten Divisionen hat, 
sondern wem es gelingt, die Milliarde Menschen 
im asiatisch-afrikanischen Raum für sich zu gewin-
nen, ob es den Sowjets gelingt, sie auf ihre Waag-
schale zu plazieren, oder ob man ihnen zu einer 
freiheitlichen Gestaltung aus ihren eigenen Geset-
zen, nicht nach unseren Vorschriften, helfen kann. 
Dabei müssen wir ihnen helfen und dabei — und 
das ist meine letzte Bemerkung — fällt uns Deut-
schen eine besondere Aufgabe zu. Wir sind frei 
vom Geruch des Kolonialismus im Bewußtsein die-
ser Völker. Wir haben keine Veranlassung, uns 
darauf sehr viel einzubilden. Denn das ist nicht 
unser moralisches Verdienst, es ist vielleicht die 
Gunst, oder, wie manche meinen, die Ungunst der 
Geschichte, die uns die Kolonien verlieren ließ, 
als wir den ersten Weltkrieg verloren haben. In 
der gegenwärtigen Situation ist dies im Bewußt-
sein dieser Völker ein großes Plus. Jetzt, in den 
auf uns zukommenden Jahren kommt es darauf an, 
daß wir die Beziehungen zu den Entwicklungs-
ländern auf eine neue Ebene stellen: weg vom 
Kolonialismus und hin zu einer gleichberechtigten 
Partnerschaft. Dabei haben wir die Möglichkeit, 
sehr viel mehr zu tun als andere. 

Unsere kulturelle Auslandsaktivität haben wir 
zu untersuchen unter dem Gesichtspunkt der Pro-
bleme ihres geistigen Inhalts— das kann heute in 
dieser gedrängten Etatberatung nicht unsere Auf-
gabe sein —, wir haben sie auch zu untersuchen 
unter dem Gesichtspunkt der materiellen Ausstat-
tung dieser auswärtigen Kulturpositionen. In die-
ser Frage sollte das Haus bereit sein, über die 
durchaus anerkennenswerte Steigerung dieses 
Etatstitels hinaus noch einen Schritt zu tun. Des-
halb beantragen wir die Erhöhung dieses Etats

-

titels um weitere 2 Millionen DM. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Will jemand dazu 
das Wort ergreifen? — Das ist nicht der Fall. 

Meine Damen und Herren, ich schlage vor, daß 
wir in folgender Reihenfolge diskutieren — nicht 
nach den Ziffern der Umdrucke, sondern nach den 
Titeln —: der erste Antrag, Umdruck 126, war zu 
Tit. 962 gestellt, der jetzt begründete Antrag Um-
druck 110 zu Tit. 302, und der Antrag Umdruck 86 
betrifft Tit. 970. 

Ich rufe den Antrag Umdruck 86 auf. — Bitte, 
Herr Abgeordneter Vogel. 

Dr. Vogel (CDU/CSU) : Herr Präsident, wenn Sie 
gestatten, möchte ich gleich alle von uns gestellten 
Anträge — Umdrucke 84, 86 und 89 — gemeinsam 
begründen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Gut, bitte schön! 

Dr. Vogel  (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich beginne mit 
der Begründung des Antrags Umdruck 86. Sie 
werden darin gebeten, den Ansatz in Tit. 970 

—Außenpolitische Ausarbeitungen (Osteuropa) — um 
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100 000 DM auf 200 000 DM zu erhöhen und in der 
Erläuterung einen kleinen Zusatz anzubringen, der 
folgendermaßen lautet: 

Daneben wird eine laufende Dokumentation 
und Chronik über alle Vorgänge in Osteuropa 
und in den Vertreibungsgebieten 

— dies ist der Zusatz — 
geführt. 

Dieser Vorschlag ist ein Kompromiß aus einer 
Reihe von ursprünglich widerstreitenden Erwägun-
gen. Ich kann nicht verhehlen, daß der Haushalts-
ausschuß bei dem ursprünglich mit 100 000 DM neu 
beantragten Tit. 972 eine Ablehnung beschlossen 
hatte, und zwar deshalb, weil ihm die Erläuterun-
gen nicht klar genug gefaßt waren und weil aus 
den Erläuterungen u. a. hervorging, daß eine „Ko-
ordination" der Arbeit der bestehenden Ostinstitute 
ins Auge gefaßt war. 

Nun hat der Haushaltsausschuß — ich glaube, es 
war mit unsere Initiative, daß es dazu gekommen 
war — die Ansätze für die Osteuropainstitute in 
den letzten Jahren rundweg verdoppelt. Es wird 
auch allgemein anerkannt, daß damit die fünf gro-
ßen Institute heute über ausreichende Mittel ver-
fügen, um ihrer Aufgabe gerecht zu werden. Uns 
schien es aber nicht gerechtfertigt zu sein, nun ein 
dem Auswärtigen Amt angegliedertes neues Insti-
tut zu schaffen, das die Aufgabe hätte - wie es 
in den Erläuterungen hieß —, diese hoch dotierten 
Osteuropainstitute noch einmal zu koordinieren. 

Außerdem hatten wir Bedenken dagegen, daß in 
den Erläuterungen gleichfalls noch eine Reihe von 
neuen Stellen ausgewiesen wurde, so daß dann in 
der Organisation des Auswärtigen Amtes ein neuer 
Appendix erschienen wäre. Das Auswärtige Amt 
verfügt schon über eine Reihe derartiger Anhäng-
sel, die wir keineswegs für erfreulich halten. Es 
wäre besser, wenn die neu geschaffene Ostabtei-
lung in ihren eigenen Reihen — darüber wäre 
durchaus zu reden — im kommenden Jahr einige 
Angestellte einstellen würde, die sich mit der in 
der Erläuterung festgelegten Zweckaufgabe befas-
sen. Aber so, wie es in der Vorlage vorgesehen 
war, konnte es unsere Zustimmung nicht finden. 

Nach einigen Beratungen mit meinen Freunden, 
vor allen Dingen denen, die in der auswärtigen 
Politik tätig und besonders daran interessiert sind, 
sind wir übereingekommen, diesen Änderungsan-
trag einzubringen, den schon seit Jahren bestehen-
den Ansatz in Tit. 970 — Außenpolitische Ausar-
beitungen — zu verdoppeln und die Zweckbestim-
mung auch auf die Vertreibungsgebiete auszu-
dehnen. 
Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch 

einen ganz kurzen Satz über die im Auswärtigen 
Amt vorhandenen Unterlagen auf diesem Gebiete 
sagen. Ich glaube, daß die in mühseliger Arbeit in 
den Jahren 1947 bis 1949/1950 vom „Deutschen 
Büro für Friedensfragen" in Stuttgart erarbeiteten 
340 — oder noch mehr — Gutachten heute leider 
nicht mehr die Beachtung finden, die sie vielleicht 
verdienen. Es ist damals in einer überaus sorg-
fältigen Arbeit unter Hinzuziehung aller Forscher, 

die 1947-49 in Deutschland überhaupt für eine 
solche Aufgabe herangezogen werden konnten, ein 
sehr umfangreiches Material zusammengetragen 
worden, das teilweise auch dem Druck übergeben 
werden konnte. Es wäre sehr sinnvoll, wenn man 
auf diese Ausarbeitungen heute zurückgriffe, sie 
durch neue ergänzte und auf den heutigen Stand 
brächte. Eine solche Arbeit sollte von der vollen 
Autorität des Auswärtigen Amtes getragen sein 
und nicht in ein neues Institut verlagert werden. 
Darum glauben wir, daß die Fassung des neuen 
Tit. 970, so wie wir sie vorschlagen, diesem Zweck 
gerecht wird. 

Ich komme nun zu der Begründung des zweiten 
Umdrucks, des Umdrucks 84. Wir beantragen, den 
Ansatz in Tit. 302 — Pflege kultureller, humanitärer 
und wissenschaftlicher Beziehungen zum Ausland 
— von 23 050 000 DM um. 150 000 DM zu erhöhen. 
Diese Erhöhung hat einen ganz einfachen Grund. 
Wir hoffen, die UNESCO-Tagung des Jahres 1958 
in der Bundesrepublik begrüßen zu können. Um 

 hier die notwendigen Mittel für die Vorbereitung 
euer solchen Tagung zur Verfügung zu haben, möch-
ten wir Sie bitten, den Titel um diese 150 000 DM 
zu erweitern. Ob er in Anspruch genommen werden 
wird, wissen wir nicht. Aber wir wollen vorsorg-
lich jedenfalls die 150 000 DM zur Verfügung haben. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu Umdruck 89 
(neu) sagen, der in Tit. 674 eine Erhöhung des 
Beitrags zum Flüchtlingsfonds der Vereinten Natio-
nen um 1 Million DM vorsieht. Wir kommen hier 
einer sehr dringenden Bitte der UNREF nach, die 
uns nahegelegt hat, den Titel um diesen Betrag 
zu erhöhen. Die gleiche Bitte ist nicht nur an 
Deutschland, sondern auch an alle anderen Nationen 
ergangen. Ich glaube, es wird ihr allgemein ent-
sprochen werden. Wir dürfen erwarten, daß aus 
diesem Fonds auch Rückflüsse nach der Bundes-
republik in sehr beachtlicher Höhe gelangen wer-
den. Ich glaube, daß wir nicht nur deshalb, sondern 
weil wir es immer als ein spezielles Anliegen be-
trachtet haben, trotz unserer eigenen unerhörten 
Flüchtlingsnöte auch die anderen nicht zu vergessen, 
hier eine solche Million neu einfügen sollten. 

Ich würde es allerdings begrüßen, wenn das Aus-
wärtige Amt die Initiative ergriff, vielleicht noch 
mehr als bisher das Ausland über das Ausmaß der 
deutschen Flüchtlingsaufnahme aufzuklären. Man 
stößt überall draußen — auch in Zeitungsartikeln 
und Zeitschriftenaufsätzen — auf eine Auffassung, 
die dieses Anliegen nur zu berechtigt erscheinen 
läßt. Neulich las ich z. B. einen solchen Aufsatz in 
„Readers Digest" mit seiner riesigen Auflage von 
über 14 Millionen, aus dem eine betrübliche Un-
kenntnis über die wirkliche Flüchtlingslage in 
Deutschland sprach. 

Wenn das Ausland darüber hinreichend infor-
miert würde, daß wir im letzten Jahr annähernd 
400 000 Flüchtlinge allein aus der Sowjetzone auf-
genommen haben — ganz zu schweigen von den 
Umgesiedelten aus den unter polnischer Verwal-
tung stehenden Gebieten und aus dem Balkan, auch 
ganz zu schweigen von den in der Sowjetunion 
noch befindlichen 25 000, die wir genau nachweisen 
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können 	-, dann, glaube ich, würde auch die Be

-

reitschaft des Auslandes wachsen, uns bei der Un

-

terbringung dieser enormen Zahl von Vertriebenen 
tatkräftiger als bisher unter die Arme zu greifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Gülich. 

Dr. Gülich (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Einige Worte zu dem Antrag Umdruck 
86, wonach der  Ansatz bei Tit. 970 — Außenpoli-
tische Ausarbeitungen (Osteuropa) — von 100 000 
auf 200 000 DM erhöht werden soll. Vor drei Jahren 
hatte ich im Haushaltsausschuß den damaligen An-
satz von 50 000 DM zu verdoppeln beantragt. Dem 
Antrag wurde stattgegeben. Ich freue mich, wenn 
jetzt noch einmal verdoppelt wird. Aber ich muß 
einige Bemerkungen dazu machen. 

Herr Kollege Vogel hat es mir leichter gemacht, 
als ich erwartet hatte. Ich hatte befürchtet, Sie 
würden eine Hintertür für den im Haushaltsaus-
schuß gegen eine Stimme abgelehnten Tit. 972 — 
Kosten des Forschungsinstitutes für deutsche Ost-
fragen in Bonn — suchen. In der alten Erläuterung 
zu Tit. 970 stand, daß über die Vertreibungssachen 
eine Dokumentation in Karteiform geführt werden 
solle; lediglich die Worte „die Karteiform" sind 
jetzt weggeblieben. 

Zu der vom Auswärtigen Amt beabsichtigten Ein-
richtung eines Forschungsinstituts für Ostfragen — 
eine Angelegenheit, die ja noch nicht ausgestanden 
ist; wir werden sie vermutlich demnächst wieder-
sehen — möchte ich sagen, daß die bestehenden Ost-
forschungsinstitute jetzt besser ausgestattet sind als 
früher, aber noch nicht gut genug. Sie sollten weiter 
ausgestattet werden, um ihren Aufgaben gerecht 
zu werden. Eine Koordinierung der wissenschaft-
lichen Forschungen dieser Institute durch das Aus-
wärtige Amt würde aber einen Eingriff in die Un-
abhängigkeit der Wissenschaft bedeuten, und das 
darf nicht geschehen! Alle Ostforscher kennen sich 
untereinander und koordinieren schon von allein. 
Sie haben selbstverständlich auch Verbindung zu 
den Ostforschungsstätten in den Vereinigten Staa-
ten und anderen Ländern. Was man hier geplant 
hatte, dem Auswärtigen Amt ein Institut mit einem 
Beamten an der Spitze anzugliedern, der im Aus-
schuß noch nicht einmal genannt wurde oder ge-
nannt werden konnte, mit einem vorgesehenen 
Personalstab von zunächst neun Personen, wäre 
der Anfang zu diesem Eingriff gewesen. Die ein-
schlägige Literatur gehört in die Bibliothek des 
Auswärtigen Amts, — man soll also nicht im Aus-
wärtigen Amt noch eine weitere Literatursammel-
stelle einführen wollen. 

Die Sache ist deshalb so problemgeladen, weil 
die Ostforschung in großer Gefahr steht, politisiert 
zu werden, weil sie in der Vergangenheit, im Drit-
ten Reich, politisiert worden ist und weil ihr nach 
dem Zusammenbruch des Dritten Reichs durch die 
Besatzungsmächte ebenfalls oftmals fragwürdige 
politische Aufgaben übertragen worden sind. Des

-

wegen gilt es, die Ostforschungsinstitute wissen-
schaftlich absolut sauber zu haben, Die Forschung 
darf niemals idie Grenzen der Politik überschreiten. 
Wir müssen aus der Vergangenheit die Lehre zie-
hen, daß wir auf dem Gebiete der Ostforschung 
ganz besonders vorsichtig sein müssen. 

Im übrigen sollte es unsere Aufgabe sein, uns 
, mit Rußland und dem gesamten Osten und den 
Ostblockstaaten viel mehr zu beschäftigen, als 
das bisher geschieht. Seit Jahrzehnten ist die die 
östliche Welt betreffende Forschung in Deutschland 
vernachlässigt worden; wir haben auf diesem Ge-
biet viel nachzuholen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Weitere Wort-
meldungen zu diesem Punkt? — Das ist nicht der 
Fall. 

Dann rufe ich auf den Antrag Umdruck 123. Zur 
Begründung Abgeordneter Ritzel! 

Ritzel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Vorhin war von den Aktivposten auf dem 
Gebiete der Moral die Rede. Wir, die Bundes-
republik, besitzen stellvertretend für ganz Deutsch-
land, für das ganze deutsche Volk in der ganzen 
Welt einen Aktivposten, dessen Bedeutung gar nicht 
überschätzt werden kann. Das sind die deutschen 
Schulen im Ausland. Sie haben eine große Bedeu-
tung. Ihrer Bedeutung wird aber nicht Rechnung ge-
tragen, wenn man sich im einzelnen betrachtet, wie 
deutscherseits die Lehrer und die Schulen im Aus-
land in bezug auf ihre materielle Ausstattung viel-
fach behandelt werden. Es ist zwar in der jüngsten 
Zeit eine Besserung eingetreten; aber die Zustände 
sind durchaus unbefriedigend. Aus den Beratungen 
des Haushaltsausschusses könnte ich Ihnen ein-
gehendes Material unterbreiten, das beweist, daß 
die Dinge einfach so nicht weitergehen können. Wir 
haben vor etwa sechs Wochen im Haushaltsausschuß 
die Bundesregierung ersucht, uns eine Übersicht 
über die Bezahlung der Auslandslehrer vorzulegen. 
Diese Übersicht ist uns bis zur Stunde noch nicht 
gegeben worden. Wir haben jedoch den dringenden 
Wunsch, nun wenigstens eine Richtschnur in den 
Erläuterungen über die Bewirtschaftung der Mittel 
des Tit. 303 in Kap. 05 02 des diesjährigen Bundes-
haushalts zu geben, indem wir in Umdruck 123 be-
antragen, bei der Berechnung von Zuschüssen an 
deutsche Schulen bzw. Schulgemeinden im Ausland 
hinsichtlich der Bezahlung der Lehrkräfte die ent-
sprechenden Besoldungsgruppen und Besoldungs-
stufen des Bundesbesoldungsgesetzes und außerdem 
den Kaufkraftausgleich nach § 2 des Bundesbesol-
dungsgesetzes zugrunde zu legen. Dann sind immer 
noch Varianten möglich; jedoch müssen wir im 
großen und ganzen darauf sehen, daß unsere Lehrer 
draußen im Ausland in den deutschen Schulen an-
ständig bezahlt werden. Bisher war das zu einem 
erheblichen Teil nicht der Fall. Damit das erreicht 
wird, stellen wir diesen Antrag. 

Ich möchte mir gestatten, noch auf etwas hinzu-
weisen, das Herr Kollege Kühn vorhin in einem 
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anderen Zusammenhang angesprochen hat. Er sprach 
von den deutschen Krankenhäusern im Ausland und 
zitierte insbesondere das deutsche Spital in Korea. 
Im Haushaltsausschuß haben wir die Anregung ge-
geben, das Auswärtige Amt möge einmal prüfen, 
ob man dieses Spital in Korea nicht der koreani-
schen Regierung oder dem Internationalen Roten 
Kreuz schenken könne. Wir glauben, daß das in der 
gegebenen Situation ein sehr vernünftiger Aus-
weg wäre. 

Da ich nicht die Absicht habe, mich zu diesem 
Einzelplan noch einmal zu Wort zu melden, möchte 
ich eine Anregung geben und deren Annahme durch 
das Hohe Haus empfehlen, die auf Grund der Haus-
haltsbeschlüsse bereits ihre Aufnahme in den Etat 
gefunden hat, nämlich die Anregung, auf dem Ge-
biet der Auslandsvertretungen für das Jahr 1959 mit 
einer Ersparnismaßnahme einzusetzen. Wir haben 
im Auswärtigen Ausschuß beantragt, 10 % der 
deutschen Konsulate im Ausland ab 1959 einzu-
sparen. Wir sehen eine solche Möglichkeit, da nicht 
widerlegt werden kann, daß vom Zeitpunkt der Be-
gründung der Bundesrepublik an im Ausland Kon-
sulate eingerichtet worden sind, von denen man 
heute weiß, daß sie nicht eine unbedingte Not-
wendigkeit darstellen. Wir sehen eine Möglichkeit 
auch in der weiteren Tatsache, daß es im Gegensatz 
zu 1949 und den ersten Jahren nach 1949 nicht mög-
lich war, Wahlkonsuln zu gewinnen. Es gibt zahl-
reiche Plätze im Ausland, wo an Stelle der wesent-
lich teureren Berufskonsuln Wahlkonsuln dieselben 
Funktionen erfüllen können, die dort erfüllt werden 
müssen. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie diesen 
Ersparnisvorschlag in die Tat umsetzten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat Herr 
Abgeordnete Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Sehr verehrter 
Herr Kollege Ritzel! Ich wäre dankbar gewesen, 
wenn dieser Vorschlag nicht hier vor das Plenum 
gekommen wäre. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Wir stimmen im allgemeinen in diesen Dingen 
völlig überein. Auch wir haben die Absicht — das 
haben wir im Ausschuß deutlich zum Ausdruck ge-
bracht —, die Besoldung der Lehrer, die an den 
deutschen Auslandsschulen tätig sind, einer Prü-
fung zu unterziehen, und Wir sind durchaus bereit, 
auch hier das Notwendige zu tun, genauso, wie auf 
meine Anregung hin bereits vor drei Jahren eine 
entsprechende Besoldungserhöhung der Lehrer an 
den Auslandsschulen erfolgte. Ich glaube also dem 
Verdacht völlig fernzustehen, nicht das notwendige 
Verständnis bereits früher dafür aufgebracht zu 
haben. Ein Antrag mit solchen Konsequenzen sollte 
aber noch einmal an den Ausschuß zurückverwie-
sen werden. Er sollte dort geprüft werden, wenn 
das von dem Auswärtigen Amt, dem Bundesfinanz-
ministerium und den Länderverwaltungen zuge-
sagte Material dem Ausschuß unterbreitet wird. 

Ohne eine solche Ausschußvorbereitung sollte man 
einen derartigen grundsätzlichen Schritt nicht tun. 

Das bedeutet keine Aufschiebung der Maßnahme. 
Wir sind uns völlig darüber im klaren, daß der 
Ausschuß, wenn die Regierung nachher eine außer-
planmäßige Ausgabe für notwendig hält, diese 
nicht verweigern wird. Infolgedessen möchte ich 
mich dafür aussprechen, den Antrag hier nicht an-
zunehmen, sondern ihn an den Ausschuß zurück-
zuverweisen. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weiteren 
Wortmeldungen. — Dann — es ist erfreulich das 
mitzuteilen — sind sämtliche Änderungsanträge zu 
diesem Einzelplan begründet. Wir können aber vor 
10 Uhr nicht darüber abstimmen. Es fragt sich nur, 
zu welchem Einzelplan wir übergehen sollen, falls 
nicht noch der Herr Außenminister das Wort er-
greifen will. — Ich erteile Ihnen das Wort. 

Dr. von Brentano, Bundesminister des Aus-
wärtigen: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte die Anregung des Herrn Kollegen Vogel 
unterstützen und wäre dankbar, wenn auch Sie, Herr 
Kollege Ritzel, sich mit ihr einverstanden erklären 
könnten. Die finanziellen Auswirkungen des An-
trags müssen in der Tat noch einmal im Haushalts-
ausschuß eingehend diskutiert werden. 

Ich erinnere mich einer Aussprache über dieses 
Thema, in der die Frage überraschend gestellt 
wurde und nicht hinreichend beantwortet werden 
konnte. Inzwischen habe ich Feststellungen treffen 
lassen und darf Ihnen folgendes sagen. Die reine 
Anhebung der Grundgehälter von 140 auf 165 % 
für die Auslandslehrer würde eine Mehrbelastung 
von 1,5 Millionen DM bedeuten. Da aber das Bun-
desbesoldungsgesetz von 1957 die Anhebung der 
Grundgehälter auf den Index von 165 in einen Zu-
sammenhang mit anderen Verbesserungen stellt — 
die Aufhebung der ersten Dienstaltersstufe, die 
Verbesserungen des Besoldungsdienstalters und 
die Anhebung der Besoldungsgruppen — und wir 
wahrscheinlich, wenn wir das Bundesbesoldungs-
gesetz anwenden, gezwungen wären, auch diese 
Vorschriften anzuwenden, würde der Mehrbedarf 
auf 3,5 Millionen DM ansteigen, eine Belastung, 
über die wir hier nicht beschließen können, da sie 
die ganze Planung im Kulturhaushalt über den 
Haufen werfen würde. Deswegen unterstütze ich 
die Anregung, diese Frage noch einmal im Aus-
schuß zu besprechen. 

Im übrigen, Herr Kollege Ritzel, darf ich Ihnen 
sagen, daß die Frage der Auflösung des Hospitals 
in Korea von mir schon mit dem Roten Kreuz be-
sprochen worden ist. Ich nehme an, daß wir den 
Weg, über den wir uns hier gemeinsam unter-
halten haben, gehen werden. Die Ersparnismaß

-

nahmen, die der Haushaltsausschuß vom Auswär-
tigen Amt erwartet, werde ich selbstverständlich 
sorgfältig vorbereiten. 

Was die Einsparung von 10 % der Konsulate an-
langt, glaube ich Ihnen heute schon voraussagen 
zu können, daß die Meinungen darüber, welche 
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Bundesaußenminister Dr. von Brentano 
Konsulate überflüssig sind, im Hohen Haus wahr-
scheinlich sehr auseinandergehen werden. 

(Zustimmung bei der CDU /CSU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ritzel. 

Ritzel (SPD) : Nach den im Grunde positiven Be-
kundungen sowohl des Herrn Dr. Vogel als auch 
des Herrn Bundesaußenministers darf ich mich na-
mens meiner Fraktion mit einer nochmaligen Aus-
schußverweisung des Antrags Umdruck 123 einver-
standen erklären. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weiteren 
Wortmeldungen? — Dann ist die Debatte über die-
sen Einzelplan geschlossen. Wir können, wie ich 
schon sagte, Vor 10 Uhr nicht abstimmen lassen, son-
dern müssen einen Einzelplan vorziehen. Ich möchte 
einen Einzelplan aufrufen, dessen Behandlung etwa 
10 Minuten dauert. Herr Kollege Dr. Vogel, Sie 
kennen sich besser aus als ich; was schlagen Sie 
vor? 

(Abg. Dr. Vogel: Wenn Einverständnis 
darüber herrscht, könnte man auch mit den 

Abstimmungen beginnen!) 

- Meine Damen und Herren, wir können nicht 
über die Kollegen verfügen, die jetzt nicht da sind 
und sich darauf verlassen, daß sie vor 10 Uhr nicht 
benötigt werden. Das kann man nicht interfraktio-
nell vereinbaren. Nicht nur die Fraktionen haben 
ein Recht auf Abstimmung, sondern auch die ein-
zelnen Abgeordneten. 

(Abg. Dr. Mommer: 36, Herr Präsident!) 
- Dann rufe ich auf: 

Einzelplan 36: Zivile Notstandsplanung 
(Drucksachen 444, zu 444) 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Kreitmeyer. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Kreitmeyer (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich habe schon ge-
stern versucht, vom Platz aus klarzumachen, daß 
ich Sie bitten darf, im Hinblick auf meine schrift-
liche Berichterstattung und in Anbetracht der Zeit-
umstände auf einen zusätzlichen mündlichen Be-
richt zu verzichten. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Auch ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

Das Wort zur Begründung des Änderungsantrags 
Umdruck 114 hat Frau Abgeordnete Renger. 

Frau Renger (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! In diesem Haushaltsjahr ist uns 
zum ersten Male der Einzelplan 36 vorgelegt wor-
den. Ich möchte dazu bemerken, daß auch die darin 
vorgesehenen Maßnahmen nicht darüber hinweg-
täuschen können, daß der Bundesinnenminister in 
der Vergangenheit sehr viele Versäumnisse auf 
dem Gebiet des zivilen Bevölkerungsschutzes be-

gangen hat. Nach wie vor ist die Situation für die 
Bevölkerung die, daß, wenn eines Tages eine Ka-
tastrophe eintreten sollte, sie ihr hilflos ausgelie-
fert wäre. Wir alle wissen, daß es keinen Schutz 
gegen eine Atombombe, sondern im besten Fall nur 
eine Hilfe für die Überlebenden geben kann. Ich 
meine, deshalb sollte man nicht von Schutz reden 
und den Begriff in „Hilfe" für die Bevölkerung 
umwandeln, da sonst eine Irreführung vorliegen 
könnte. 

Die Notstandsmaßnahmen im Rahmen des Ein-
zelplans 36 bestehen leider in der Hauptsache 
darin, den Schutz von Regierungsbauten und die 
Nachrichtenübermittlung dahin sicherzustellen. Für 
diese Aufgabe sind rund 76 Millionen DM vor-
gesehen, wenn man die Bindungsermächtigungen 
für das Jahr 1959 hinzurechnet. Ich meine, daß 
darin ein Mißverhältnis zwischen solchen Maßnah-
men und wirklichen Hilfsmaßnahmen für die Bevöl-
kerung zum Ausdruck kommt. Das wird besonders 
deutlich, wenn man hiermit die Tit. 712 und 878 
vergleicht, die die Erstellung von Hilfskranken-
häusern und deren Einrichtungen betreffen. In bei-
den Titeln sind lediglich 3 Millionen DM vorge-
sehen, und hier findet sich auch keine Bindungs-
ermächtigung für das kommende Jahr. Die Erhö-
hung dieses Ansatzes erscheint meiner Fraktion 
ganz besonders bedeutsam; denn im Katastrophen-
fall ist es doch in erster Linie wichtig, Ausweich-
möglichkeiten für die Aufnahme der Bevölkerung 
zu haben. Wir haben in der Bundesrepublik — 
und deswegen möchte ich den Schwerpunkt auf 
diese Titel legen — schon lange einen Mangel an 
Krankenhäusern. Wir haben es erst gestern wie-
der gehört. Wir wissen, daß die heute vorhande-
nen Betten im Falle einer Katastrophe längst nicht 
ausreichen würden. Diese Maßnahmen wären also 
besonders wichtig. Zudem würde es unserer Bevöl-
kerung heute schon zugute kommen, wenn wir die-
sen Ansatz erhöhen könnten. Wir würden damit 
schon jetzt etwas Vernünftiges tun, statt darauf 
zu warten, daß wir vielleicht einmal gezwungen 
werden, es zu tun. Wenn wir diesen Ansatz echt 
erhöhen, dann erkennt die Bevölkerung wenigstens 
den Versuch, wirkliche Hilfsmaßnahmen vorzu-
sehen. 

Aber auch die Erhöhung der anderen Titel, die 
meine Fraktion beantragt, ist deswegen notwendig, 
um die Maßnahmen überhaupt sinnvoll anlaufen zu 
lassen. Auch wenn das geschehen ist, sind die Ver-
säumnisse immer noch nicht aufgeholt; darüber 
dürfen wir uns nicht etwa hinwegtäuschen. Wenn der 
Herr Bundesinnenminister im vorigen Jahr gesagt 
hat, daß es eigentlich nur deswegen mit den Maß-
nahmen für den Bevölkerungsschutz so schlecht ge-
gangen sei, weil das Gesetz für den Schutz der Zivil-
bevölkerung noch nicht zustande gekommen wäre, 
so muß ich dazu bemerken, auch heute sind die 
entscheidenden Fragen noch offengeblieben. Wir 
wissen heute immer noch nicht: Wieviel Kranken-
häuser sind denn überhaupt geplant? Hat man 
schon ausreichende Arzneimittel vorgesehen? Oder 
steht das alles nur auf dem Papier? Ist die Versor-
gung der Bevölkerung mit Erkennungsmarken 
schon eingeleitet, oder denkt kein Mensch daran? 
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Frau Renger 
Was ist eigentlich mit den Warnämtern geschehen? 
Ich glaube, es gibt ein oder zwei. Was hat denn 
der Innenminister auf diesem Gebiet getan? 

Im vergangenen .Jahr hat der Bundesinnenmini-
ster uns erklärt, daß er die Erfahrungen, die er in den 
USA gesammelt hat, für die Bundesrepublik nutzen 
möchte. Er hat damals auch davon gesprochen, daß 
die Vereinigten Staaten, die man sich ja sonst so 
gern als Vorbild nimmt, ein Zehnjahresprogramm 
für Schutzraumbauten von 30 Milliarden Dollar 
vorgesehen haben. Wir hätten gern gewußt, was 
die Bundesregierung hier plant, nachdem sie ja für 
Regierungsbauten Schutzräume zu bauen beabsich-
tigt. Man hört auch verschiedentlich etwas über 
Evakuierungspläne. Auch hier wüßten wir gern, 
woran denn nun eigentlich gedacht ist, in welchem 
Umfang, wohin und welche Bevölkerungsteile 
eventuell evakuiert werden sollen. 

Trotz der Abneigung des Bundesinnenministers ge-
gen Befragungen der Bevölkerung hat er uns im ver-
gangenen Jahr ebenfalls erzählt, daß sich 80 % der 
Bevölkerung für Luftschutzmaßnahmen erklärt hät-
ten. Ich frage den Herrn Minister, ob er der Meinung 
ist, daß er mit den Maßnahmen, die er in Einzel-
plan 36 vorgesehen hat, die Bevölkerung hat be-
ruhigen können. Ich glaube das nicht, sondern 
meine, der Herr Minister wäre verpflichtet, endlich 
diesem Hause und der Bevölkerung einen ernst-
haften und überzeugenden Plan vorzulegen, wie er 
sich wirklich sinnvolle Hilfsmaßnahmen für die Be-
völkerung denkt. 

Der Ausschuß für innere Verwaltung hat kürzlich 
in Berlin übereinstimmend erklärt, daß die Auf-
gaben des zivilen Bevölkerungsschutzes allein in die 
Hände des Bundesinnenminsters gehören sollen. 
Sehr verehrter Herr Minister er ist anscheinend 
nicht da —, die Unterlassungen, die Sie in der Ver-
gangenheit begangen haben, können auch nicht 
etwa aufgeholt werden, wenn in der nächsten Zeit 
das neue Bundesamt für den zivilen Bevölkerungs-
schutz zu funktionieren beginnen soll. Ich kann 
Ihnen seitens meiner Fraktion nur erklären: Der 
zivile Bevölkerungsschutz war bei Ihnen nicht in 
guten Händen. Wir hoffen, daß dieses Hohe Haus 
den Maßnahmen, die wir mit unserem Antrag Um-
druck 141 gern verwirklicht sehen möchten, zustim-
men wird, um wenigstens die ersten sinnvollen Be-
mühungen anlaufen zu lassen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Wird weiter das 
Wort gewünscht? — Der Herr Bundesfinanzminister! 

Etzel, Bundesminister der Finanzen: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Infolge des Tem-
pos ist der zuständige Innenminister im Augen-
blick noch nicht im Hause. Ich will deshalb kurz 
zu dem Antrag der SPD Stellung nehmen. 

Ich darf darauf hinweisen, daß in diesen Haus-
halt erstmalig die Titel eines zivilen Notstands-
programms eingestellt worden sind. Dieses Pro-
gramm sieht die vordringlichsten Maßnahmen vor, 
die noch außerhalb des zivilen Luftschutzgesetzes 

für den Personen- und Sachschutz notwendig sind. 
Eingesetzt sind 123 Millionen DM. Die Erhöhung, 
die jetzt verlangt wird, beträgt nach einer flüch-
tigen Schätzung 162 Millionen DM. 

Meine Damen und Herren! Diese 162 Millionen 
DM sind im Augenblick gar nicht zu verwenden. 
Ich sehe einmal einen Augenblick von der Dek-
kungsfrage ab; aber um 162 Millionen DM ausge-
ben zu können, müssen personelle, organisatorische 
und planmäßige Voraussetzungen für die Veraus-
gabung der Beträge vorliegen, und es müssen die 
bautechnischen Verfahren beim Schutzraumbau 
festgelegt werden, die im letzten noch nicht ge-
klärt sind. Wir sind aber im Anlauf, im Aufbau 
dieser Dinge, und ich bin der Meinung, daß aller-
dings im nächsten Rechnungsjahr höhere Mittel 
eingesetzt werden müssen. Sie sollen auch einge-
setzt werden; aber in dem langsamen Zug des Auf-
baues genügt der derzeitige Ansatz. Das Mehr, das 
berechtigterweise verlangt werden kann, kann auch 
erst im nächsten Jahr verbaut werden. 

Zur Deckungsfrage wäre zu sagen, daß auch 
nicht ohne weiteres 162 Millionen DM in den Haus-
halt eingesetzt werden können. Auch aus diesem 
Grunde bitte ich, den Antrag abzulehnen. 

Ich wiederhole: Im Grundsatz langsamer, stufen-
weiser Aufbau. Die 123 Millionen DM erster An-
satz sind im Augenblick in Anbetracht aller Vor-
aussetzungen personeller, technischer Art usw. aus-
reichend. Das Mehr muß in den nächsten Haushalt 
eingesetzt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schmitt (Vockenhausen). 

Schmitt (Vockenhausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Von dem neuen Finanz-
minister hören wir die alten Worte. Herr Minister, 
vor drei Jahren hat Herr Staatssekretär Ritter 
von Lex im Auftrage der Bundesregierung erklärt: 
Meine Damen und Herren von der SPD, was wollen 
Sie denn, wir haben ein 1,2-Milliarden-Programm 
aufgestellt, und dieses Programm werden wir in den 
nächsten Jahren durchführen. Von diesem Drei-
jahresprogramm, das im Etatjahr 1957 abgelaufen 
ist, sind praktisch noch nicht einmal 300 Millio-
nen DM ausgegeben worden, so daß noch nicht ein-
mal das Minimalprogramm ausgeführt worden ist. 

Ich will gar nicht darüber reden, daß die Bundes-
regierung in der Grundfrage völlig untätig geblie-
ben ist, ob und inwieweit im modernen Krieg über-
haupt ein Bevölkerungsschutz oder eine Hilfe für 
die Überlebenden möglich ist, und sie noch nicht 
einmal in Angriff genommen hat. Ich erinnere mich 
noch, mit welchem Optimismus der Herr Bundes-
innenminister im letzten Jahre aus Amerika zurück-
kehrte. Da hatte man das Gefühl, er sprüht vor 
Aktivität, um die Versäumnisse aufzuholen. In-
zwischen ist ein Jahr vergangen. Abgesehen davon, 
daß er hier die Sozialdemokratische Partei diffamiert, 
habe ich von seiner Aktivität noch nichts gespürt. 

Ich möchte hier aber doch noch auf einen Punkt 
besonders hinweisen. Im „Tagesspiegel" vom 25. Jun: 
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Schmitt (Vockenhausen) 
— der Herr Bundesverteidigungsminister ist ja 
glücklicherweise im Hause — ist ein Aufsatz er-
schienen: „Das Bonner Tauziehen um die Zivil-
verteidigung." Darin ist etwas sehr Interessantes 
gesagt: Die Vorkehrungen auf dem Gebiet der 
zivilen Bevölkerungshilfe — über diesen Ausdruck 
wird man sich allgemein verständigen können — 
gehen nicht weiter, weil keine Einigung zwischen 
den beteiligten Bundesressorts bestehe. Der Herr 
Bundesinnenminister erklärt uns im Ausschuß im-
mer frisch-fröhlich, es sei alles in bester Ordnung. 
Aus diesem Aufsatz, der wahrscheinlich mit einem 
der beteiligten Ministerien besprochen ist, sieht man 
sehr deutlich, daß in keiner Weise Klarheit besteht. 
In diesem Aufsatz wird gesagt: „Wie so oft sitzt 
Herr Minister Strauß am längeren Hebel." Meine 
Damen und Herren, der Herr Bundesinnenminister 
ist uns darauf eine klare Antwort schuldig. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Keine weiteren 
Wortmeldungen? — Dann schließe ich die Aus-
sprache. Wir können zur Abstimmung schreiten. 

Ich schlage vor, wir stimmen zunächst über den 
soeben verhandelten Einzelplan 36 ab. Ich bitte, 
den Umdruck 114 zur Hand zu nehmen. Ich kann 
über diesen Änderungsantrag wohl im ganzen ab-
stimmen lassen; oder beantragen Sie, daß ziffern-
weise abgestimmt wird? 

(Zurufe: Abstimmung im ganzen!) 

Wer dem Änderungsantrag Umdruck 114 zustim-
men will, der möge das Handzeichen geben. — 
Gegenprobe! — Das ist die Mehrheit; der Antrag 
ist abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr ab über den Einzelplan 36 
nach der Vorlage. Wer zustimmen will, der möge 
die Hand erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Bei zahlreichen Enthaltungen angenommen. 

Nun stimmen wir ab über die Änderungsanträge 
zu Einzelplan 05. Bitte nehmen Sie zur Hand die 
Umdrucke 126, 86, 110, 84, 123, 89 (neu) und 85. 

Zunächst Änderungsantrag Umdruck 126. Wer 
für diesen Antrag ist,  der  möge die Hand erheben. 
— Gegenprobe! — Das ist die Mehrheit; der An-
trag ist abgelehnt. 

Antrag Umdruck 86! Wer diesem Antrag zustim-
men will, der möge die Hand erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Antrag Umdruck 110! — Wer diesem Änderungs-
antrag zustimmen will, der möge das Handzeichen 
geben. — Gegenprobe! — Das ist die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 

Antrag Umdruck 84! Wer zustimmen will, der 
möge das Handzeichen geben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Ich stelle einstimmige Annahme 
fest. 

Umdruck 123! 

(Abg. Ritzel: Überweisung an den Aus

-

schuß! — Zuruf von der CDU/CSU: Zurück

-

ziehung!) 

— Der Antrag soll an den Ausschuß überwiesen 
werden. Das ist nicht gut möglich; denn dann kön-
nen wir ja nicht über den Einzelplan abstimmen. 

(Abg. Niederalt: Zurückziehen und dann 
neu aufgreifen! — Abg. Ritzel: Wird hier 
als erledigt betrachtet und im Ausschuß 
neu aufgenommen. Wird hier zurück- 

gezogen!) 

— Wird zurückgezogen und neu eingebracht. 

Antrag Umdruck 89 (neu) ! — Wer zustimmen 
will, der möge das Handzeichen geben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Ich stelle einstimmige 
Annahme fest. 

Antrag Umdruck 85! Wer zustimmen will, der 
möge die Hand erheben. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Einstimmig angenommen. 

Wir stimmen nunmehr ab über den Einzelplan 05 
in der geänderten Fassung. Wer zustimmen will, 
der möge die Hand erheben. — Gegenprobe! — 
Das erste war die Mehrheit; der Einzelplan 05 ist 
angenommen. 

Nunmehr stimmen wir ab über die Anträge, über 
die gestern noch nicht entschieden worden  ist.  

Zunächst Änderungsantrag zum Einzelplan 11. 
Ich bitte, den Umdruck 91 (neu) zur Hand zu neh-
men. Es ist wohl am besten, ich lasse nach Ziffern 
abstimmen. 

Antrag Umdruck 91 (neu), Ziffer 1. Wer der 
Ziffer 1 zustimmen will, der möge die Hand er-
heben. — Gegenprobe! — 'Das ist die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 

Antrag Umdruck 91 Ziffer 2! Wer zustimmen will, 
möge das Handzeichen geben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Das letzte war die Mehrheit; 
abgelehnt. 

Antrag Umdruck 91 Ziffer 3! Wer zustimmen will, 
möge das Handzeichen geben. — Gegenprobe! — 
Das ist die Mehrheit; abgelehnt. 

Antrag 91 (neu) Ziffer 4! Wer zustimmen will, 
möge die Hand erheben. — Die Gegenprobe! --
Das ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr ab über den Einzelplan 
11. Wer zustimmen will, möge das Handzeichen 
geben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? - Bei 
zahlreichen Enthaltungen angenommen. 

Einzelplan 13! Hier liegen keine Änderungsan-
träge vor. Wer dem Einzelplan 13 nach Drucksache 
402 zustimmen will, der möge die Hand erheben. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei zahlrei-
chen Enthaltungen angenommen. 

Einzelplan 20! Auch hier liegen keine Ände-
rungsanträge vor. Wir stimmen ab nach der Druck-
sache 441. Wer zustimmen will, der möge die Hand 
erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen. 

Einzelplan 26! Auch hier liegen Änderungsanträge 
nicht vor. Wir stimmen ab nach Drucksache 363. 
Wer zustimmen will, möge die Hand erheben. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei zahlreichen 
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Vizepräsident Dr. Schmid 
Einzelplan 27! Hier liegt ein Änderungsantrag 

vor, Umdruck 101. Wer diesem Änderungsantrag 
zustimmen will, möge die Hand erheben. — Gegen-
probe! — Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr ab über den Einzelplan 
selbst, Drucksache 442. Wer zustimmen will, möge 
das Handzeichen geben. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Bei zahlreichen Enthaltungen ange-
nommen. 

Einzelplan 28! Hier liegt ein Änderungsantrag 
vor. Sie finden ihn auf Umdruck 102. Der Antrag 
ist einfach: der Einzelplan wird gestrichen; dar-
über brauche ich nicht abstimmen zu lassen. Wir 
stimmen über den Einzelplan ab. Wer der Vorlage 
Drucksache 413 zustimmen will, der möge die Hand 
erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ge-
gen zahlreiche Gegenstimmen bei einigen Enthal-
tungen angenommen. 

Einzelplan 31! Hier liegt ein Änderungsantrag 
vor. Sie finden ihn auf Umdruck 104. Wer diesem 
Antrag zustimmen will, der möge das Handzeichen 
geben. — Gegenprobe! — Das ist die Mehrheit. 
Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr ab über den Einzelplan 
selbst, und zwar auf der Grundlage der Druck-
sache 443. Wer zustimmen will, möge die Hand er-
heben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
zahlreichen Enthaltungen angenommen. 

Einzelplan 32! Hier liegen Änderungsanträge 
nicht vor. Wir stimmen ab auf der Grundlage der 
Drucksache 466. Wer zustimmen will, möge die 
Hand erheben. — Gegenprobe! - Enthaltungen? 
Bei zahlreichen Enthaltungen angenommen. 

Einzelplan 25! Hier haben die Parteien die Wort-
meldungen zurückgezogen. Wir können abstimmen 
unmittelbar über alle Änderungsanträge. Ich rufe 
sie auf nach ihrer Zugehörigkeit zu den einzelnen 
Titeln und Kapiteln, weil wir bei Umdruck 118 zum 
Beispiel ziffernweise abstimmen müssen. Zunächst 
Umdruck 115! Wer zustimmen will, möge die Hand 
erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das 
erste war die Mehrheit. Bei zahlreichen Enthaltun-
gen angenommen. 

Antrag Umdruck 118 Ziffer 1! Wer zustimmen 
will, möge die Hand erheben. — Gegenprobe! — 
Das ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Antrag Umdruck 88! Wer zustimmen will, möge 
die Hand erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Bei einigen Enthaltungen angenommen. 

Antrag Umdruck 118 Ziffer 2! Wer zustimmen 
will, möge die Hand erheben. — Gegenprobe! — 
Das ist die Mehrheit; abgelehnt. 
Antrag Umdruck 118 Ziffer 3! Wer zustimmen 

will, möge das Handzeichen geben. - Gegenprobe! 
— Das ist die Mehrheit; abgelehnt. 
Antrag Umdruck 118 Ziffer 4! Wer zustimmen will, 

möge die Hand erheben. — Gegenprobe! — Das 
ist die Mehrheit; abgelehnt. 
Antrag Umdruck 118 Ziffer 5! Wer zustimmen 

will, möge die Hand erheben. — Gegenprobe! —
Das ist die Mehrheit; abgelehnt. 

Antrag Umdruck 118 Ziffer 6! Wer zustimmen 
will, möge die Hand erheben. - Gegenprobe! — 
Das ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Damit sind die Änderungsanträge beschieden. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Einzelplan 25 in der geänderten Fassung. Wer zu-
stimmen will, möge das Handzeichen geben. —
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei zahlreichen 
Enthaltungen angenommen. 

Damit, meine Damen und Herren, kommen wir 
zu Einzelplan 14: 

Einzelplan 14: Geschäftsbereich des Bundes

-

ministers für Verteidigung (Drucksache 464). 

Hierzu liegen eine Reihe von Änderungsanträgen 
vor. Ich werde Ihnen die Umdrucknummern der 
Anträge verlesen: Umdrucke 122, 113 und 100. — 
Ich bitte den Berichterstatter, zunächst Herrn Ab-
geordneten Dr. Vogel, das Wort zu nehmen. 

Dr. Vogel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Einzelplan 14 
— Geschäftsbereich des Bundesministers für Vertei-
digung — wurde vom Haushaltsausschuß zeitlich 
als letzter ,der Einzelpläne der Fachressorts beraten. 
Wir waren daher als Berichterstatter nicht in der 
Lage, den Bericht schriftlich so schnell niederzu-
legen, daß er Ihnen in gedruckter Form rechtzeitig 
zugehen konnte. Ich bitte daher um Nachsicht, wenn 
ich den Bericht hier ausführlich erstatten und Ihre 
Zeit noch etwas in Anspruch nehmen muß. 

Die Berichterstatter anderer Einzelpläne haben 
bereits darauf hingewiesen, daß der Haushaltsaus-
schuß nur eine außerordentlich geringe Zeit für die 
Beratung der Einzelpläne zur Verfügung hatte. 
Dies ist beim Einzelplan 14, dem Einzelplan des 
Bundesministers für Verteidigung, besonders be-
denklich. Denn erstens handelt es sich bei diesem 
Einzelplan mit seinen 10 Milliarden DM um den 
größten Einzelplan, der ,dem Hohen Hause zur 
zweiten Lesung vorliegt, und zweitens handelt es 
sich bei dem Verteidigungsressort um ein Aufgaben-
gebiet, das erst im Aufbau begriffen ist. Es wäre 
daher besonders notwendig gewesen, daß sowohl 
der Verteidigungsausschuß als auch der Haushalts-
ausschuß die erforderliche Zeit gehabt hätten, um 
diesen Einzelplan in allen seinen umfangreichen 
Einzelheiten sorgfältig zu beraten. Der Haushalts-
ausschuß erwartet daher gerade wegen des Einzel-
plans 14, daß ,die Bundesregierung den  Entwurf des 
Haushaltsplans 1959 viel frühzeitiger als bisher vor-
legt, um eine sorgfältige Beratung der hohen An-
sätze zu garantieren. Der Bundesfinanzminister hat 
erfreulicherweise bereits einen vernünftigen Ter-
minplan dem Ausschuß vorgetragen. 
Der Einzelplan 14 mit seinem Gesamtansatz von 

10 Milliarden DM gliedert sich auf die Ausgaben

-

gruppen wie folgt auf: Personalausgaben rund 1,560 
Milliarden DM, Sachausgaben rund 364 Millionen 
DM, allgemeine Ausgaben rund 2,193 Milliarden 
DM, einmalige Ausgaben rund 5,882 Milliarden DM. 
Der Einzelplan 14 weist damit gegenüber dem 
Rechnungsjahr 1957 eine Steigerung um rund 2,2 
Milliarden DM auf. 
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In dem Entwurf des Einzelplans waren folgende 
Personalstärken vorgesehen: Soldaten 230 500, Be-
amte 9915, Angestellte 27 657, Arbeiter 42 843. Die 

 Gesamtzahl von 80 415 Beamten, Angestellten und 
Arbeitern zu 230 500 Soldaten erscheint außeror-
dentlich hoch. Der Haushaltsausschuß hat daher, so-
weit es seine Zeit erlaubte, den zivilen Stellen-
plänen des Verteidigungsressorts seine besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt. Im Stellenplan des 
Ministeriums selbst ließ sich eine beträchtliche 
Stellenvermehrung nicht vermeiden, da  ,das im Auf-
bau befindliche Ressort im Haushaltsplan 1957 für 
das Ministerium keine Stellenvermehrung vorsah. 
Trotz einiger Kürzungen durch den Haushaltsaus-
schuß wird dem Verteidigungsministerium durch 
Verabschiedung des Haushaltsplans 1958 ein Stel-
lensoll für 1100 Soldaten, 799 Beamte, 1430 Ange-
stellte, 249 Arbeiter, also insgesamt für 3578 
Arbeitskräfte zur Verfügung stehen. 

Der Haushaltsausschuß erwartet, daß nach Auf-
füllung des Personals auf dieses Stellensoll nun-
mehr der personelle Aufbau des Ministeriums end-
gültig vollzogen ist. Von den 1100 Soldaten des 
Ministeriums sind 804 als Offiziere ausgebracht. 
Von den 799 Beamten arbeitet der größere Teil in 
den sogenannten zivilen Abteilungen, ein beträcht-
licher Teil aber auch bei dem Generalinspekteur 
und Inspekteuren, also bei den sogenannten mili-
tärischen Abteilungen. Es handelt sich insoweit ins-
besondere um sogenannte Titelbearbeiter und um 
Beamte in Registraturen und dabei hauptsächlich in 
den Geheimregistraturen. 

Auffallend sind für das Ministerium wie über-
haupt für den gesamten Einzelplan 14 die hohen 
Ansätze für Reisekosten im Inland und Ausland. 
Der Haushaltsausschuß verkennt nicht, daß bei dem 
Aufbau einer integrierten und volltechnischen Bun-
deswehr viele Reisen in das Ausland zur Gewin-
nung technischer Erkenntnisse und für Ausbildungs-
zwecke erforderlich sind. Der Haushaltsausschuß er-
wartet aber, daß das Verteidigungsressort nicht 
nur aus Ordnungsgründen, sondern auch wegen der 
hohen Kosten insbesondere für die Auslandsreisen 
in Zukunft einen strengeren Maßstab an diese Rei-
sen anlegt als bisher. 

Ebenso auffallend wie die hohen Ansätze für 
Reisekosten sind bei allen Kapiteln dieses Einzel-
plans die hohen in Aussicht genommenen Beträge 
für Beschäftigungsvergütungen und Trennungsent-
schädigungen. Es handelt sich hierbei zwar um ge-
setzliche Verpflichtungen des Bundes. Die Bundes-
regierung sollte jedoch in Zukunft ihre Bemühun-
gen verstärken, den Wohnungsbau für die ver-
heirateten Soldaten und zivilen Kräfte der Bundes-
wehr so rasch wie möglich voranzutreiben, um 
Restebildungen zu vermeiden. Der Haushaltsaus-
schuß hat daher bei Kap. 1412 Tit, 830 die be-
antragten 110 Millionen DM für den Wohnungs-
bau gutgeheißen und die in den Ausschußberatun-
gen erzielten Einsparungen bei anderen Kapiteln 
dem Wohnungsbautitel noch hinzugeschlagen. Dem 
Verteidigungsressort stehen einschließlich der frü-
heren Bewilligungen nunmehr 566 Millionen DM 
für den Wohnungsbau zur Verfügung. Es liegt also 

nicht an der Beschränkung der Haushaltsmittel, 
sondern an anderen außerhalb der Legislative zu 
suchenden Gründen, wenn der Wohnungsbau für 
die Soldaten und zivilen Kräfte der Bundeswehr 
nicht mit der gewünschten Schnelligkeit zum Er-
folge führt. Der Haushaltsausschuß hat daher so-
wohl der Bundesregierung als auch dem Bundes-
rechnungshof empfohlen, durch Vereinfachung der 
Bestimmungen und auch des Prüfungsverfahrens 
für einen beschleunigten Fortschritt des Wohnungs-
baues zu sorgen. 

Wie aus den Titeln 719 und 720 des Kap. 14 01 
hervorgeht, hat die Bundesregierung die frühere 
Absicht fallenlassen, eine völlig neue Unterkunft 
für das Ministerium zu errichten. Dies wurde vom 
Haushaltsausschuß begrüßt, und es erscheint auch 
dem Haushaltsausschuß richtiger, die Erschwer-
nisse des Arbeitsbetriebes durch die Unterbringung 
in drei verschiedenen Gebäudekomplexen in Kauf 
zu nehmen, als durch einen grundsätzlichen Neubau 
eine weitere Überfüllung des Raumes Bonn mit 
neu hinzuziehenden Menschen zu veranlassen. 
Denn bei einem Neubau würden die bisher benutz-
ten Gebäude nicht leerstehen, durch einen Neubau 
würden weitere Dienststellen zusätzlich nach Bonn 
gezogen werden. 

Wegen des grundsätzlichen Zusammenhangs der 
personellen Fragen darf ich nach dem Kap. 14 01 
nun zunächst auf das Kap. 14 03 eingehen. Dieses 
Kapitel enthält den gesamten militärischen Stellen-
plan einschließlich der Stellen für das Ministerium. 
In der Gesamtzahl von 230 500 Soldaten bei Tit. 102 
sind 60 000 Wehrpflichtige und 170 500 länger die-
nende Soldaten enthalten. In der Regierungsvorlage 
ist eine Vermehrung der Planstellen für Generale, 
Admirale und Generalärzte von 99 Planstellen des 
Haushaltsplans 1957 auf 144 Planstellen für das 
Rechnungsjahr 1958 vorgesehen. Der Haushaltsaus-
schuß hat in eingehender Beratung jede bereits vor-
handene und neu geplante Stelle überprüft. Er 
schlägt dem Hohen Hause insgesamt 125 Plan-
stellen zur Genehmigung vor. Dies bedeutet immer 
noch eine Vermehrung um 26 Planstellen für diese 
Sondergehälter. Die Vermehrung der Planstellen 
für Generale, Admirale und Generalärzte um rund 
26 % gegenüber einer Vermehrung der übrigen 
Soldatendienstgrade um nicht ganz 20 % ist darauf 
zurückzuführen, daß die Bundesregierung von der 
NATO in den letzten Monaten aufgefordert wurde, 
in internationalen Stäben eine Reihe von Generals

-

stellen mit deutschen Offizieren zu besetzen. Der 
Haushaltsausschuß glaubte sich dieser Aufforderung 
im Interesse der Bundesrepublik nicht entziehen 
zu können. 

Weitere Generalsstellen waren erforderlich, um 
entsprechend dem fortschreitenden Aufbau der 
Bundeswehr leitende Stellen zu besetzen. Der Aus-
schuß hat ferner zustimmend von der Absicht der 
Regierung Kenntnis genommen, einem Teil der in 
internationale Stäbe zu entsendenden Offiziere nur 
zeitlich den Rang eines Generals zuzubilligen. Die 
Verleihung eines nur zeitlichen Ranges ist um so 
mehr erforderlich, als nach den Gebräuchen der 
NATO die Entsendung von Offizieren in inter- 
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nationale Stäbe jeweils nur für einen Zeitraum von 
zwei bis drei Jahren erfolgt. Bei einer Verleihung 
des endgültigen Generalsranges würden dann die 
Offiziere nach ihrer Rückkehr in die Bundesrepublik 
oft keine Verwendungsmöglichkeit mehr finden. 

Neben der Kürzung der beantragten Generals

-

stellen hat der Haushaltsausschuß ferner die bean-
tragten Planstellen für die Dienstränge vorn Oberst 
bis zum Major, also für die sogenannten Stabs-
offiziere, und für die entsprechenden Ärzte, Zahn-
ärzte, Veterinäre und Apotheker einer besonderen 
Prüfung unterzogen. Die beantragten Planstellen 
für Stabsoffiziere wurden um 291 Planstellen, also 
um etwa 4 % der Gesamtanträge gekürzt. Dies war 
insbesondere auch deshalb notwendig, weil ein Teil 
der Stärkenachweisungen noch nicht vom Bundes-
minister der Finanzen und vom Bundesrechnungs-
hof überprüft ist. Der Haushaltsausschuß setzte die 
19 gekürzten Planstellen für Generale und die 291 
gekürzten Planstellen für Stabsoffiziere je zur 
Hälfte bei den Dienstgraden der Gefreiten und 
Grenadiere hinzu, so daß sich dieselbe Abschluß

-

zahl von 230 500 Soldaten wie in der Regierungs-
vorlage ergibt. 

Der Stellenplan für den überwiegenden Teil des 
zivilen Personals der Bundeswehr ist in Kap. 14 04 
Tit. 101 und Tit. 104 enthalten. Der Haushaltsaus-
schuß setzte die beantragte Anzahl von Stellen bei 
den leitenden Regierungsdirektoren von 33 auf 32, 
bei den Regierungsdirektoren von 50 auf 47, bei 
den Oberregierungsräten von 270 auf 256 und bei 
den Regierungsräten von 550 auf 503 herunter. Bei 
den Angestellten wurde die beantragte Zahl für 
Angestellte der TO.A. II von 85 auf 73 und bei der 
Vergütungsgruppe TO.A. III von 235 auf 200 her-
untergesetzt. Ähnliche, jedoch prozentual geringere 
Kürzungen setzte der Haushaltsausschuß bei den 
Beamten des gehobenen Dienstes und bei den An-
gestellten ab Vergütungsgruppe TO.A IV b fest. 
Es ist nicht zu verkennen, daß die Bundeswehr 

in den Kasernen, Depots, Reparaturwerkstätten, 
Arsenalen und Erprobungsstellen eine große An-
zahl von technischen Beamten und Angestellten 
sowie von Arbeitern braucht. In den Schulen, in 
der Führungsakademie und insbesondere für die 
Luftwaffe sind ferner in großer Anzahl Lehrkräfte 
und sonstige Spezialkräfte wie z. B. Meteorologen 
erforderlich. Der Haushaltsausschuß erwartet, daß 
das Verteidigungsressort die zivilen Planstellen 
nunmehr entsprechend dem fortschreitenden Auf-
bau der Bundeswehr besetzt, hierbei zurückhaltend 
verfährt und daß jedenfalls im Entwurf des Haus-
haltsplans 1959 im wesentlichen keine neuen Plan-
stellen für zivile Arbeitskräfte beantragt werden. 
Es zeigt sich hier die auch für andere Einzel-

pläne angeregte Methode des Zweijahreshaushalts 
für Planstellen als besonders zweckmäßig. Wenn 
diese Anregung von allen Ressorts und besonders 
vom Verteidigungsressort — dort vielleicht mit 
Ausnahme des militärischen Stellenplans - befolgt 
würde, dann würden auch zugleich die Beratungen 
des Haushaltsausschusses zeitlich entlastet und es 
würde möglich sein, den Haushaltsplan 1959 unge-
fähr zu Beginn des neuen Rechnungsjahres gesetz-
lich zu verabschieden. 

Ich komme nunmehr zu dem vorher ausgeklam-
merten Kap. 14 02, in dem die allgemeinen Bewil-
ligungen des Verteidigungsressorts enthalten sind. 
In Kap. 14 02 Tit 222 finden Sie die Ansätze für Er-
stattungen an andere Bundesbehörden für Aufwen-
dungen zur Durchführung von Verteidigungsaufga-
ben. Die entsprechenden Ansätze wurden bei der 
Beratung derjenigen Ressorts erörtert, denen diese 
Erstattungen zugute kommen. Es handelt sich hier-
bei z. B. um ,die Ansätze für das Presse- und Infor-
mationsamt, ferner um die Aufwendungen ,des Aus-
wärtigen Amtes für die Militärattachéstäbe für das 
NATO-Generalsekretariat, für den in Einzelplan 06 
— Innenministerium — behandelten Wehrdienst-
senat beim Bundesdisziplinarhof, für die Durchfüh-
rung oder Bauaufgaben des Verteidigungsressorts 
durch den Bundesminister für wirtschaftlichen Be-
sitz des Bundes, für die von Dienststellen des Wirt-
schaftsministeriums durchzuführenden Materialprü-
fungen im Interesse ,des Verteidigungsressorts und 
für die im Einzelplan 33 eingesetzten Mittel für ,die 
Versorgung der  Soldaten des Bundes. Insgesamt 
schlägt der Haushaltsausschuß Erstattungen von 70,2 
Millionen DM an die Einzelpläne anderer Ressorts 
vor. Der Haushaltsausschuß behält sich vor, die 
entsprechenden Ansätze bei den anderen Ressorts 
im nächsten Jahre einer genaueren Überprüfung 
zu unterziehen, als es unter dem Zeitdruck der hin-
ter uns liegenden Haushaltsberatungen möglich war. 

Der Einzelplan 14 enthält drei Haushaltsansätze 
für Repräsentationsausgaben, und zwar bei Kap. 
14 01 Ziffer 240 den üblichen Repräsentationstitel 
des Ressortministers, der im Einzelplan 14 mit 
40 000 DM ausgestattet ist, ferner im Kap. 14 02 1 

 Tit. 240 einen Ansatz von 88 800 DM für außer-
gewöhnlichen Aufwand im Ausland und in Kap. 
14 02 bei Tit. 399 einen Ansatz von 308 900 DM 
für außergewöhnliche Ausgaben, die im Zusam-
menhang mit dem Besuch von Einrichtungen der 
Bundeswehr und der Bundeswehrverwaltung ste-
hen.  Die Gesamtansätze von rund 435 000 DM für 
repräsentative Zwecke werden Ihnen vom Haus-
haltsausschuß zwar zur Genehmigung empfohlen; 
es läßt sich auch nicht leugnen, daß bei den nun 
einmal bestehenden internationalen Bräuchen er-
hebliche Aufwendungen für Repräsentation im 
Ausland entstehen und daß z. B. bei einem Besuch 
ausländischer Kriegsschiffe in Häfen der Bundes-
republik ein gewisser repräsentativer Aufwand 
nicht zu vermeiden ist. Aber gerade bei der Unver-
meidlichkeit dieses Aufwandes erwartet der Haus-
haltsausschuß und wohl auch das Hohe Haus, daß 
der Verteidigungsminister für eine sorgfältige und 
sparsame Bewirtschaftung dieser Mittel sorgt. Es 
würde gut sein, wenn von deutscher Seite dazu 
beigetragen würde, daß die repräsentativen Ver-
anstaltungen innerhalb der NATO auf ein erträg-
liches Maß herabgesetzt werden. Wenn schon nicht 
auf anderen Gebieten, so könnte die Bundeswehr 
entsprechend der traditionellen deutschen Sparsam-
keit doch auf diesem Gebiet auch international mit 
gutem Beispiel vorangehen. 

Eine besondere Bedeutung haben im Kap. 14 02 
die Tit. 308 für Forschung und Tit. 309 für Entwick-
lung, die mit rund 45,8 Millionen DM und 217,9 
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Millionen DM ausgestattet sind. Der Haushaltsaus-
schuß hat diese Ansätze ungekürzt passieren las-
sen. Gerade beim Aufbau der Bundeswehr aus dem 
Nichts ist die wehrtechnische Forschung und Ent-
wicklung notwendig. Der Haushaltsausschuß be-
hält sich jedoch vor, im Zusammenwirken mit dem 
Verteidigungsausschuß nach Abschluß der Haus-
haltsberatungen die Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben des Verteidigungsressorts zu überprüfen 
und zu diesem Zweck wahrscheinlich auch Besuchs-
reisen zu unternehmen. Auch auf diesem Gebiet 
wird dafür gesorgt werden müssen, daß die erheb-
lichen Geldmittel nur für 'notwendige und sinnvolle 
Vorhaben eingesetzt werden. 

Im Grundsatz wichtig, wenn auch zunächst nur 
mit 138 000 DM ausgestattet, ist der Tit. 603 — 
Studienbeihilfen für Fachschüler höherer tech-
nischer Lehranstalten. Der Haushaltsausschuß hat 
diesen neuen Ansatz begrüßt, denn bei dem hoch-
wertigen technischen Gerät der Bundeswehr ist es 
erforderlich, die nötige Anzahl von Ingenieuren 
heranzuziehen, um dieses Gerät sorgfältig zu be-
handeln und instand zu halten. Aus dem Titel soll 
es befähigten Offizieren und Unteroffizieren der 
Bundeswehr ermöglicht werden, höhere technische 
Lehranstalten zu besuchen. Die gleiche Maßnahme 
ist vorgesehen, um Angehörige der Bundeswehr 
zum Studium an technische Universitäten abzuord-
nen. Auch dies ist nötig, da es auf die Dauer nicht 
möglich sein wird, aus dem zivilen Bereich die 
nötige Anzahl von Diplom-Ingenieuren herauszu-
ziehen.  

Von grundsätzlicher Bedeutung ist auch der 
Tit. 617 mit einem Ansatz von 5 Millionen DM als 
Zuschuß für den Wiederaufbau und für den Betrieb 
der wissenschaftlichen Institute der Luftfahrtfor-
schung. Wie im Haushaltsausschuß geklärt wurde, 
wirken verschiedene Bundesressorts mit den Län-
dern zusammen, um ohne Überschneidungen den 
Wiederaufbau der Luftfahrtforschungsanstalten 
durchzuführen. Ansätze für diese gemeinsame Auf-
gabe finden wir auch in den Einzelplänen des Wirt-
schaftsministeriums und des Verkehrsministeriums. 

Damit bin ich für meinen Teil als Berichterstatter 
am Ende, Herr Präsident. Ich bitte, dem Mitbericht-
erstatter, Herrn Lenz, das Wort zu erteilen, damit 
er fortfahren kann. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Lenz (Trossingen) als Mitbericht-
erstatter. 

Lenz (Trossingen) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich darf die Berichterstattung 
fortsetzen und dem Hohen Hause über die Kap. 14 05 
bis 14 23 berichten. 

Die Kap. 14 05 — Bildungswesen — und 14 06 
— Seelsorge — gaben dem Haushaltsausschuß kei-
nen Anlaß zu wesentlichen Beanstandungen oder zu 
Kürzungen der Ansätze. 

Bei Kap. 14 07 – Rechtspflege — Tit. 101 kürzte 
der Haushaltsausschuß die vorgesehene Zahl von 
18 Verwaltungsgerichtsdirektoren auf 16, die Zahl 

der beantragten Oberregierungsräte von 23 auf 
ebenfalls 16 und erhöhte gleichzeitig die Zahl der 
Regierungsräte von 4 auf 10. Es erschien dem Haus-
haltsausschuß nicht erforderlich, daß bei jeder im 
Aufbau befindlichen Division von vornherein eine 
Truppendienststrafkammer vorhanden ist. Die Her-
absetzung der Planstellen für Oberregierungsräte 
unter gleichzeitiger Erhöhung der Planstellen für 
Regierungsräte ist darauf zurückzuführen, daß der 
Haushaltsausschuß die Besetzung der Rechtsberater

-

stellen bei einem Teil der militärischen Kommando-
behörden zunächst mit Regierungsräten für aus-
reichend hält. Entsprechend der Herabsetzung der 
Zahl der Truppendienststrafkammern um zwei wurde 
auch die Zahl der Regierungsinspektoren von 14 
auf 12 gekürzt. 

In dem folgenden Kap. 14 08 — Sanitätswesen - 
nahm der Haushaltsausschuß zwar keine Änderun-
gen vor. In der Zahl der zu schaffenden Lazarett-
betten muß sich die Bundesregierung bis zu einem 
gewissen Grade an die Richtsätze der NATO halten. 
Da jedoch anzunehmen ist, daß die zu schaffenden 
Lazarettbetten nicht ständig mit kranken Soldaten 
belegt sind, erwartet der Haushaltsausschuß von der 
Bundesregierung, daß die freien Betten für die 
zivile Bevölkerung zur Verfügung gestellt werden. 
Hierdurch kann gleichzeitig, jedenfalls bis zu einem 
gewissen Grade, dem großen Mangel an stationären 
Behandlungsmöglichkeiten für die Zivilbevölkerung 
abgeholfen werden. 

In dem Kap. 14 10 -- Verpflegungswesen — be-
schäftigte sich der Haushaltsausschuß eingehend 
mit Tit. 103, Truppenverpflegung und Verpflegungs-
zuschüsse. Es waren aus der Truppe Klagen darüber 
laut geworden, daß das Verpflegungsgeld von 
2,50 DM pro Tag und Soldat nicht ausreiche. Dieser 
Satz wird für die Wehrpflichtigen aus der Staats-
kasse getragen, während die länger dienenden Sol-
daten diesen Betrag durch einen entsprechenden 
Abzug von ihrer Besoldung selbst zahlen. Auf Grund 
der vorliegenden Berichte und der Diskussion konnte 
sich der Haushaltsausschuß in seiner Mehrheit nicht 
davon überzeugen, daß im Augenblick eine Er-
höhung des Satzes von 2,50 DM erforderlich ist. Der 
Betrag ist nämlich nur dazu bestimmt, im Groß-
einkauf die Lebensmittel zu beschaffen. Im Gegen-
satz zu früher wird von dem Betrag jedoch nichts 
für die Bereitstellung von Küchen und für den Be-
trieb der Küchen einschließlich des zivilen Hilfs-
personals abgezogen. 

Der Haushaltsausschuß hielt es jedoch für erfor-
derlich, den im Tit. 103 vorgesehenen Satz von 
0,50 DM für Verpflegungszuschüsse während der 
Übungen heraufzusetzen. Der nunmehr vorgeschla-
gene Betrag von 1 DM pro Tag und Soldat kommt 
zu dem Verpflegungsgeld hinzu. Hierdurch kann die 
Truppe dem Soldaten während der Übungstage für 
die Verpflegung 3,50 DM zur Verfügung stellen, die 
ausschließlich zum Einkauf der Lebensmittel zu ver-
wenden sind. 

Während das folgende Kap. 1411 - Dienst

-

bekleidung — zu keinen Beanstandungen führte, er-
gaben sich bei Kap. 14 12 -- Unterbringung — viele 
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Probleme, die vom Haushaltsausschuß eingehend er-
örtert wurden. Die Einzelheiten bitte ich aus dem 
Mündlichen Bericht des Haushaltsausschusses zu 
Einzelplan 14, Drucksache 464, zu ersehen. 

Zu Tit. 750 laufende Nr. 12, Betriebsstoffdepots, 
hält e s der Haushaltsausschuß für erforderlich, daß 
die Frage der Lagerung des Betriebsstoffes sofort 
und eingehend geprüft wird. Die überirdische oder 
nur teilweise versenkte Lagerung des Betriebsstoffes 
scheint dem Haushaltsausschuß auf die Dauer nicht 
tragbar zu sein. Es müssen daher Mittel gefunden 
werden, uni den Betriebsstoff unterirdisch und damit 
einigermaßen luftschutzsicher zu lagern. Entspre-
chend dieser Auffassung hat der Haushaltsausschuß 
den Ansatz von 5 Millionen DM qualifiziert ge-
sperrt, d. h. die Mittel dürfen nur mit vorheriger 
Zustimmung des Haushaltsausschusses freigegeben 
werden. 

Bei Tit. 753 und 759 wurde die Frage geprüft, ob 
es notwendig ist, von vornherein oder endgültig 
zwei Marinearsenale aufzubauen. Der Haushaltsaus-
schuß hat die Erstansätze für diese beiden Titel zwar 
passiern lassen; er wird jedoch unmittelbar nach den 
Parlamentsferien die Frage der Arsenale erneut 
aufgreifen. Die Mittel für die Erstansätze brauchten 
nicht qualifiziert gesperrt zu werden, weil diese 
Mittel zunächst im wesentlichen nur für die Räu-
mung von Trümmern und für die erste Instand-
setzung vorgesehen sind. 

Tit. 755 laufende Nr. 7, Betriebsstoffdepots für 
die Marine, wurde aus den gleichen Gründen quali-
fiziert gesperrt wie der vorher erwähnte Tit. 750 
laufende Nr. 12. 

Zu Tit. 820 und 821 vertritt der Haushaltsaus-
schuß ebenso wie der Verteidigungsausschuß die 
Auffassung, daß der Bau von Soldatenheimen nur 
auf entlegenen Kasernenanlagen, Übungsplätzen 
und Flugplätzen in Frage kommen kann. Erholungs-
heime sollen möglichst nicht für die ausschließliche 
Benutzung durch Soldaten betrieben werden. Es 
erscheint vielmehr zweckmäßiger, daß vorhandene, 
aber noch nicht in Benutzung genommene Erho-
lungsheime in einen größeren Rahmen eingebracht 
werden, damit die Soldaten und die Angehörigen 
anderer Berufe gemeinsam die Erholungsheime be-
suchen. Die Mittel bleiben gesperrt, bis ein vom 
Verteidigungsausschuß eingesetzter Unterausschuß 
gemeinsam mit den beteiligten Ressorts Richtlinien 
ausgearbeitet hat. 

Bei den folgenden Kapiteln 1 4 1 3 bis 1 4 1 7, näm-
lich Pionierwesen, Fernmeldewesen, Feldzeugwesen 
und ABC-Schutz, hat der Haushaltsausschuß keine 
nennenswerten Änderungen der Regierungsvorlage 
vorzuschlagen. Dies ist allerdings teilweise darauf 
zurückzuführen, daß der Haushaltsausschuß infolge 
des außergewöhnlichen Zeitdrucks nicht in der Lage 
war, jeden der zum Teil sehr hohen Ansätze sorg-
fältig zu überprüfen. 

Das Kap. 14 18 — Indienst- und Instandhaltung 
von Schiffen - führte zur Berichtigung des ersten 
und zweiten Schiffbauplans bei Tit. 975 auf den heu

-

tigen Stand der militärischen und technischen Er-
kenntnisse. Die Mittel für zwei Minenschiffe und  

vier Zerstörer des zweiten Schiffbauplans sowie 
ein Ansatz von 20 Millionen DM für Schlepper des 
ersten und zweiten Schiffbauplans wurden qualifi-
ziert, und zwar sowohl für den Haushaltsausschuß 
als auch für den Verteidigungsausschuß gesperrt. 
Durch die Sperre soll es ermöglicht werden, daß nach 
Abschluß der Haushaltsberatungen diese Programm-
punkte nochmals eingehend erörtert werden. Das 
ist besonders für die vier Zerstörer des zweiten 
Schiffbauprogramms erforderlich, da es zweifelhaft 
ist, ob in der nächsten Zeit weitere Zerstörer in 
Auftrag gegeben werden sollen oder ob es möglich 
ist, sich zunächst mit Leihzerstörern zu helfen. 

In dem Kap. 14 19 — Indienst- und Instandhaltung 
von Flugzeugen — wurde geklärt, daß in diesem 
Kapitel, und zwar bei Tit. 965, in die Zweckbestim-
mung der Begriff „Flugkörper" aufgenommen wurde. 
Es bestand jedoch mit der Bundesregierung Über-
einstimmung darüber, daß der Haushaltsplan 1958 
keinen Betrag für solche Flugkörper vorsieht. Die 
Einsetzung des Wortes „Flugkörper" erfolgte ledig-
lich zu dem Zweck, die auf Grund früherer Haus-
haltsermächtigungen zu Übungszwecken bestellten 
Flugkörper hinsichtlich der Bezahlung verbuchen 
zu können. Bei dem Tit. 965 wurde im übrigen klar-
gestellt, das eine Entscheidung über weitere wich-
tige zu beschaffende Flugzeuge bisher noch nicht 
getroffen wurde. 

Durch eine Herabsetzung im Rahmen des Tit. 530 
wurde ein neuer Tit. 600 für Maßnahmen zur För-
derung des Wiederaufbaues der deutschen Flug-
zeugindustrie mit einem Ansatz von 3 384 000 DM 
ermöglicht. Der bisherige Ansatz des Tit. 530 war 
ausschließlich für Darlehen vorgesehen. Es hat sich 
nunmehr aber als notwendig herausgestellt, daß in 
dem genannten Umfang von rund 3,3 Millionen DM 
auch andere, also nicht darlehnsmäßig zu bestrei-
tende Finanzierungsmöglichkeiten geschaffen wer-
den müssen. 

In Kap. 14 21 — Amt für Wehrtechnik und Be-
schaffung — finden Sie die Planstellen und die 
Geldansätze für das Amt für Wehrtechnik und Be-
schaffung. Dieses Amt wird zur Zeit noch als Ab-
teilung des Ministeriums geführt, obwohl es seinen 
Sitz nicht in Bonn, sondern in Koblenz hat. Die 
Regierungsvorlage enthält den Antrag, die Zahl der 
Planstellen für Beamte von 720 auf 847 zu ver-
mehren. Der Haushaltsausschuß schlägt dem Hohen 
Hause vor, die Zahl der Planstellen des  höheren 
Dienstes um 9 und die des gehobenen Dienstes um 
11, also auf insgesamt 827, herabzusetzen. 

Bei der Erörterung des Kap. 14 21 zeigte sich 
ebenso wie bei anderen Kapiteln die Notwendig-
keit, daß sich der Deutsche Bundestag möglichst bald 
mit der Frage eines Organisationsgesetzes für die 
Bundeswehr beschäftigt. Nachdem der tatsächliche 
Aufbau der Bundeswehr nun fast drei Jahre läuft, 
sollte sich die Bundesregierung jetzt endlich dar-
über klarwerden, ob sie eine entsprechende Geset-
zesvorlage macht und welche Einzelheiten in die-
sem Organisationsgesetz festgelegt werden sollen. 

Das Amt für Wehrtechnik und Beschaffung soll 
nach Inkrafttreten des Haushaltsplans 1958 aus dem 
Ministerium ausgegliedert und in eine Bundesober- 
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behörde umgewandelt werden. Hierbei ergibt sich 
die Frage, ob diese Bundesoberbehörde für ihre 
Soldaten, Beamten und Angestellten eine Aufwands-
entschädigung erhalten soll. Im Haushaltsausschuß 
bestand völlige Übereinstimmung darüber, daß 
eine Aufwandsentschädigung jedenfalls nicht auf 
Dauer gewährt werden darf. Dagegen erschien es 
dem Haushaltsausschuß zweckmäßig, dem Hohen 
Hause vorzuschlagen, daß das Personal dieses 
Amtes im ersten Jahr nach der Ausgliederung eine 
Aufwandsentschädigung von 75 %, im zweiten Jahr 
von 60 % und im dritten Jahr von 40 % der bis-
herigen Ministerialzulage erhält. Nach Abschluß des 
dritten Jahres nach der Ausgliederung soll dann die 
Aufwandsentschädigung völlig fortfallen. Da es 
nicht möglich ist, innerhalb derselben Behörde und 
in demselben Arbeitsgebiet Personal mit und ohne 
Aufwandsentschädigung zu beschäftigen, soll diese 
Regelung für das gesamte Personal des Amtes gel-
ten, auch soweit es in Zukunft eingestellt wird. 

In dem Kap. 14 22 — Wehrersatzwesen — ergab 
sich im Haushaltsausschuß eine eingehende Dis-
kussion der Frage, ob es überhaupt erforderlich ist, 
besondere Behörden für das Wehrersatzwesen bei-
zubehalten. Die Übertragung der Aufgabe des Wehr-
ersatzwesens auf die Behörden der Länder und 
Gemeinden würde jedoch Gesetzesänderungen und 
eine längere Anlaufzeit erforderlich machen. Selbst 
wenn aber das Wehrersatzwesen auf der untersten 
Ebene der Kreiswehrersatzämter durch Bundes-
behörden bearbeitet wird, so hält es der Haushalts-
ausschuß doch für prüfenswert, ob ab 1959 das 
Bundeswehrersatzamt beibehalten werden soll. Die 
Prüfung wird sich darauf zu erstrecken haben, ob 
die Aufgaben dieses Amtes in das Verteidigungs-
ministerium eingegliedert werden können. 

Da die Dienststellen des Wehrersatzwesens nicht 
gleichmäßig im ganzen Jahre voll ausgelastet sind, 
schlägt der Haushaltsausschuß dem Hohen Hause 
vor, daß über die von der Regierung vorgeschlage-
nen Kürzungen der Zahl der Beamtenstellen von 
630 auf 610 hinaus eine weitere Kürzung um 25 
Beamte erfolgt. Bei Tit. 104 schlägt der Haushalts-
ausschuß die Kürzung des Geldansatzes und damit 
der Zahl der Angestellten und Arbeiter um 30 vor. 

Neben dem Wehrersatzwesen besteht eine beson-
dere Organisation für .das Annahmewesen der Bun-
deswehr. Die Annahmeorganisation hat die Über-
prüfung der sich freiwillig zum Dienst in  der  Bun-
deswehr meldenden Bewerber durchzuführen. Der 
Haushaltsausschuß hat die Bundesregierung und 
den Bundesrechnungshof ersucht, zumindest die 
volle Eingliederung der Annahmeorganisation in 
die Organisation des Wehrersatzwesens zu prüfen 
und im Entwurf des Haushaltsplans 1959 entspre-
chende Vorschläge zu machen. 

In das Kap. 14 23 — Fürsorge — empfiehlt der 
Haushaltsausschuß dem Hohen Hause entsprechend 
einer nachgereichten Vorlage der Bundesregierung 
einen Ansatz von 1 540 000 DM für Übergangsbei-
hilfen einzusetzen, die nach zu erlassenden Richt-
linien an die ausscheidenden wehrpflichtigen Sol-
daten nach Ableistung des 12monatigen Grundwehr-
dienstes zu zahlen sind. Diese Übergangsbeihilfen  

— oder vielleicht zutreffender gesagt: Entlassungs-
gelder — sollen dem ausscheidenden wehrpflich-
tigen Soldaten eine wirtschaftliche Überbrückungs-
möglichkeit geben, bis  der ausscheidende Soldat 
wieder in seinen Zivilberuf eingetreten ist und dort 
seine erste Lohnzahlung erhält. 

Nach der Beratung der einzelnen Kapitel des Ein-
zelplans 14 hat der Haushaltsausschuß das Problem 
des jetzigen und künftigen Gesamtansatzes und fer-
ner die Probleme der sogenannten Ausgabereste 
und Bindungsermächtigungen erörtert. Die Haus-
haltsreste in Höhe von zur Zeit rund 5,4 Milliarden 
DM geben zu besonderen Besorgnissen Anlaß. Die 
Haushaltsreste sind Ansätze früherer Haushalts-
pläne bei übertragbaren Bewilligungen, die jedoch 
in .den Bewilligungsjahren nicht ausgegeben werden 
konnten. Die Ausgabereste bestehen rechtlich wei-
ter und könnten nur durch ein folgendes Haushalts-
gesetz beseitigt werden. Sinngemäß können .die 
Ausgabereste nichtbeseitigt werden, da auf Grund 
dieser alten Haushaltsansätze bereits Bauten und 
Beschaffungen in .die Wege geleitet sind. Die 
Schwierigkeit liegt nun aber darin, daß den sehr 
hohen Ausgaberesten von 5,4 Milliarden DM keine 
entsprechende Deckung gegenübersteht. Die Dek-
kung war selbstverständlich vorhanden, aber das 
Hohe Haus hat bekanntlich die Deckungsbeträge 
zum zweiten Male dadurch anderweitig verwendet, 
daß sie zunächst in den Haushalt 1957 und dann 
nunmehr in den Haushalt 1958 zur allgemeinen 
Deckung des Bundeshaushalts eingesetzt wurden. 
Der Haushaltsausschuß hält es für erforderlich, daß 
die Bundesregierung die Ausgabereste für .den Ent-
wurf des Haushaltsplans 1959 überprüft und die 
Streichung derjenigen Ausgabereste vorschlägt, die 
durch eine Änderung der Planung nicht mehr auf-
rechterhalten werden müssen. Da trotz einer sol-
chen Streichung .der weitaus größere Teil der Aus-
gabereste bestehen bleiben wird, erscheint es dem 
Haushaltsausschuß erforderlich, daß von dem Ge-
samtansatz .des Einzelplans 14 im Haushaltsplan 
1959 ein erheblicher Teilbetrag zur Deckung der 
früheren Ausgabereste eingesetzt wird. Dies würde 
bedeuten, daß dann dem Verteidigungsressort nicht 
neue Ansätze in  der  vollen Höhe des Gesamtbetra-
ges zur Verfügung gestellt werden. Es ist aber fi-
nanzpolitisch richtiger und nach Ansicht des Haus-
haltsausschusses absolut notwendig, .daß »die  in 
der Luft hängenden Augabereste in den künftigen 
Jahren nicht weiter ansteigen, sondern daß sie all-
mählich abgleiten und daß ihnen eine echte Dek-
kung gegenübersteht. 

Der Haushaltsausschuß hält es ferner für erfor-
derlich, daß für den Haushaltsplan 1959 die zur Zeit 
in Höhe von rund 15,2 Milliarden DM vorgesehe-
nen Bindungsermächtigungen ernsthaft überprüft 
werden. Es ist zwar zweckmäßig, daß die Bindungs-
ermächtigungen offen ausgewiesen werden, damit 
das Hohe Haus weiß, was in den künftigen Jahren 
durch die Bewilligung der Erstansätze an weiteren 
zwangsläufigen Folgeraten auf den Bundeshaushalt 
zukommt. Die Umänderung der Planungen für die 
Bundeswehr sollte jedoch Anlaß dazu geben, daß 
in den Monaten bis zur Einreichung des Haushalts- 
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plans 1959 alle Bindungsermächtigungen überprüft 
und der neuen Planung angepaßt werden. 
Herr Präsident, meine Damen und Herren, nach 

diesen zwangsläufig etwas langen Ausführungen 
haben die Berichterstatter des Ausschusses den Auf-
trag, dem Hohen Hause — der Haushaltsausschuß 
hat einen entsprechenden Beschluß mit Stimmen-
mehrheit gefaßt — die Annahme des Entwurfs des 
Einzelplans 14 mit den Änderungen vorzuschlagen, 
die sich aus der Drucksache 464 ergeben. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Ich schlage Ihnen vor, wie folgt zu prozedieren. 
Ich werde die Umdrucke nicht in der Reihenfolge 
ihrer Bezifferung, sondern in der Reihenfolge der 
Titel aufrufen und jeweils die zu den betreffenden 
Titeln gehörigen Ziffern der Anträge begründen 
lassen. Ich werde also in folgender Reihenfolge auf-
rufen: Tit. 222, Tit. 399, Tit. 102, Tit. 300, Tit. 830, 
Tit. 975, Tit. 965. Bei den Umdrucken gilt folgende 
Reihenfolge: 101 Ziffer 1, 100 Ziffer 2, 122, 100 Zif-
fer 3, 100 Ziffer 4, 113, 100 Ziffer 5 und 100 Ziffer 6. 
Soeben wird mir ein neuer Antrag vorgelegt, der noch 
nicht verteilt ist. Es ist ein Antrag der Fraktion der 
Deutschen Partei zu Kap. 14 19 — Indienst- und In-
standhaltung von Flugzeugen —. Ich nehme an, 
daß Sie den Umdruck noch rechtzeitig bekommen 
werden. 

Ich rufe zunächst auf den Antrag auf Umdruck 
100 Ziffer 1. Das Wort. zur Begründung hat der Ab-
geordnete Lohmar. 

Lohmar (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Während der gestrigen Beratung des Ein-
zelplans des Bundeskanzleramts habe ich Gelegen-
heit genommen, dieses Hohe Haus auf einige Pu-
blikationen hinzuweisen, die aus den dem Bundes-
kanzleramt zur Bewirtschaftung übertragenen Mit-
teln finanziert worden sind. Die Regierung und die 
Koalition haben zu diesen unbestreitbaren Tatbe-
ständen bisher keine Stellung genommen. 

Ich möchte mir erlauben, heute morgen bei der 
Begründung unseres Antrags zu Tit. 222 darauf zu-
rückzukommen. Nach diesem Antrag soll der Bun-
deskanzler für die dem Bundeskanzleramt zur Be-
wirtschaftung übertragenen Mittel auf Vorschlag 
der Fraktionen einen aus neun Abgeordneten be-
stehenden Beirat berufen, dessen Aufgabe darin be-
stehen soll, die überparteiliche Verwendung der be-
reitgestellten Geldmittel zu überwachen. Von die-
ser Aufgabenstellung werden im übrigen die 
Zweckbestimmungen in den Erläuterungen bei Kap. 
04 03 Tit. 309 nicht berührt. Beides schließt sich 
nicht aus. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang die 
Bitte äußern, daß das Presse- und Informationsamt 
möglichst bald dem Wunsch des Verteidigungsaus-
schusses nachkommt, ihm die zugesagte Liste der 
finanzierten Organisationen und Publikationen zu-
gänglich zu machen. Es ist nicht einzusehen, warum 
das Bundespresse- und Informationsamt nicht sei-
nerseits darum bemüht ist, uns durch die rechtzei-

tige Zurverfügungstellung dieser Übersicht eine 
hinreichende Grundlage für unsere Erörterungen 
zu geben. 

Im übrigen, meine Damen und Herren von der 
Mehrheit dieses Hauses, möchte ich Sie daran er-
innern, daß ich in meiner Kritik an der Verwen-
dung der hier in Frage stehenden Mittel durchaus 
einen Unterschied gemacht habe — und auf diesen 
Unterschied einiges Gewicht legen möchte — zwi-
schen dem, was von der Abteilung Inneres Gefüge 
im Bundesministerium für Verteidigung geschieht 
und was im großen und ganzen bisher im Rahmen 
einer Wehrpolitik in der Demokratie vertretbar ist, 
und den Entwicklungen, die sich bei der Verwen-
dung dieser Mittel des Tit. 222 bzw. 309 gezeigt 
haben. Vielleicht ermöglicht Ihnen diese Differen-
zierung in der Kritik auch eine differenzierte  Stel-
lungnahme zu unserem Antrag. Denn es wäre 
schwer einzusehen, warum Sie eine differenzierte 
Kritik mit einer der Sache unangemessenen bloßen 
Ablehnung beantworten sollten, wenngleich die 
Zwischenrufe, die Sie gestern gemacht haben, mehr 
auf Ignoranz als auf Intelligenz schließen lassen. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 

Aber das muß nicht so bleiben. 

Dieser Beirat, um dessen Berufung wir bitten, 
könnte — so glaube ich — besser als irgendeine 
andere Einrichtung dafür Sorge tragen, daß solche 
Fehlleistungen wie die, auf die ich gestern hinzu-
weisen gezwungen war, in Zukunft bei der Verwen-
dung dieser Mittel unterbleiben und daß wir viel-
leicht in manchen Teilproblemen der Vertretung der 
Bundeswehr und ihrer Aufgaben in der Öffentlich-
keit eine weitergehende Übereinstimmung erzielen 
können, als dies in der Vergangenheit der Fall ge-
wesen ist. Ich darf Sie bitten, unserem Antrag zu-
zustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Ich stelle den An-
trag zur Aussprache. Das Wort hat der Abgeord-
nete Stoltenberg. 

(Abg. Dr. Stoltenberg: Ich verzichte!) 

-  Sie verzichten. Wird das Wort gewünscht zu 
Umdruck 100 Ziffer 1? — Das ist nicht der Fall. 
Dann lasse ich abstimmen über Umdruck 100 Zif-
fer 1. Wer für die Annahme ist, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe auf Umdruck 100 Ziffer 2. Das Wort hat 
der Abgeordnete Schäfer. Ich darf gleich sagen, zur 
Aussprache haben sich gemeldet die Abgeordneten 
Blank und Meyers. 

Dr. Schäfer (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bei der Beratung des Haushalts des 
Bundesverteidigungsministeriums wurde es als be-
sonderer Mangel empfunden, daß bis heute kein 
Organisationsgesetz besteht, das die Verteilung 
der Aufgaben auf dem Gebiet der Verteidigung 
regelt. Die Bundesregierung regelt diese Frage bis 
jetzt auf Grund ihrer Organisationsbefugnis, ob- 
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wohl es sich unbestreitbar um politische Fragen 
handelt und nach gesetzlicher Vorschrift die Bun-
desregierung gehalten ist, diesem Hause einen 
entsprechenden Entwurf vorzulegen. Allein der 
Bundestag ist berechtigt, diese Fragen endgültig 
zu entscheiden. Sicher mußte man zunächst einige 
Erfahrungen sammeln. Die Zeit scheint aber nun-
mehr dafür reif zu sein, den Entwurf eines solchen 
Organisationsgesetzes vorzulegen. 

Der Entwurf des Haushaltsplans sieht nach der 
Beratung im Haushaltsausschuß für das Ministe-
rium eine Verstärkung von 199 Beamten und 105 
Angestellten und Arbeitern vor, so daß es nun-
mehr insgesamt 2472 Bedienstete umfassen soll. Da 
die Ausführung des Haushaltsplanes praktisch erst 
in den nächsten Monaten zu der Personalverstär-
kung um 304 Bedienstete führen kann, darf man 
erwarten, daß man erst einige Erfahrungen mit die-
ser Verstärkung sammelt und daß für das Haus-
haltsjahr 1959 von diesem Ministerium weitere Per-
sonalanforderungen nicht gestellt werden. 

(Vorsitz: Präsident D. Dr. Gerstenmaier.) 

Ein Ministerium mit 2.500 Bediensteten sollte ohne-
dies prüfen, ob alle Aufgaben, die derzeit im Mini-
sterium zusammengefaßt sind, auch tatsächlich in 
das Ministerium gehören. Das gilt z. B. für das Amt 
für Wehrtechnik in Koblenz. 

Nach dem Haushaltsentwurf umfaßt der gesamte 
Haushalt des Bundesverteidigungsministeriums 
170 500 Berufssoldaten und 60 000 Wehrpflichtige, 
insgesamt also 230 500 Soldaten. Von den Berufs-
soldaten sind 20 230 Offiziere, 70 971 Unteroffiziere, 
70 908 Gefreite und 8391 Grenadiere. Der Umstand, 
daß die Bundeswehr in ihrer Planung erst von 
500 000, dann von 350 000 Soldaten ausging und 
nun zunächst nur 230 500 umfaßt, führt zu einer sehr 
unbefriedigenden Personallage. Die Bundeswehr 
ist von oben nach unten aufgebaut, sie ist ausge-
sprochen kopflastig. Das führt zu Verhältnissen, 
die sich für den einzelnen in der Zukunft bezüglich 
seiner Aufstiegsmöglichkeiten ungünstig auswirken 
müssen. Der Stellenkegel soll sich gegenüber 1957 
zugunsten der Generalstellen und der Stabsoffizier-
stellen wesentlich verbessern. Für die Zukunft be-
deutet aber die Kürzung der Stellen für Leutnante 
und Oberleutnante unter gleichzeitiger Anhebung 
der höheren Stellen eine weitere Belastung des ge-
samten Stellenkegels. Man muß vom Bundesvertei-
digungsministerium erwarten, daß es für die näch-
sten Haushalte einen Stellenkegel vorlegt, der eine 
geordnete Laufbahn für die Zukunft sicherstellt. 

Die Zahl der Zivilbediensteten soll 80 415 um-
fassen. Das heißt, daß auf drei Soldaten ein Zivil-
bediensteter kommt. Diese Frage hat ja auch schon 
in der Öffentlichkeit Beachtung gefunden; man 
sprach von „Papierkriegern". Wir sind der Ansicht, 
daß man eine genaue Abgrenzung der Tätigkeiten 
herbeiführen soll, wobei wir allerdings der Mei-
nung sind, daß unsere Soldaten als Kartoffelschäler 
wirklich zu schade wären. Der Soldat soll sich in 
erster Linie der Ausbildung widmen, und alles, 
was nicht unbedingt von ihm wahrgenommen wer-
den muß, kann von Zivilisten, insbesondere auch 

von solchen, die im Arbeitsverhältnis stehen, getan 
werden. Wenn wir aber sehen, daß in der Wehr-
verwaltung 73 534 Zivilpersonen beschäftigt sind, 
dann müssen wir dazu doch sagen: Sicherlich sind 
die Aufbauarbeiten sehr groß; aber sie werden in 
einigen Jahren abgeschlossen sein, und wir mei-
nen, man sollte die Zahl der Zivilbediensteten mög-
lichst nicht mehr vergrößern, so daß wir im End-
ergebnis auf ein Verhältnis von 5 : 1 kommen — 
ein Verhältnis, das sich dann auch rechtfertigen ließe. 

Ein Wort zu den Reisekosten für Reisen ins Aus-
land. Allein für das Ministerium und die Komman-
dobehörden ist insgesamt eine Erhöhung von 
402 000 DM vorgesehen, so daß dafür nun insge-
samt 3,26 Millionen DM ausgegeben werden sollen. 
Einige Sparsamkeit scheint hier notwendig zu sein. 
Es muß doch nicht immer gleich ein halbes oder 
ein ganzes Dutzend Herren zu den Besprechungen 
ins Ausland fahren. Man darf erwarten, daß man 
sich hier der Militärattachés bedient, damit Reise-
kosten nicht in der Höhe ausgegeben zu werden 
brauchen. 

Das gilt auch für den Verfügungsfonds des Herrn 
Ministers. — Damit darf ich gleichzeitig den Antrag 
Umdruck 100 Ziffer 2 begründen. - Der Herr Ver-
teidigungsminister hat im Gegensatz zu seinen Her-
ren Kollegen einen Verfügungsfonds von 40 000 DM. 
Normalerweise haben die Bundesminister 20 000 DM, 
der Vizekanzler 30 000 DM. Wir wollen diesen Ver-
fügungsfonds von 40 000 DM unangetastet lassen. 
Sein Haus ist groß, und seine Verpflichtungen sind 
zahlreich. Wir meinen aber, daß die Gesamtsumme 
zu groß ist; denn dem Minister stehen bei Kap. 
14 02 Tit. 240 weitere 88 800 DM zur Verfügung für 
außergewöhnlichen Aufwand, der den deutschen An-
gehörigen in integrierten Stäben sowie den Ange-
hörigen der militärischen Vertretungen im Ausland, 
soweit sie nicht Leiter dieser Vertretungen sind, 
und sonstigen Vertretern aus dienstlicher Veran-
lassung in besonderen Fällen entsteht. Ich weiß, 
daß diese Summe von 88 800 DM weitgehend auf 
die einzelnen Positionen aufgeschlüsselt ist und 
daß die Verfügung des Ministers in diesem Punkt 
verhältnismäßig gering ist. Aber man muß in die-
sem Zusammenhang auch erwähnen, daß die Leiter 
der intergrierten Stäbe für sich persönlich außer-
ordentlich hohe Aufwandsentschädigungen erhal-
ten: der Befehlshaber der Alliierten Landstreit-
kräfte Europa-Mitte 86 400 DM, der Leiter des 
Stabes „Deutscher militärischer Vertreter heim Mi-
litary Representative Committee in Washington" 
52 800 DM, der Leiter des Stabes bei SHAPE in Pa-
ris 43 200 DM. Dem Minister selber steht bei Kap. 
14 02 Tit. 399 ein weiterer Betrag von 308 900 DM 
zur Verfügung für außergewöhnliche Ausgaben, die 
im Zusammenhang mit dem Besuch von Einrichtun-
gen der Bundeswehr und der Bundeswehrverwal-
tung entstehen. Der Minister hat demnach allein für 
innerdeutsche Repräsentation den Betrag von 
348 900 DM ;  es kommt also auf jeden Tag ein Be-
trag von beinahe 1000 DM; für militärische Repre-
sentation im Ausland sind es 271 300 DM. Insge-
samt stehen also über 600 000 DM für militärische 
Repräsentation von verhältnismäßig wenigen Stel-
len bzw. Leitern zur Verfügung. Die vielen großen 
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Repräsentationsveranstaltungen sind dabei noch 
gar nicht einbegriffen. 

Wir meinen, daß es uns sehr wohl anstände, 
etwas bescheidener aufzutreten. Wir wissen, daß 
Militär ohne Repräsentation nicht möglich ist. Wir 
meinen aber, etwas weniger Geltungsbedürfnis und 
etwas weniger protziges Wirtschaftswundergebah-
ren wären sicherlich angebracht und würden uns 
nicht schaden. Deshalb beantragen wir, den Ansatz 
des Tit. 399 in Kap. 14 02 von 308 900 DM auf 
200 000 DM zu kürzen. 

Ich darf noch einige weitere Bemerkungen an-
schließen, die bei dieser Lesung gemacht werden 
müssen. Bei Kap. 14 12 Tit. 753 ist der Bau eines 
Marinearsenals in Kiel und bei Tit. 759  der Bau 
eines weiteren Marinearsenals in Wilhelmshaven 
vorgesehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Begründen Sie 
doch hier den Antrag!) 

— Es ist interfraktionell vereinbart, daß zu diesen 
Dingen Stellung genommen werden kann. — Für 
jedes dieser Projekte sind 80 Millionen DM, insge-
samt 160 Millionen DM veranschlagt. Im Haushalts-
ausschuß betonte der Vertreter des Ministeriums, es 
sei unbedingt notwendig, Regiebetriebe anzulegen; 
sie seien billiger, sie seien zuverlässiger, und außer-
dem sei die Geheimhaltung gewährleistet. Die Ver-
gabe der Aufträge an Privatfirmen sei nicht an-
gängig. Nun, mit einem Aufwand von 160 Millio-
nen DM sollen neue Projekte in Bundesregie ent-
stehen, und gleichzeitig verhandelt dieselbe Regie-
rung über den Verkauf der Howaldtswerft zum 
Preise von 34 Millionen DM. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Welch ein Mißverhältnis in der Begründung, und 
welch ein Mißverhältnis der Summen! Es drängt sich 
doch geradezu die Frage auf: Zu was denn bauen, 
wenn schon bundeseigene Einrichtungen bestehen? 
Warum geht man nicht dazu über, einen Teil der 
Howaldtswerft dazu zu benutzen, Staatsaufträge zu 
übernehmen, und dadurch rund 150 Millionen DM 
einzusparen? 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Bei Kap. 14 02 Tit. 308 sind für wehrtechnische 
Forschung und sonstige militärische Forschung rund 
52 Millionen DM ausgebracht, bei Tit. 309 für wehr-
technische Entwicklung und sonstige militärische 
Entwicklung 220 Millionen DM und bei Tit. 310 für 
Erprobung 27 Millionen, insgesamt also rund 300 
Millionen DM. Wehrtechnische Forschung und wehr-
technische Entwicklung können aber ganz bestimmt 
nicht für sich allein betrieben werden. Sie können 
doch nur im Zusammenhang mit dein anderen tech-
nischen Wissenschaften gepflegt werden. Warum 
wird der Einsatz von rund 300 Millionen DM allein 
von einer Abteilung des Bundesverteidigungsmini-
steriums durchgeführt? Warum entscheidet darüber 
nicht ein wissenschaftliches Gremium? Warum be-
stehen nicht die entsprechenden Beziehungen zur 
Forschungsgemeinschaft und zum Wissenschaftsrat? 
Wir meinen, daß man bis zur Vorlage des nächsten 
Haushalts hier eine Änderung mindestens insoweit 
vornehmen müßte, als über den zweckentsprechen

-

den und zuverlässigen Einsatz dieser Mittel ein 
Gremium entscheiden sollte. Man wird etwas hell-
hörig, wenn man hört, daß daraus Investitionen ge-
leistet werden, z. B. an private Entwicklungsfirmen, 
die einen Auftrag bekommen und mit ihren Labo-
ratorien diesen Auftrag nicht ausführen können. 

Wenn man in diesem Zusammenhang an die Ab-
machungen Bonn-Paris-Rom denkt, drängt sich die 
Vermutung auf, daß die Mittel für einen deutschen 
Anteil an einer gemeinsamen Atomforschung aus 
diesem Kapitel beschafft wurden. Wir erwarten von 
dem Bundesverteidigungsministerium darüber Auf-
schluß. 

Bei Kap. 14 02 Tit. 617 ist ein Betrag von 5 Mil-
lionen DM für Luftfahrtforschung als Unterstützung 
vorgesehen. Wir meinen, es wäre eigentlich rich-
tiger, diesen Titel beim Etat ,des Verkehrsministe-
rums unterzubringen. Wenn der Herr Bundesver-
teidigungsminister vor kurzem in Bad Godesberg 
bei der Tagung des Verbandes der Luftfahrtindu-
strie Milliardenaufträge in Aussicht stellte, wie 
man in der Presse lesen konnte, dann meinen wir, 
daß hier Vorsicht am Platze ist und daß auch das in 
erster Linie eine Frage des Wirtschaftsministerums 
und nicht des Verteidigungsministeriums wäre; denn 
es sind zweifellos außerordentlich große staatlich 
subventionierte Investitionen notwendig. Nur mit 
Militäraufträgen kann eine deutsche Luftfahrtindu-
strie für die Zukunft nicht existieren. 

Noch ein Wort zum Sanitätswesen! Es ist be-
kannt, daß die NATO gewisse Anforderungen auf 
diesem Gebiet stellt. Entscheidend ist jedoch, ob 
die Betreuung der Soldaten mit der Einrichtung 
und dem Betrieb der vorgesehenen Lazarette sicher-
gestellt ist. Die Zahl der kranken Soldaten und 
derjenigen, die durch Unfall krankenhausbedürftig 
sind, ist erfreulicherweise gering, aber die Planung, 
die uns vorgelegt wird, wird nicht dazu führen, daß 
die Soldaten in Standortlazaretten oder in Stand-
ortnähe betreut werden können. Es ist insgesamt 
ein Projekt von 65 Millionen DM vorgesehen. Da-
von sollen in diesem Jahr allein rund 31,56 Millio-
nen DM ausgebracht werden. Wir meinen, es ist 
anzustreben, daß in jedem Standort die ordnungs-
gemäße Behandlung der Soldaten sichergestellt sein 
muß. Daß in jedem Standort dafür Lazarette einge-
richtet werden, ist unmöglich; es wäre verschwen-
derisch. 

Aber es scheint uns möglich, mit den bestehen-
den Krankenanstalten in Verbindung zu treten. 
Sie haben ja vor kurzem auf ihrem Krankenhaus-
tag zum Ausdruck gebracht, daß sie einen Investi-
tionsbedarf von 4 Milliarden haben. Es erscheint 
durchaus möglich, daß dort Abteilungen angebaut 
werden, so daß nichtbelegte Betten auch für die 
Zivilbevölkerung zur Verfügung stünden und die 
teueren Operationssäle und sonstigen Einrichtungen 
mitbenutzt werden könnten. 

Noch ein Wort zu den Unterkünften! Bei Kap. 
14 12 sind 2,2 Milliarden Reste vorhanden. In dem 
neuen Haushalt werden ganz bestimmt nochmals 
ungefähr 3/4  Milliarden Reste entstehen. Über die 
finanzpolitischen Fragen, die damit zusammen- 
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hängen, wird an anderer Stelle noch gesprochen 
werden müssen. Wir möchten aber hier darauf 
hinweisen, ,daß eine Überprüfung dieses Kapitels 
im Haushaltsausschuß nicht möglich war. Es ist 
praktisch eine Blankovollmacht, die dem Bundes-
verteidigungsminister gegeben wird. Es besteht wohl 
ein Programm, es sind wohl gewisse Typen ent-
wickelt, man hat gewisse Vorstellungen von der 
zeitlichen Durchführung dieses Programms, aber ich 
möchte den Herrn Bundesverteidigungsminister 
darauf hinweisen, daß wir Wert darauf legen, daß 
noch in diesem Jahr eine sehr genaue Überprüfung 
durchgeführt wird. Wir meinen, man sollte Vorsorge 
treffen, damit nicht nachher Fehlinvestitionen fest-
gestellt werden. 

Nun komme ich auf die Anlage von Flugplätzen. 
Wir haben im Haushaltsausschuß gehört, daß es 
noch Jahre dauern wird, bis die Ausstattung mit 
Flugzeugen durchgeführt ist. 'Damit drängt sich die 
Frage auf, ob die Flugplätze, wie sie heute angelegt 
werden, den technischen Erfordernissen dann über-
haupt noch entsprechen würden und ob hier nicht 
Fehlinvestitionen erfolgen, so daß, wenn die Flug-
zeuge in zwei, drei Jahren dasein werden, diese 
Plätze überhaupt nicht mehr genügen würden. Dann 
wären eine neue Landnahme und neue Investitionen 
notwendig. 

Über das Mißverhältnis zwischen dem Wohnungs-
bautitel und den Posten für Trennungsentschädi-
gungen wird ein Kollege von mir noch sprechen. 
Ich darf hier nur anführen, daß für Wohnungsbau 
110 Millionen DM und bei allen Kapiteln zusam-
men für Trennungsentschädigungen 91 Millionen 
DM vorgesehen sind. 

Es wäre nützlich, wenn der Herr Bundesverteidi-
gungsminister zu folgendem ein Wort sagte. Er hat 
in den letzten Haushaltsjahren die Genehmigung 
erhalten, 10 000 lange Schützenpanzerwagen zu be-
schaffen. Bis jetzt sind, soweit wir wissen, nur 
4400 davon in Auftrag gegeben worden. Von 5000 
kurzen Schützenpanzerwagen wurden nur 3000 in 
Auftrag gegeben. Der Herr Bundesverteidigungs-
minister möge seine Planung hier dem Hause dar-
legen; denn es ist unter Umständen eine haushalts-
mäßige Berichtigung erforderlich. Hinsichtlich der 
1100 M 47, dieser Leihgabe aus den USA, hat man 
uns im Ausschuß auf Fragen erklärt, 40 % seien 
ständig nicht einsatzfähig. Aber man mußte auch 
zugeben, daß man allein für die Beschaffung der 
Ersatzteile 148 Millionen DM braucht. Diese Ersatz-
teile hat man seither unmittelbar vom Ministerium 
aus beschafft. Nun ist man dazu übergegangen, auch 
noch Privatfirmen in das Geschäft einzuschalten. 

Ein Wort zu dem Munitionsvertrag, der letztes 
Jahr abgeschlossen wurde. 250 Millionen DM wur-
den vorausbezahlt. Der jetzige Haushalt sieht 
536 Millionen DM vor, aber noch ist kein Schuß 
geliefert. Wir haben Zweifel, wie dieser Vertrag 
tatsächlich abgewickelt werden soll. 

Zum Abschluß noch ein Wort zu dem neuen Amt 
für Wehrtechnik und Beschaffung in  Koblenz. Dieses 
Amt untersteht praktisch der Abteilung im Ministe-
rium. Es soll erproben und beschaffen. Wir glau-
ben, daß innerhalb dieses Amts ein echter Interes-

senkonflikt entstehen muß. Denn wer erprobt und 
auf Richtigkeit hin prüft, ist in der Entscheidung 
darüber, ob etwas auch beschafft werden soll, doch 
befangen. Die Entwicklungsfirmen sind zweifellos 
daran interessiert, daß die von ihnen entwickelten 
Geräte beschafft werden. Wir meinen, daß man hier 
eine echte Kontrolle einbauen muß; denn über die 
eigene Arbeit, über die eigene Leistung zu ent-
scheiden, ist doch beinahe ein bißchen zuviel ver-
langt. 

Meine Damen und Herren, ich habe in diesem Zu-
sammenhang nur einige der wichtigsten Fragen an-
geschnitten. Ich möchte zum Schluß darauf hinwei-
sen, daß der Einzelplan 14 nicht so beraten und 
überprüft werden konnte, wie es der Bedeutung 
dieses enorm großen Postens von 10 Milliarden DM 
zukäme. Wir dürfen erwarten, daß die Vorlage für 
den Haushalt 1959 einwandfrei vorbereitet und 
rechtzeitig eingebracht wird, so daß eine genaue 
Überprüfung möglich ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Blank. 

Blank (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die beiden ersten Punkte des Antrags 
der SPD beschäftigen sich mit der Ö ffentlichkeits-
arbeit nach innen und außen. Daß ich heute morgen 
dazu Stellung nehme, ist veranlaßt durch ein Vor-
kommnis, das mich als Abgeordneter dieses Hauses 
und als Bürger der Stadt Dortmund auf das tiefste 
betroffen hat und das heute hier in diesem Hause 
und damit vor dem deutschen Volke behandelt 
werden soll. 

(Abg. Dr. Mommer: Wenn Sie Wahlkampf 
haben wollen, den können Sie haben! — 

Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 

— Warten Sie ruhig ab, Herr Mommer! 

(Zurufe von der SPD.) 

— Herr Mommer, Sie scheinen schon zu wissen, 
worum es sich handelt. 

(Beifall und Zurufe bei der CDU/CSU.) 

Es scheint richtig zu sein, daß ich hier spreche. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich gebe Ihnen zu

-

zunächst den Tatbestand bekannt, 

(Abg. Bruse: Warum so arrogant?) 

weil ich Ihnen -- — 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter! 

Wer hat gerufen: „Warum so arrogant?" 

(Abg. Bruse: Ich!) 

— Das ist eine Beleidigung. Ich rufe Sie zur Ord-
nung. 

Blank (CDU/CSU) : — weil ich Ihnen mal sagen 
will, was Sie gegenwärtig in Deutschland betreiben 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund, Ortsausschuf 
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Dortmund, hat am gestrigen Nachmittag zur Zeit 
des größten Verkehrs eine Kundgebung der „Aktion 
gegen den Atomtod" veranstaltet 

(Zurufe von der SPD) 

— warten Sie ruhig ab! —, die vom Ortsausschuß 
und von dem Herrn SPD-Landtagsabgeordneten 
Smektala organisiert war. Wissen Sie, wer Smek

-

tala ist? Dieser Herr Smektala war jahrelang, noch 
zu ,der Zeit, als ich Stadtverordneter in Dortmund 
war, Parteisekretär der KPD! 

(Hört! Hört! in der Mitte. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Unerhört ist das! 	Weitere 

Zurufe.) 

Diese Kundgebung stand also unter der Regie dieses 
alten KPD-Mannes und jetzigen Landtagsabgeord-
neten der SPD, Herrn Smektala. 

Nehmen Sie bitte weiter zur Kenntnis: Der sozia-
listische Betriebsrat — Sie haben dort die absolute 
Mehrheit — der Stadtverwaltung hatte mehrere 
tausend Arbeiter und Angestellte zur Teilnahme 
veranlaßt, und der Betriebsrat der Stadtwerke hatte, 
um die „Freiwilligkeit" dieser Aktion zu demon-
strieren, aus eigener Machtvollkommenheit den 
Straßenbahn- und Omnibusverkehr getreu dem 
Vorbild Hamburgs stillgelegt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört! — 
Unerhört! — Pfui! - Abg. Wienand: Was 
hat das mit dem Verteidigungshaushalt zu 

tun?) 

— Das hat etwas mit der Öffentlichkeitsarbeit zu 
tun, meine sehr verehrten Damen und Herren, 

(lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

die wird nach diesen Vorkommnissen noch verstärkt 
werden müssen, und Sie werden Rede und Antwort 
stehen müssen! 

(Abg. Dr. Schäfer: Alles auf Kosten des 
Steuerzahlers!) 

— Auf Kosten des DGB — darauf komme ich auch 
noch —, auf Kosten der Mitgliedsbeiträge, auch der 
christlichen Mitglieder dieser Organisation! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Mommer: Es sind alle Christen! Sind die 
anderen Heiden? — Weitere Zurufe von 

der SPD.) 

— Ihre Erregung beweist mir, daß wir am richtigen 
Punkt angekommen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Esch

-

mann: Sind die anderen denn Heiden, 
Herr Blank? — Weitere Zurufe von der 

SPD.) 

Ich berichte zunächst weiter: Das sowjetzonale 
Fernsehen 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 
— wie sinnig! — sah sich veranlaßt, 

(lebhafte Zurufe von der SPD) 
— es hat sehr große Liebe zu Ihnen! —, 

(Zuruf von der SPD: Zu Ihnen auch!) 

Aufnahmen zu machen während der Rede des Herrn 
von Knoeringen, des stellvertretenden Vorsitzen- 

den der SPD — ich hoffe, daß er sich bei der Wie-
dergabe des sowjetischen Fernsehens jetzt betrach-
ten wird — in holder Eintracht mit der SPD-Bundes-
tagsabgeordneten Frau Wessel und dem als sozia-
listischem Versammlungsredner bekannten Ober-
kirchenrat Cloppenburg und — damit die Opposition 
auch vollständig ist — zusammen mit dem für die 
FDP in Köln kandidierenden Professor Bauermeister. 

(Zurufe von der SPD.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, so 
weit sind wir in Deutschland gekommen, 

(lebhafte Zurufe und Händeklatschen bei 
der SPD) 

daß führende Leute der SPD — ich weiß, ich weiß, 
wie weh Ihnen das tut, und deshalb trage ich das 
hier vor — 

(erneute Zurufe von der SPD) 

vor den Kameras des sowjetischen Fernsehens, or-
ganisiert vom Ortsausschuß des DGB, von dem 
früheren Kommunisten Smektala, dort gemeinsam 
eine Kundgebung „Aktion gegen den Atomtod" 
abhalten, die so freiwillig ist, daß man die Ange-
hörigen der Stadtverwaltung dahin dirigieren muß 
und die Verkehrsmittel dieser Stadt stillegt. 

(Zurufe von der SPD.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, merk

-

würdige Methoden der Demokratie! 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD. — Gegenrufe und Zurufe von der 

CDU /CSU.) 

— Lassen Sie sie ruhig ein bißchen schreien. Das 
deutsche Volk nimmt Kenntnis davon! 

(Zustimmung in der Mitte. — Zuruf des 
Abg. Wienand und weitere Zurufe von der 

SPD.) 

— Ich bin noch nicht am Ende. 

(Abg. Eschmann: Das deutsche Volk hat 
auch nicht vergessen, warum Sie als Ver-
teidigungsminister gehen mußten! — Abg. 
Dr. Mommer: Zur Sache! Zweite Beratung! 
— Fortgesetzte Zurufe links. — Unruhe.) 

— Ich spreche zur Sache. 

(Lachen bei der SPD.) 

Ich spreche zur Notwendigkeit der Öffentlichkeits

-

arbeit in den entscheidenden Verteidigungsfragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD. — Wortwechsel mit Abgeordne

-

ten der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, offenbar aber waren 
die Herrschaften selber der Meinung, daß alles das, 
was dort in Worten vorgetragen wurde, nicht ge-
nügend Überzeugungskraft hatte. Deshalb griff man 
anschließend zu den drastischen Methoden der 
Straße. Denn es ereignete sich nun folgendes: 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

die abmarschierenden Demonstranten griffen die als 
CDU-Fahrzeuge gekennzeichneten Wagen mangels 
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geistiger Argumente mit Steinen, mit Stöcken und 
mit Messern an: 

(Lebhafte Pfui-Rufe und weitere Zurufe von 
der CDU/CSU.) 

— Ich bin noch nicht am Ende! 

(Zuruf von der Mitte: Das sind die Pazi

-

fisten!) 

— Das war ein Ausdruck des „Pazifismus"! — Lei-
tungen wurden zerschnitten, Lautsprecher wurden 
demoliert, es wurden die Fahrer aus den Wagen 
gezerrt, und einer wurde durch einen Messerstich 
erheblich verletzt. 

(Hört! Hört! bei der CDU CSU.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
wollen heute hier nur hören, ob Sie sich klar von 
solchen Methoden distanzieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD. — Gegenrufe und. Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

— Wohin das führt? Meine Damen und Herren, 
eine Feststellung: 

(Zurufe von der SPD: Zur Sache!) 

der Mob ist los in Deutschland! 

(Lebhafter Widerspruch und Pfui-Rufe von 
der SPD. — Beifall bei der CDU/CSU. — 
Stürmische Zurufe von der SPD. — Abg. 
Dr. Mommer [zur Mitte gehend] : Für den 
Bergarbeiter Blank sind die Bergarbeiter 
von Dortmund Mob! — Fortgesetzte Zu

-

rufe von der SPD und Gegenrufe von der 
Mitte. — Pultdeckelklappen bei der SPD 
und anhaltende Pfui-Rufe links. — Lachen 
und Zurufe von der Mitte. — Große Un

-

ruhe. — Glocke des Präsidenten.) 

Meine Damen und Herren, 

(anhaltende große Unruhe) 

die KPD — das habe ich Ihnen schon einmal, in 
Frankfurt, gesagt; ich sage nicht einmal, daß Sie 
das gewollt haben, aber der Tatbestand steht fest 
—, die KPD kommt aus ihren Löchern hervorgekro-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von der 
SPD: Und die Faschisten! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD.) 

SPD und DGB — wie hier dargetan — Arm in Arm! 
50 000 Flugblätter — —

(Zuruf von der SPD: Das werden wir uns 
merken! — Weitere Zurufe links.) 

— Das merken Sie sich ruhig! 

(Zuruf von der SPD: Und so etwas war 
Bergarbeiter!) 

50 000 Flugblätter hat der DGB gedruckt. Die Ein-
heit der Gewerkschaften wird mit solchen Metho-
den zerbrochen. Die christlichen Arbeitnehmer wer-
den sich das nicht gefallen lassen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Wienand: Es sind alles christliche!) 

Wir werden den DGB zur Neutralität zwingen oder 
die Konsequenzen aus seinem Verhalten ziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und 
Zurufe bei der SPD. — Glocke des Prä

-

sidenten.) 

Wir wenden uns mit Abscheu von solchen Methoden 
des politischen Kampfes. 

(Hu-Rufe von der SPD.) 

Das sind ja, meine Damen und Herren, die Zeiten, 
wie wir sie von 1930 bis 1933 auf den Straßen unse-
rer Großstädte erlebt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU. - Widerspruch 
bei der SPD.) 

Ich frage als Abgeordneter dieses Hauses und als 
Bürger meiner Heimatstadt Dortmund den sozia-
listischen Herrn Innenminister des Landes Nord-
rhein-Westfalen: Sind Sie gewillt, solche Vorkomm-
nisse weiter zu dulden, 

(Zurufe von der SPD) 

oder wollen Sie Ruhe und Ordnung im Ruhrrevier 
aufrechterhalten, wie es Ihre Pflicht ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Anhaltende 
Zurufe von der SPD.) 

Die deutsche Öffentlichkeit verlangt eine Antwort. 
Dazu Sie zu zwingen, war der Anlaß, der mich auf 
dieses Rednerpult geführt hat. 

(Erneute Zurufe von der SPD.) 

Wir wollen Antwort, ob Sie die großen entscheiden-
den politischen Fragen in den Parlamenten, in den 
Versammlungssälen mit Waffen des Geistes aus-
tragen wollen oder mit Schlagstöcken und Messern 
auf der Straße. Darauf wollen wir eine Antwort. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Esch

-

mann: Denken Sie bloß mal daran, wie 
schmählich Sie abtreten mußten! — Weitere 

Zurufe von der SPD.) 

Dieser Vorfall beweist uns, daß unsere Öffent-
lichkeitsarbeit auch in Fragen der Verteidigung noch 
gar nicht genügend ist. Diese Tatsache beweist es. 
Wenn jemand auf schmutzige Dinge — wie auf die-
sen Überfall — hinweisen muß, dann muß man den 
Schmutz dort suchen, wo er lag. Sie können nicht 
dem, der den Schmutz wegfegen will, den Vorwurf 
machen, sondern nur denjenigen, die ihn in Haufen 
herbeigeführt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Meine Damen und Herren! Die deutsche Öffent-

lichkeit verlangt eine klare Antwort. Verteidigungs-
fragen sind Fragen von größter politischer Bedeu-
tung. 

(Abg. Eschmann: Weil Sie nichts davon ver

-

stehen, mußten Sie gehen! Deswegen sind 
Sie abserviert worden von Ihrem Verein!) 

— Ich bilde mir ein, davon mehr zu verstehen und 
zu kennen als Sie. Das habe ich Ihnen mehr als 
einmal in diesem Hause und auch im Ausschuß be-
wiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Mommer: Einbildung ist Ihre Bildung!) 
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Blank 
— Ich habe Ihnen schon einmal darauf geantwortet: 
ich heiße doch nicht Mommer! 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU. — Lachen 
bei der SPD.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
verlangen, daß zu diesen Vorkommnissen Stellung 
genommen wird. Wir verlangen, daß Herr Innen-
min ister Biernat dazu der deutschen Öffentlichkeit 
eine Erklärung abgibt. Wir werden vor dem deut-
schen Volke bei jeder Gelegenheit diese Methoden 
als das kennzeichnen, was sie sind. Sie sind nämlich 
nichts anderes als ein Lebendigwerden der KPD, die 
aus den Mauselöchern wieder hervorkommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Wienand: 
Eine Unverschämtheit! — Weitere Zurufe 
von der SPD: Unerhört! Pfui! Unverschämt!) 

Ich warne Sie. Ich habe es schon einmal gesagt: 
Beim Auslösen dieser Aktion mögen Sie noch han-
delnd sein. Am Ende stehen nicht Sie, sondern am 
Ende steht der Tod der Demokratie, 

(Zurufe von der SPD) 

steht der totalitäre Kommunismus. Auch Sie werden 
dann nicht mehr sein. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. - 
Stürmische Zurufe von der SPD.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
SPD, ich habe meinen Zweck erreicht. 

(Lachen bei der SPD.) 

Äußern Sie sich, heute und hier! Das deutsche Volk 
will Antwort von Ihnen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Eschmann: Dafür läßt sich auch nur 
Blank mißbrauchen! — Weitere Zurufe.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Da-
men und Herren! Es ist üblich, daß in den Haus-
haltsberatungen alle möglichen Dinge zur Sprache 
kommen und aufgerollt werden. 

(Zuruf von der SPD: Das ist aber 
ungewöhnlich!) 

Ich bin dafür, daß in diesem Hause eine freie und 
offene Sprache geführt wird, vor allem deshalb, 
um dem deutschen Volk keinen Anlaß zu bieten, 
auf der Straße zu demonstrieren. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wir werden deshalb diese Sache jetzt auch ruhig 
weiterführen. Ich gebe zunächst das Wort Herrn 
Abgeordneten Kühn. 

Kühn (Köln) (SPD) : Der Herr Minister  Blank 
hat hier eine Sprache geführt, in der ich ihm nicht 
folgen will. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Er hat — lassen Sie mich ruhig aussprechen — an 
die Adresse eines unserer politischen Freunde die 
Worte gerichtet, er habe früher einmal der KPD 

angehört. Es wäre für den Herrn Blank vielleicht 
untersuchungswürdig, sich in seiner Umgebung 
einmal diejenigen seiner Freunde auszusuchen, die 
in der SA und in der SS und in ähnlichen Organi-
sationen gesessen haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn hier einer im Sprachstil der SA und des Rot-
frontkämpferbundes gesprochen hat, dann war es 
dieser Minister eben. 

(Abg. Niederalt: Wie schaut es denn in 
Düsseldorf aus?) 

Ich habe keine Veranlassung, mich in irgendeiner 
Form mit den Ereignissen zu solidarisieren, die sich 
gestern in Dortmund abgespielt haben. Wir haben 
hier noch keine anderen Unterlagen als Presseno-
tizen, 

(Abg. Blank: Wir haben andere!) 

und ich muß sagen, daß die Darstellungen des Mi-
nisters Blank dazu in einem solchen Verhältnis 
gestanden haben, daß ich ihm nur zubilligen kann, 
er habe vielleicht geglaubt, hier sein Scherflein 
zum Wahlkampf in Nordrhein-Westfalen bei-
steuern zu müssen. 

(Abg. Blank: So wie Sie gestern, 
Herr Kühn!) 

Der Herr Minister Blank hat gesagt: Der Mob ist 
los in Deutschland. Wir wissen auf Grund der 
Dinge, die uns bisher vorliegen, nicht genau, ob der 
Mob nicht auch in den Lautsprecherwagen gesessen 
hat. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU: Haltet den Dieb!) 

Man sollte die zweite Lesung des Haushalts nicht 
improvisiert dazu mißbrauchen, einen solchen Streit 
vom Zaun zu brechen, ohne daß beide Seiten des 
Hauses die Tatsachen auf dem Tisch liegen haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wie Sie gestern! 
— Und was war gestern?) 

Der Herr Minister hat hier als die Personifizierung 
des Geistes gesprochen, den er anzugreifen behaup-
tet hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir Sozialdemokraten sind für eine geistige Aus-
einandersetzung, und ich will Ihnen ganz offen sa-
gen, wenn Sie diese Erklärung hier haben wollen: 
wenn von irgendeiner Seite mit Messern und ähn-
lichen Gewaltwerkzeugen operiert worden ist, dann 
werden wir das auf das schärfste mißbilligen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Bevor wir uns aber dazu äußern, müssen wir die 
Tatsachen auf dem Tisch liegen haben. 

(Abg. Blank: Die haben wir!) 

Das, was der Minister bisher gesagt hat, ist bei den 
Berichten, die wir genauso wie Sie auf dem Tisch 
liegen haben, eine unzulässige Dramatisierung. 

(Abg. Arndgen: Wer war denn gestern 
Dramaturg? — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 
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Kühn (Köln) 
Wir wollen uns auf beiden Seiten verpflichtet füh-
len, um der Demokratie willen den Wahlkampf mit 
geistigen Mitteln zu führen 

(Abg. Blank: Und nicht auf der Straße 
unter den russischen Fernsehern!) 

und uns offen davon zu distanzieren, wenn auf ir-
gendeiner Seite von diesem Prinzip abgewichen wird. 
Das muß erst genau untersucht werden, und dann 
werden wir feststellen, wo der größere Prozentsatz 
der Schuld an diesen Vorkommnissen liegt. 

Ich sagte soeben, daß wir uns mit geistigen Waf-
fen auseinandersetzen wollen. Wer hat denn damit 
begonnen, die geistigen Waffen preiszugeben? Das 
begann mit jener Rede, in der an die Adresse der 
Sozialdemokratischen Partei gesagt wurde, unser 
Sieg wäre der Untergang Deutschlands. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das führten Sie fort in den Plakaten, die wir jetzt 
in den Städten der Ruhr sehen können, wo auf blut-
rotem Untergrund sowjetische Marschälle abgebil-
det sind und wo wiederum  die  Dinge so dargestellt 
werden, als wären wir die Wegbereiter dieser 
sowjetischen Gewaltherrschaft. 

(Unruhe.) 

Da sehen Sie ein neues Plakat an den Anschlag-
säulen des Ruhrgebiets: „Moskau zählt auf die 
SPD." 

(Zurufe.) 

Das ist eine Perfidie ohnegleichen. 

(Anhaltende Unruhe.) 

Wenn Sie mit diesen Mitteln den Wahlkampf füh-
ren wollen, dürfen Sie sich über die Reaktion nicht 
wundern, und dann sind Sie nicht mehr berechtigt, 
in diesem Hause davon zu sprechen, daß Sie gewillt 
seien, diesen Wahlkampf mit geistigen Mitteln zu 
führen. 

(Abg. Dr. Vogel: Wer hat Adenauer zuerst 
mit Ulbricht verglichen?) 

In dem Pamphlet des Bundeskanzlers, das er als 
Wahlbrief herausgeschickt hat, — — 

(Abg. Blank: Das haben Sie gestern schon 
behauptet!) 

— Ja, auch das gehört zu dem Charakter der „gei-
stigen Auseinandersetzung" ! In dem Pamphlet des 
Bundeskanzlers steht der Satz: „Auch eine Partei 
muß einen Charakter haben." 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU. — Lachen 
und Zurufe von der SPD.) 

D e n Charakter, den Herr Blank soeben mani-
festierte, überlassen wir Ihnen als Monopolangele-
genheit Ihrer Partei. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — Oho- 
Rufe und Zurufe von der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Da-
men und Herren! Das Haus hat sich gegenseitig 
mit hinreichender Deutlichkeit die Wahrheit oder 
das, was es dafür hält, gesagt. Ich mache aber jetzt 
folgenden Vorschlag. Der Präsident hat vor allem 
darauf zu achten, daß Sie nicht morgen früh um  

9 Uhr hier wieder antreten müssen, um weiterzu-
tagen. Ich habe bis jetzt fünf oder sechs Wortmel-
dungen, von denen ich annehme, daß sie alle zu 
diesem erregenden Thema gekommen sind. Mein 
Vorschlag geht dahin, daß wir von jeder Fraktion 
noch einen Redner zu diesem Punkt sprechen lassen 
und dann fortfahren. 

(Widerspruch bei der SPD. — Zurufe von 
der Mitte. — Abg. Dr. Mommer: Jetzt gilt 

das freie Wort!) 

— Aber, Herr Kollege Mommer — das freie Wort! 
Ich rede ja in Ihrem Interesse, damit Sie morgen 
nicht mit der ganzen Mannschaft antreten müssen. 

(Erneute Zurufe.) 

— Das wollen Sie! Gut. 

(Unruhe.) 

— Herr Abgeordneter Ritzel, beruhigen Sie sich! Es 
hat keinen Zweck, auch noch private Auseinander-
setzungen zu führen. 

Herr Abgeordneter Schultz hat das Wort. 

Schultz (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Vielleicht wird es dem Sprecher der Freien 
Demokraten so, wie es gestern Herrn Kollegen 
Lenz gelungen ist, auch jetzt wieder gelingen, das 
sehr erregte Haus etwas zu beruhigen. 

Ich darf mich dazu auf die Zeitung „Christ und 
Welt" und den Artikel beziehen, den sie am 19. 
Juni 1958 in Nr. 25 veröffentlicht hat mit der 
Überschrift: „So geht das nicht weiter. — Es gibt 
kein Zweiparteiensystem, dessen Partner nicht mit-
einander reden." In dem Artikel wird über die 
Atombefragungsdebatte, die wir jüngst gehabt ha-
ben — ,die zweite Lesung —, berichtet, und es wird 
dabei — ich darf mit Erlaubnis des Herrn Präsiden-
ten zitieren — folgendes ausgeführt: 

Es mochte zu den Aufgaben des Innenministers 
zählen, daß er die kommunistischen Infiltra-
tionsversuche bei der „Kampf dem Atomtod"-
Aktion nachwies. Er vermochte ,das in der heute 
herrschenden Atmosphäre offenbar nicht mehr, 
ohne die SPD dabei in das Licht zu bringen, daß 
sie ,den Kommunisten damit in die Hände ar-
beite. Das war genug! Unter Lärm und Drohung, 
erhobenen Fäusten und persönlichen Beleidi-
gungen des Ministers verließ die sozialdemo-
kratische Fraktion den Saal. 

Wir kennen das ja alles und erinnern uns daran. 
Mich wundert, ,daß es heute noch nicht so weit ge-
kommen ist. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

In diesem Artikel heißt es nun weiter: 

Das ganze ist nun schon ein Jahr im Gang. Es 
hat mit dem Wahlkampf des letzten Sommers 
begonnen. Damals fing Adenauer mit den 
Jüngsten-Tags-Perspektiven von Christentum 
und Antichristentum an und erklärte, daß ein 
SPD-Sieg der Untergang Deutschlands sei. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 
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Schultz 
Und nach dem errungenen Wahlsieg blickte 
dann sein Parteiapparat mit Bewunderung auf 
diesen „harten Stil", ,diese staatsmännisch-ge-
niale Vereinfachung. Man schätzte alle Beden-
ken und Empfindlichkeiten gering ein. 

Wenn ich mir nun die Rede des Herrn Abgeord-
neten Blank durch den Kopf gehenlasse, die hier 
an Umdruck 100 Ziffern 1 und 2 aufgehängt wird, 
und wenn ich ferner berücksichtige, wie bewun-
dernd seine Fraktion auf diesen „harten Stil"  ge-
blickt hat, dann muß ich sagen: Dann stimmt das, 
was hier von mir zitiert worden ist. Leider haben 
Sie nicht nur geblickt, sondern Sie haben in der 
üblichen Form mit voller Lautstärke die Spannungen, 
die hier im Hause sowieso schon bestehen, noch 
vertieft. 

(Beifall bei der FDP und  der  SPD.) 

In ,dem Artikel heißt es weiter: 

Es kamen im letzten Winter und Frühling die 
beiden Atomdebatten. Nun hätte die CDU 
überzeugen können. Sie hat aber nicht sehr 
brilliert. Die persönliche Bitterkeit wurde nur 
noch verschärft und vertieft. 

Da wir heute früh schon ohnehin eine Wahlkampf-
debatte führen, die tatsächlich nicht in dieses Haus 
gehört, möchte ich doch auch einen kleinen Beitrag 
für meine Partei dazu leisten. 

(Lachen und Zurufe von ,der Mitte.) 

Der Artikel fährt dann nämlich fort: 

Das einzige positive Verhalten in dieser Debatte 
muß man der FDP bestätigen. 

(Anhaltende Zurufe von der Mitte.) 

- Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, daß 
ich „Christ und Welt" zitiere und nicht „Das freie 
Wort". 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Ich darf weiter zitieren: 

Diese kleine Partei, 

— ich will Ihnen auch das Unangenehme nicht ver-
schweigen — 

die  in den letzten Jahren doch wirklich vieles 
tat, um ihren Kredit zu ruinieren, hat hier ein 
Beispiel gegeben. Sie bekämpft die Atom-
bewaffnung; sie lehnt die Volksbefragung trotz-
dem ab. 

Ich darf hier hinzufügen: die Vorgänge in Dortmund 
lehnen wir selbstverständlich ab. 

(Zuruf von der SPD: Sofern sie stimmen!) 

— Richtig, ganz falsch wird aber wohl auch nicht 
berichtet worden sein. Es heißt nun weiter: 

. . . solange sich die beiden großen Parteien so 
aufführen wie jetzt, hat damit die FDP sich 
selbst und der Demokratie eine Chance ge-
geben. 

Soweit mein Beitrag, vor allen Dingen an die Öffent-
lichkeit und — das darf ich mir heute einmal er-
lauben zu sagen — vor allen Dingen auch an die 
Presse. 

Ich habe vorhin auf die gestrige Debatte zurück

-

gegriffen, in der von unserer Fraktion Herr Lenz 
tatsächlich wieder für die Beruhigung des Hauses 
gesorgt und die Dinge auf das richtige Maß, auf die 
sachliche Debatte zurückgeführt hat, wohin sie ge-
hören. In den großen Zeitungen habe ich davon 
leider nichts gelesen. Nur der Krach scheint die Zei-
tungen zu interessieren. 

(Zustimmung bei der FDP. — Zurufe von 
der Mitte.) 

Ich möchte dieses Thema abschließen und Ihnen, 
Herr Kollege Blank, sagen: Es ist gar nicht not-
wendig, daß die KPD draußen irgendwo aus den 
Mauselöchern kriecht, um die Demokratie zu ruinie-
ren. Wenn Sie beide sich hier so aufführen, dann 
ruinieren Sie die Demokratie hier im Hause, und 
dann brauchen wir dazu gar keine KPD mehr. 

(Beifall bei der FDP und der SPD. — Zurufe 
von der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Hermsdorf. 

Hermsdorf (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe noch nie in einer so harten 
Diskussion, wie sie soeben hier geführt worden ist, 
das Wort ergriffen. Der Beitrag des Herrn Blank 
hat mich sehr erregt. Ich möchte deshalb besonders 
die Kollegen von der CDU bitten, mir einen Augen-
blick Gehör zu schenken. Wir befinden uns in den 
Haushaltsberatungen, und jeder wird mir zugeben 
müssen, daß in diesen Beratungen von allen Seiten 
des Hauses versucht warden ist, so ernsthaft und 
so tatkräftig wie nur möglich an die Arbeit zu 
gehen und zu einem Resultat zu kommen. 

(Zuruf von der Mitte: Gestern war das nicht 
so! — Weitere anhaltende Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

— Ich komme auf alle Ihre Zwischenrufe zurück. 
Sie werden mich doch wohl einmal in aller Ruhe 
anhören können. Es muß doch in diesem Hause 
möglich sein, miteinander zu reden; sonst könnten 
wir ja gleich nach Hause gehen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich bin absolut dagegen, daß von irgendeiner Seite 
des Hauses, sei es von der meinigen oder von der 
Ihren, laufend mit Unterstellungen gearbeitet wird. 
Ich halte das für einen sehr schlechten Stil. Irgend-
wann muß man einmal damit aufhören. Wir haben 
bisher eine Beratung geführt, die wenigstens eini-
germaßen der Sache gerecht wurde. Sie müssen mir 
aber zugeben: Das, was heute morgen von Herrn 
Blank an Stil geliefert worden ist, hat mit Parla-
mentarismus nicht das geringste zu tun. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte. — Abg. Blank: Haben Sie die gestrige 

Debatte vergessen?) 

— Herr Blank, ich habe bis heute morgen noch ge

-

glaubt, daß man auch mit Ihnen reden könne. Das, 
was Sie heute geliefert haben, reicht nicht bis an 
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Hermsdorf 
die Fußsohlen eines anständigen Menschen! Das 
müssen Sie zugeben. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Sie können dabei lachen, Herr Blank. Mir ist es 
ernst, das sage ich Ihnen, bitter ernst! Sie werden 
mir zugeben müssen, daß ich mit einer Reihe von 
Kollegen Ihrer Fraktion immer wieder in persön-
lichen Gesprächen und in Diskussionen gesagt habe, 
wir sollten hier einander zuhören. Aber so kann 
man das nicht machen, daß man  sagt: „In Deutsch-
land ist der Mob los" und einer demokratischen 
Partei unterstellt, sie sei Mob. Herr Blank, dann 
machen wir Wahlversammlungen, aber leisten 
keine parlamentarische Arbeit mehr! 

(Beifall bei der SPD. — Lebhafte Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

Ich kenne die Untersuchungen in Dortmund 
nicht. Ich gebe zu, ich weiß nicht, was los ist. Wenn 
das die Wahrheit ist — ich glaube es nicht —, 
dann werde ich mich selbstverständlich davon ab-
setzen. Aber, Herr Blank, ist es denn überhaupt 
notwendig, eine Sache, die gestern passiert ist, die 
heute noch nicht untersucht ist, hier in den Haus-
haltsberatungen zur Sprache zu bringen und damit 
aus der Beratung eine Wahlversammlung zu ma-
chen, die an einen KP-Stil schlimmster Sorte von 
1933 erinnert? Das war doch Ihr Stil! 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CS U.)  

Entschuldigen Sie, daß ich so hart werde. Ich 
möchte Sie alle, meine Freunde und auch Sie, bit-
ten: So kann man nicht miteinander reden, wenn 
man nicht die letzte Chance dieses Hauses und da-
mit die Demokratie als Ganzes verspielen will. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Blank: Das 
hätten Sie sich gestern überlegen sollen!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Meyers. 

Dr. Meyers (Aachen) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Als Neuling die-
ses Hauses habe ich mir jetzt einige Wochen den 
Stil angesehen. Ich habe den Eindruck, daß alles 
das, was der sozialdemokratischen Fraktion zu Nut-
zen ist, Stil des Parlamentarismus ist, und daß alles 
das, was ihr abträglich ist, gegen den Stil des Par-
lamentarismus ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Pfui-Rufe von 
der SPD. — Abg. Eschmann: Nun sind wir 
schon wieder draußen! — Weiterer Zuruf 
von der SPD: Sie sollten sich schämen, so 

zu reden! — Große Unruhe.) 

Wenn die sozialdemokratische Fraktion in diesem 
Hause den Bundeskanzler und die Bundesregierung 
beschimpfen kann, dann tut sie das maßlos und 
hemmungslos. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 
Wenn sie aber glaubt, sie sei im Nachteil, weil sie 
angeblich die Tatsachen von gestern nicht kennt, 

dann ist sie dafür, daß Friede sein müsse und daß 
wir, die Christlichen Demokraten und insbesondere 
mein Parteifreund Blank, uns nicht aufregen dürf-
ten. 

(Zurufe von der SPD.) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 

sind sehr langmütig. 

(Lachen bei der SPD.) 

— Ich möchte nicht erleben, daß nächstens das 
Sprichwort heißt: Am Lachen erkennt man den so-
zialdemokratischen Abgeordneten. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Da ist nämlich nichts zu lachen. Wir haben zuge-
sehen und haben nichts gesagt, als man uns in Ost-
westfalen den ersten Wagen demolierte. Ich habe 
damals gesagt: Das kann in der Hitze des Wahl-
kampfes vorkommen. Wir haben nichts gesagt, als 
jetzt wochenlang systematisch in den größeren 
Städten des Ruhrgebietes, auch bis nach Bonn 
hinein, unsere Plakate, unsere Anschläge zerstört 
und teilweise durch sozialdemokratische Anschläge 
überklebt wurden. 

(Zurufe von der SPD.) 

Wir haben nichts gesagt. Aber nun ist Schluß, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — 
Abg. Eschmann: Nehmen Sie dabei man 
gleich den Säbel in die Hand und machen 
Sie Schluß! — Weitere Zurufe von SPD.) 

„Sie sind in Wort und Schrift gegen die atomare 
Aufrüstung der Bundeswehr aufgetreten und des-
halb Kommunisten." 

(Abg. Wienand: Was war das, Herr 
Meyers? — Zuruf von der SPD: Sagen Sie 
das noch einmal! — Weitere Zurufe von 

der SPD.) 
— Sie können nie abwarten. Beim Wahlkampf fan-
gen Sie immer zu früh an und jetzt auch. Ich habe 
einen Satz aus der mehrere Gründe anführenden 
Begründung des Beschlusses des Landeswahlaus-
schusses des Landes Nordrhein-Westfalen zitiert, 
der bekanntlich dem Innenminister nahesteht, wenn 
er ihm auch nicht untersteht — und der Innen-
minister gehört ja Ihrer Partei an, wie Sie eben 
gesagt haben —, mit dem gestern die Mehrzahl der 
unabhängigen Kandidaten in Nordrhein-Westfalen, 
nämlich 13, abgelehnt, also nicht zugelassen wur-
den. „Sie sind in Wort und Schrift" — jetzt wieder-
hole ich es — „gegen die atomare Aufrüstung der 
Bundeswehr eingetreten und deshalb Kommu-
nisten." 

(Abg. Dr. Mommer: Das ist der forsche 
Schießbefehl, Pistolenmeyers! — Glocke 

des Präsidenten.) 
— Ich will Ihnen einmal ehrlich sagen, Sie können 
mich gar nicht beleidigen. 

(Erneute Zurufe von der SPD.) 

— Wenn Sie was wissen wollen, fragen Sie nach 
dem Tatbestand in Ihrer eigenen Fraktion im 
Landtag. 

(Zuruf von der SPD: Säbel oder Pistole  — 
Meyers  bleibt Meyers!) 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, meine Damen und Herren! Herr Abgeord-
neter Mommer, was heißt „Pistolenmeyers"? 

(Abg. Dr. Mommer: Das war eine Ge

-

schichte, Herr Präsident, die kann ich nur 
am Pult erklären!) 

— Ist das eine Beleidigung? 

(Abg. Dr. Mommer: Nein, bestimmt nicht! — 
Weiterer Zuruf von der SPD: Eine Kenn

-

zeichnung!) 

— Dieser Zuruf ist also nicht ehrenrührig gemeint? 

(Zuruf von der SPD: Nein!) 

Fahren Sie bitte fort, Herr Abgeordneter. 

Dr. Meyers (Aachen) (CDU/CSU): Sie wollen die 
Vorgänge von gestern nicht kennen, weil Ihnen 
das unangenehm ist. Wir sind aber der Ansicht: 
Jetzt ist der Punkt erreicht, und gerade hier bei 
dem Etat des Verteidigungsministers! 

(Abg. Dr. Schmid [Frankfurt]: Aha!) 

— Herr Professor Schmid, haben Sie kein besseres 
Argument als „aha!"? Das haben Sie uns immer 
zugerufen. 

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU/CSU. 
— Hu-Rufe bei der SPD. — Abg. Dr. Schmid 
[Frankfurt]: Herr Kollege, halten Sie es für 
ganz unkollegial, wenn man gelegentlich 
auch seinen Freunden der anderen Seite 

die Möglichkeit gibt, zu lachen?) 

— Wenn die Frage an mich gerichtet ist, sicherlich 
nicht. Denn ich halte es immer noch mit Goethe und 
lobe mir den heiteren Mann am meisten unter mei-
nen Gästen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist nicht mehr 
heiter; das ist billig!) 

— Entschuldigen Sie bitte, mir ist auch der Tatbe-
stand von gestern zu ernst, als daß ich noch heiter 
darüber sein könnte. Wenn Sie darüber heiter sind, 
dann ist das Ihre Sache. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt widersprechen 
Sie sich!) 

— Ich sprach gerade mit einem Mann, der humani-
stisch gebildet ist. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Ich habe Zeit; ich bin auch morgen frei. 

(Zurufe von der SPD: Wir auch! — Abg. 
Dr. Mommer [zur CDU/CSU] : Da habt ihr 

euch was eingebrockt!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
sagte Ihnen: Wir haben diese Vorgänge hingenom-
men, weil wir nicht der Ansicht sind, ,daß ein 
Wahlkampf mit seidenen oder Samthandschuhen 
geführt wird. Aber jetzt ist es deswegen an der Zeit, 
daß solche Methoden hier an Ort und Stelle zur 
Sprache kommen und gegeißelt werden, weil sie 
ihren Urgrund haben in den maßlosen Angriffen 

gegen den Bundesverteidigungsminister, gegen die 
Bundesverteidigung und gegen die Bundeswehr. 

(Sehr richtig! von ,der CDU/CSU.) 

Das ist nämlich der ganze Urgrund: „Kampf dem 
Atomtod" — diese unsinnige Parole, die Sie in ,das 
Land geschleudert haben, 

(Zuruf von der SPD: So unsinnig ist sie 
gar nicht!) 

mit der Sie die Massen aufputschen. 

Der Tatbestand war noch gar nicht zu Ende er-
zählt. Herr Blank kennt ihn auch nur zum Teil. Es 
ist z. B. nicht zur Sprache gekommen, daß vorher 
von unseren Leuten um den Versammlungsort 
herum Plakate geklebt wurden und daß Angestellte 
oder Beamte des Ordnungsamts der Stadt Dort-
mund diese entfernt haben. Herr Kollege Blank hat 
auch nicht gewußt oder mindestens nicht erwähnt, 
daß nach Ihren eigenen Zeitungen Herr Smektala, 
der immerhin der Leiter des Betriebsgruppenrefe-
rats der SPD ist, die Betriebsgruppenarbeit für den 
Wahlkampf leitet. 

(Zurufe von der SPD. — Abg. Dr. Deist: 
Na und?) 

Ich muß sagen, es ist eine merkwürdige Inkonse-
quenz, daß man im Landeswahlausschuß auch von 
seiten des Innenministeriums die unangenehmen 
Kandidaten — unangenehm für uns alle, zugegeben, 
obwohl die FDP glaubt, es liege der CDU daran, 
diese Kandidaten nicht zum Zuge kommen zu las-
sen, warum, ist Geheimnis Ihrer Korrespondenz — 
ablehnt. Aber da wird gesagt: „Sie sind in Wort 
und Schrift gegen die atomare Aufrüstung und des-
wegen Kommunisten." 

Wenn wir einmal nur wagen, Ihnen zu sagen: 
Sind  se denn selbst nicht bestürzt, in welche Nähe 
der Kommunisten Sie kommen?, dann lehnen Sie 
das ab; dann ist das irgendeine Verdächtigung von 
seiten der CDU, und dann ist ,das etwas Unfaires. 

(Zuruf von der SPD: Ist es ja auch!) 

Jedenfalls, in den CDU-Versammlungen war bisher 
noch kein Fernseh-Sendewagen aus der Ostzone. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich muß Ihnen sagen, daß die Empörung meiner 
politischen Freunde keine Grenzen kennt. 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

— Mögen Sie lachen. Gehen Sie ruhig auf die 
Straße, denn wer auf die Straße geht, kommt auf 
der Straße um. 

(Zuruf von der SPD: Siehe Autobahn!) 

Aber wir verbitten es uns, daß jetzt an die Stelle 
von Argumenten die Messer treten und an die Stelle 
der Diskussion die brutale Gewalt gegen Menschen 
und Sachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn was daraus entsteht, das kann man nur mit 
den Worten einer Zeitung — die ich mit Genehmi-
gung des Herrn Präsidenten vorlese — zusammen-
fassen: 
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Dr. Meyers (Aachen) 
Für Stunden glaubte man sich in die finsteren 
dreißiger .Jahre zurückversetzt, als die Radika-
lisierung und Fanatisierung der Massen den 
Mord am politischen Gegner zu einer alltäg-
lichen Erscheinung werden ließ und die Dolche 
der SA und des Roten Frontkämpferbundes der 
Demokratie den Todesstoß gaben. 

Da, Herr Schultz, wird der Todesstoß geführt — nicht, 
wenn hier einmal von uns aus eine offene Sprache 
in einer schamlosen Sache geführt wird. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Heiland. 

Heiland (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! In solch ernster Situa-
tion, wie in Deutschland leider der Wahlkampf wie-
der geführt wird, sollte man darüber nachdenken, daß 
solche Dinge irgendwo ihre kausale Wurzel haben 
könnten. Herr Blank, ich möchte sehr klar und 
deutlich sagen, was mein Freund Kühn schon ge-
sagt hat, und möchte es an den Anfang meiner Aus-
führungen stellen: Wenn irgendwo die Faust, das 
Messer oder sonst irgend etwas als politisches Ar-
gument genommen wird, dann bedauere ich das 
nicht nur, sondern dann verurteile ich das, weil wir 
so die Freiheit an sich zu Grabe tragen. 

(Beifall bei der SPD und den Regierungs

-

parteien. — Abg. Blank: Dann sind wir 

einig; aber Sie müssen es auch hindern!) 
— Darauf werde ich antworten. Herr Blank, Sie 
haben den Nachbarwahlkreis von mir, und der Ort 
Erle in meinem Wahlkreis ist Ihnen nicht ganz un-
bekannt. Im Wahlkampf 1953 sprach ich in diesem 
Ort Erle im Amte Dorsten. Außer mir, dem Refe-
renten, sowie dem Versammlungsleiter und noch 
zwei Sozialdemokraten waren in diesem katholi-
schen Ort weiter keine Sozialdemokraten in der 
Versammlung. Ich war mit einem Lautsprecher-
wagen da, Diesen Wagen, den ich angemietet hatte, 
fuhr ein Kriegsbeschädigter. Der Kriegsbeschädigte 
hat im Kriege beide Beine und ein Auge verloren. 
Der Sohn des CDU-Bürgermeisters dieses Ortes 
hatte im Handumdrehen, wie Sie sagen — ich 
möchte den Ausdruck auf die verirrten Jungen nicht 
anwenden —, den „Mob" organisiert, und dann 
wurde der Wagen demoliert, in dem dieser Kriegs-
beschädigte — es war sein Erwerbsinstrument —

(Hört! Hört! bei der SPD) 

saß. Es wurden Ziegelsteine in den Saal geworfen, 
und alle solche Dinge. Ich habe damals mit Ihren 
Parteifreunden, die die Verantwortung in diesem 
Kreise tragen, darüber gesprochen und habe ihnen 
gesagt, sie möchten dafür sorgen, daß solche Dinge 
nicht wieder passieren ;  ich habe keinen großen 
Eklat daraus gemacht. 

Ich wollte damit eins beweisen: daß die politi-
sche Verirrung überall passieren kann. Aber nun 
wollen wir auch einmal konkret zu Dortmund Stel-
lung nehmen. Herr Blank, in Dortmund war ich 
nicht dabei; aber ich war im vergangenen Jahr bei  

einer Kundgebung, die der Vorsitzende unserer 
Partei im Wahlkampf zur Bundestagswahl 1957 ab-
hielt. Es war in Zierten. Herr Ollenhauer hatte 
seine Rede noch gar nicht richtig geschlossen, da 
kreuzten Lautsprecherwagen von Ihnen auf und 
brachten folgenden Slogan – ob er klug oder nicht 
klug ist, darüber kann man sich bei Wahlen im-
mer streiten —: „Hier sprach heute Ollenhauer, 
Deutschland wählt aber Adenauer!" — Ich würde 
bei solchen Dingen jetzt nicht lachen, Herr Stolten-
berg; es ist wirklich ernst. Ich wollte nämlich auf 
folgendes kommen: Wenn man provoziert, darf 
man sich nicht wundern, daß, wenn zehntausend 
Menschen zusammen sind, nicht alle zehntausend 
in Ruhe zusammengehalten werden können, — 
wenn Sie sehen, daß sogar bei uns in diesem 
Hause, die wir doch nach unserer Auswahl eine 
gewisse Repräsentanz, eine gewisse Auslese des 
deutschen Volkes darstellen sollen, die Erregung 
hochkommt, wenn so argumentiert wird, wie Sie 
es vorhin taten. 

Ich wollte also sagen: Wenn gegnerische Kund-
gebungen sind, dann sollte man den notwendigen 
Takt haben, nicht mit Lautsprecherwagen störend 
einzugreifen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die kausale Ursache ist es! 

(Erneute Zustimmung bei der SPD). 
Aber wir haben ja über das Recht auf die Straße 

gesprochen. 

(Zuruf von der CDU CSU.) 

— Nun warten Sie doch erst einmal ab! Ich wollte 
jetzt gerade Pastor Klinkhammer zitieren und Ih-
ren Kollegen Gockeln, der hier im Hause sitzt. Es 
hat einmal in Deutschland eine Filmvorführung 
„Die Sünderin" gegeben; und als „Die Sünderin" 
aufgeführt wurde, ist — wie sagten Sie, Herr Blank: 
der Mob losgebrochen. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Wenn ich von „Mob" spreche, ist es immer in 
Anführungsstrichen. 

(Abg. Blank: Herr Heiland, sehen Sie den 
Unterschied nicht? Nein?) 

— Ich sehe den Unterschied: daß Sie auf die Straße 
gegangen sind, Stinkbomben geschmissen haben in 
Kinos, Bürger, die mit ihrer Freizeit machen kön-
nen, was sie wollen, unter Druck genommen haben, 
und daß dann Herr Gockeln gesagt hat: „Hier ist 
eine Verfassungslücke; diese Verfassungslücke 
müssen wir auf der Straße ausfüllen." 

(Lebhaftes Hört! Hört! bei der SPD.) 

Es ist wörtlich — — 

(Abg. Blank: Machen Sie sich das zu eigen, 
wenn es gesagt wäre?) 

— Es hat ein Anwalt gesagt, der den Angeklagten 
Klinkhammer verteidigte; Herr Gockeln hat es un-
terstrichen; das habe ich Ihnen gesagt. Das ist das 
Entscheidende. 

(Abg. Blank: Ich frage, ob Sie sich das zu 
eigen machen!) 
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Heiland 
— Ich habe Ihnen gesagt: ich mache mir Ihren Aus-
druck „Mob" auch nicht zu eigen. 

(Abg. Blank: Doch!) 

-  Dann müßten Sie sich tatsächlich die Ohren 
waschen. Ich habe gesagt: ich gebrauche den Aus-
druck „Mob" in Anführungsstrichen. 

Aber, meine Damen und Herren: Sie haben seit 
langer Zeit eine Methode, die etwas mehr ist als 
nur Verdächtigung, nämlich der Versuch, die So-
zialdemokratische Partei dadurch zu diffamieren, 
daß Sie sie dauernd in die Nähe der Kommunisti-
schen Partei bringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

-  Herr Meyers, ich werde Ihnen jetzt gleich eini-
ges sagen! Es ist ja gestern noch etwas anderes 
passiert. Anscheinend haben Sie noch nicht alle 
Nachrichten darüber auf dem Tisch, was Ihre Leute 
gestern getan haben; sonst würden Sie vielleicht 
einen kleinen Moment ruhiger sein; vielleicht ha-
ben Sie auch noch dieses Quentchen Scham in der 
Politik, das auch notwendig ist. 

(Zurufe und Lachen bei der CDU/CSU. - 
Abg. Dr. Seffrin: Ausgerechnet Sie müssen 

das sagen!) 

Gestern tagte der Landeswahlausschuß in Nord-
rhein-Westfalen. Es ist bekannt, daß etwa vierzig 
ehemalige Kommunisten als Unabhängige bei die-
ser Wahl in diesem Land zu kandidieren versuchten. 
Ich will nur einen herausgreifen, von dein Sie nicht 
den Mut haben werden zu sagen, er sei kein Kom-
munist: unseren ehemaligen sehr gewandten Red-
ner, der häufig von der Seite aus das Haus be-
schäftigt hat, Heinz Renner. Sie haben gestern durch 
Ihre Partei im Landeswahlausschuß Nordrhein-
Westfalen für die Kandidatur Renner gestimmt. 

(Lebhafte Hört! Hört- und Pfui-Rufe bei 
der SPD.) 

Und warum haben Sie es getan? Weil Renner in 
einem Wahlkreis — in Essen — kandidiert und 
Sie annehmen, er würde der SPD dadurch eventuell 
so viel Stimmen abziehen, daß Sie diesen Wahl-
kreis erobern können. 

(Erneute anhaltende stürmische Pfui-Rufe 
von der SPD. — Zuruf von der SPD: Das 
ist die „Nähe zu den  Kommunisten"! — 
Anhaltende Unruhe. — Glocke des Präsi

-

denten.) 

Memmel (CDU/CSU): Sind Sie sich klar darüber, 
Herr Kollege Heiland, daß Sie damit jetzt gesagt 
haben, daß in Essen sämtliche Kommunisten die 
SPD wählen? 

(Lachen bei der SPD.) 

Heiland (SPD) : Ich weiß nicht, wie weit der 
logische Denkprozeß bei Ihnen ausgebildet ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Ich habe gesagt, was Sie unterstellen. Aber es lohnt 
sich nicht, in dieser Form mit Ihnen zu diskutieren, 
weil Sie gar nicht den Willen haben, eine echte 

politische Diskussion in diesem Lande um die neue 
Grundlage zu führen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Abschließend möchte ich noch einen Satz sagen. 
Finden Sie es sehr geschmackvoll, 

(Abg. Könen [Düsseldorf] [dem Redner ein 
Schriftstück überreichend] : Sagen Sie noch 

einen dazu!) 

daß, wenn eine Kundgebung wegen der Frage, ob 
Atomrüstung ja oder nein — — 

(Unruhe bei der CDU/CSU.) 

— Herr Meyers, Sie haben vorhin gesagt, Sie seien 
gegen die Atomrüstung, und wer gegen die Atom-
rüstung sei, der stehe im Verdacht, Kommunist zu 
sein. Sie haben noch einige Formulierungen ge-
braucht. Sagen Sie, lesen Sie nicht die Plakate der 
Bundesregierung: Gegen den Atomtod in der gan-
zen Welt? 

(Abg. Dr. Meyers: Ich habe eben zitiert! 
Da hatten Sie die Ohren nicht gewaschen!) 

— Ich bekomme jetzt gerade aus Düsseldorf — wir 
können manchmal genauso schnell arbeiten wie 
Sie — vom Landeswahlausschuß des Innenmini-
steriums folgende Nachricht auf den Tisch gelegt: 

Die unabhängigen Kandidaten wurden einzeln 
überprüft und dabei ihr Wahlprogramm mit 
dem in den Monaten Februar und März 1958 
aufgestellten Programm der illegalen KPD ver-
glichen. Die Frage der Stellungnahme zur 
atomaren Aufrüstung ist wie auch andere Fra-
gen Gegenstand der Prüfung des Programms 
der unabhängigen Kandidaten gewesen. Es gibt 
keine Feststellung, auch nicht ähnlicher Art, die 
da besagt: Sie sind gegen die atomare Auf-
rüstung 

— oder eine ähnliche Formulierung — 

und Kommunisten. Eine Wertung der Pro-
grammkommission in dieser Richtung kam in 
dieser Frage nicht in Betracht. 

Herr Meyers! Das würde nine prompte Antwort 
darauf sein, daß Ihre vorhin in dieser Frage vor-
getragene Meinung nicht der Wahrheit entspricht. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der SPD. — 
Abg. Dr. Meyers: Das ist Ihre Darstel

-

lung! — Unruhe bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
Frau Abgeordnete Wessel. 

(Unruhe bei der CDU/CSU. — Ah- und 
Oh-Rufe in der Mitte. — Zuruf von der 

CDU/CSU: Die fromme Helene!) 

Frau Wessel (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich will zu den erregten Ausein-
andersetzungen hier nicht Stellung nehmen, sondern 
nur einiges klarlegen aus der gestrigen Kundgebung 
in Dortmund, wo ich ja gewesen bin. Ich muß schon 
dem Herrn Arbeitsminister, auch als Dortmunderin, 
sagen, daß gestern nicht der Mob und die Straße 
in dieser Kundgebung gewesen sind, sondern diese 
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Frau Wessel 
Kundgebung ist in solcher Ruhe zu Ende geführt 
worden, 

(Zuruf von der CDU CSU: Messerstecherei!) 

daß ich gefragt habe: was geht denn eigentlich hier 
vor? 

(Lachen bei den Regierungsparteien.) 

Als nämlich der Versammlungsleiter — — 

(Unruhe bei der CDU/CSU.) 

— Bitte, meine Herren Kollegen und Frau Kollegin-
nen, lassen Sie mich doch einmal aussprechen! Ich 
habe nämlich den Versammlungsleiter Smektala ge-
fragt, als er seine Versammlung schloß: Was geht 
denn eigentlich vor? Er sagte: „Ich bitte, in aller 
Ruhe nach Hause zu gehen und sich nicht provo-
zieren zu lassen; denn wir wissen genau, daß das 
vorgesehen ist." 

(Lebhafte Rufe: Hört! Hört! von der SPD.) 

Die Versammlung als solche — das muß ich noch 
einmal feststellen, denn ich nehme ja an, daß mit 
diesen Ausführungen des Herrn Kollegen Blank 
diese Frage nicht abgeschlossen ist — ist, wenn die 
Dinge sachlich dargelegt werden, aas werden Sie 
feststellen müssen, eine der ruhigsten Kundgebun-
gen gewesen, die ich in dieser Frage mitgemacht 
habe. 

(Lebhafter Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Die Versammlung wurde ordnungsmäßig geschlos-
sen. Die Redner, die ich gehört habe — ich kam 
nämlich später, weil ich vorher noch eine Versamm-
lung wahrzunehmen hatte —, und zwar Herr von 
Knoeringen und auch Herr Oberkirchenrat Klop-
penburg, bestätigten in ihren Ausführungen in kei-
ner Weise, was  hier von Herrn Blank gesagt 
worden ist. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Es ist noch zu sagen, daß während der Kund-
gebung dauernd ein Flugzeug kreiste mit einem 
Plakat, das aufforderte, CDU zu wählen. 

(Lachen bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Warum denn nicht?) 

Ob das besonders dazu beigetragen hat, hinterher 
die Provokationen auszulösen, ist mir nicht be-
kannt. Die Versammlung ist ruhig und sachlich ver-
laufen. Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen stell-
ten nach ihrem Äußeren keinen Mob der Straße dar. 
Ich könnte mir denken, daß diese Beleidigung Dort-
munder Teilnehmer einem Dortmunder wie Herrn 
Blank nicht gut zu Gesichte steht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Der Herr Ab-
geordnete Zoglmann hat das Wort. 

(Abg. Dr. Mende: Verzichtet!) 

— Dann hat der Herr Abgeordnete Unertl das Wort. 

tinertl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men  und Herren! Die Beratung des Haushalts des 
Deutschen Bundestages ist für -alle in diesen 

Hause Verantwortlichen, ob Regierungsparteien 
oder Opposition, eine ernste Angelegenheit. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Die Beratungen im Haushaltsausschuß, die der Ple-
narberatung vorangingen, haben diesen Ernst auch 
nach außen getragen. 

Ich darf mir nun als aus Bayern kommend einen 
gutgemeinten Vorschlag erlauben. Ich empfehle, 
daß sich die Abgeordneten aus Nordrhein-Westfa-
len hier zunächst einmal nicht mehr zu Wort mel-
den, damit die Beratungen weitergeführt werden 
können und wir zur Sache kommen und der Wahl-
kampf zu Hause ausgetragen wird. 

(Beifall in der Mitte und links. — Abg. 
Dr. Mommer: Sagen Sie das Herrn Blank! 
— Abg. Eschmann: Ausgezeichnet! Das hätte 
nur vor der Rede des Herrn Blank kom

-

men müssen!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Kollege 
Eschmann, langsam kriegt der Präsident Unterstüt-
zung; das ist auch erfreulich. 

Jetzt kommt erst der Kollege Behrendt von der 
SPD. 

Behrendt (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe vor, nur zu zwei Punkten der 
ungeheuerlichen provokatorischen Rede des Kolle-
gen Blank etwas zu sagen. 

(Unruhe bei der CDU/CSU.) 

— Na, lassen Sie mich ausreden, vielleicht sind Sie 
dann etwas ruhiger. 

Ich will nicht davon reden, was bereits meine 
Kollegin Wessel gesagt hat, ob es geschmackvoll 
ist, mit einem Flugzeug über eine andere Kund-
gebung zu fliegen, und ob es gut ist, mit zehn Pro-
pagandawagen aus Bonn zu kommen und provoka-
torische Reden während und nach der Kundgebung 
dort zu halten. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Abg. Dr. Mom

-
mer: Herr Blank, Sie haben uns einen 
Dienst erwiesen! — Weitere Zurufe von 

der SPD.) 

Als Teilnehmer dieser Kundgebung war ich ent-
setzt, heute morgen in den Zeitungen zu lesen, daß 
im Anschluß an die Kundgebung eine Messerste-
cherei stattgefunden haben soll. Ich habe mich vor 
10 Minuten telephonisch an den Polizeipräsidenten 
der Stadt Dortmund gewandt und habe folgendes 
von ihm mitzuteilen. Erstens liegt bis zur Stunde 
— der Herr Innenminister Biernat und Kollege 
Blank haben bereits einen Bericht über die Vor-
gänge in Dortmund angefordert — keine Anzeige 
wegen Beschädigung eines Wagens vor. Zweitens 
liegt keine Anzeige wegen der Verletzung irgend-
einer Person vor. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Abg. Blank: 
Es ist aber passiert!) 

Bisher liegt vor eine Anzeige wegen zu hoher Ge-
schwindigkeit und eine Anzeige wegen Zickzack-
fahrens eines PKW. 
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Behrendt 
Die Polizei und der Vorsitzende des Ortsaus-

schusses des DGB, der hier zitierte Herr Smektala, 
haben erklärt: Die Kundgebung in Dortmund wurde 
ordnungsgemäß abgewickelt ;  und die Polizei hat bis 
zur Stunde keine Vorfälle polizeilich aufgenom-
men und festgestellt. 

(Abg. Blank: Damit sind sie doch nicht 
widerlegt!) 

Aber in den „Ruhr-Nachrichten", einem der CDU 
nahestehenden Blatt, ist ein Mann mit einer zer-
rissenen Hose fotografiert worden. Ob irgendwo 
etwas passiert ist, steht bis zur Stunde noch nicht 
fest. Auf das Ersuchen der Polizei an den Redak-
teur, den Namen dieser verletzten Person zu nen-
nen, hat man sich geweigert, diesen Namen zu 
nennen. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD.) 

— Dies sage ich als die Erklärung des Herrn Poli-
zeipräsidenten von Dortmund, es ist also nicht 
meine Sache. 

(Zuruf von der SPD: Das war eine 
schlechte Regie!) 

Aber, Herr Blank, lassen Sie mich eins sagen: 
Ich als Dortmunder schäme mich über Ihre Ausfüh-
rungen, daß Sie aus dieser Stadt sind. Lassen Sie 
mich einmal etwas dazu sagen. Im Jahre 1956 kan-
didierte ich wieder zum Rat der Stadt Dortmund in 
meinem Vorort Dortmund-Derne. Wir hatten einige 
Wahltafeln aufgestellt; sie wurden zertreten, de-
moliert. Ein Wagen wurde festgestellt, polizeilich 
ermittelt. Und nun, Herr Blank, hören Sie zu, Sie 
kennen den Herrn, den ich nennen werde: Der Be-
sitzer dieses Wagens ist der Kreisgeschäftsführer 
der CDU, Herr Niggemeier! 

(Lebhafte Pfui-Rufe von der SPD.) 

Das war Mob, Herr Blank! Das ist polizeilich 
ermittelt, Herr Blank. Ich sage das nicht daher. 

(Stürmischer Beifall bei der SPD.) 

Nun zu Ihrem Wort „Mob!", der zweite Punkt. 
Diese 20 000 oder mehr Menschen in Dortmund, die 
Arbeitnehmer aus den Dortmunder Zechen, aus den 
Hüttenwerken, aus den sonstigen Betrieben als 
Mob zu bezeichnen, weist die gesamte Dortmunder 
Arbeitnehmerschaft, die Arbeitnehmerschaft der ge-
samten Bundesrepublik schärfstens zurück! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Herr Blank, die deutsche Arbeitnehmerschaft weiß, 
wer im Kabinett Adenauer jetzt Minister für Ar-
beit und soziale Ordnung ist! 

(Abg. Blank: Lassen Sie eine Frage zu? — 
Lebhafte Zurufe von der SPD. — Abg. Wie

-

nand: Der Mob-Minister!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Professor Schmid. 

Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich muß gestehen, daß 
mich einiges, was heute in diesem Saal geschehen  

ist, tief beschämt. Nicht nur die Lautstärke, mit der 
operiert wurde, sondern z. B. auch, daß Sie, Herr 
Kollege Meyers,  es über sich bringen konnten, 
falsch zu zitieren, obwohl Sie in der Lage gewesen 
wären, 

(Zuruf des Abg. Dr. Meyers) 

sich, ehe Sie zitieren, den richtigen Text zu ver-
schaffen. Wenn man einen Text benutzen und zitie-
ren will, muß man sich den Originaltext verschaf-
fen, ehe man zitiert; sonst sollte man ohne Zitate 
zu argumentieren versuchen. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Dr. Meyers.) 

Das ist bedauerlich, das tut mir leid: Sie  sind vor-
her in Ihrer Rede so freundlich zu mir gewesen, daß 
ich zu Ihnen auch hätte freundlich sein mögen. Ich 
kann es aber so nicht sein. 

Im übrigen hat es mich als Mitglied des Hauses 
beschämt, hören und sehen zu müssen, wie man die 
Kollegin Wessel empfing, als sie zur Tribüne 
trat. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Das war nicht fein, das war nicht kollegial und das 
war nicht sehr human. 

(Zuruf von der SPD: Aber „christlich"!) 

Wir sollten doch zumindest unter uns die Sitten 
und Gebräuche walten lassen, wie sie unter honori-
gen Leuten allgemein üblich sind. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Conring: 
Wie war es denn gestern?) 

Ich habe mich über den Kollegen Unertl ge-
freut. Er hat einige weise Worte gesprochen. Ich 
habe den Eindruck, daß man es wieder einmal mer-
ken konnte, daß offenbar in Bayern von der epi-
kurischen Weisheit der Begleiter der römischen Le-
gionäre etwas zurückgeblieben ist. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Wegen der Schlacht im Teutoburger Wald hat es 
ja leider nicht nach Westfalen dringen können. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Ich habe auch den Eindruck, daß seine Worte daran 
erinnern, daß die irischen Mönche in Bayern das 
Christentum einige Jahrhunderte vor den Missiona-
ren des Heiligen Bonifatius in Westfalen gepredigt 
haben. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Es ist hier gesagt worden — das war der eigent-
liche Grund, weswegen ich mich zum Worte mel-
dete —, ob wir denn nicht wüßten, daß gelegentlich 
Kommunisten sozialdemokratische Kandidaten wähl-
ten. Nun, ich freue mich über jede kommunistische 
Stimme, die für einen Sozialdemokraten abgegeben 
wird; denn damit kommt ein Demokrat ins Parla-
ment. Aber ich finde es nicht schön, daß man Kom-
munisten die Gelegenheit gibt, in Parlamente ge-
wählt zu werden. Diese Möglichkeit haben Sie 
durch die Anerkennung der sogenannten Unabhän-
gigen geschaffen. 

(Abg. Dr. Mommer: Die Partei geht über 
alles!) 
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Dr. Schmid (Frankfurt) 
Und Herr Kollege Blank, Ihnen möchte ich den 

Rat geben, doch gelegentlich an das alte Sprichwort 
zu denken: Man spricht nicht vom Strick im Hause 
des Gehenkten! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Zoglmann hat das Wort. 

Zoglmann (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte nur eine ganz kurze Be-
merkung machen. Der von Herrn Kollegen Meyers 
zitierte Satz aus der Begründung der Ablehnung 
der unabhängigen Kandidaten durch den Landes-
wahlausschuß in Düsseldorf existiert nicht. 

(Zurufe von der SPD.) 

Ich habe soeben mit der Landeswahlleitung ge-
sprochen und feststellen können, daß die Ableh-
nung der unabhängigen Kandidaten — die zum Teil 
mit den Stimmen der CDU auf der Kreisebene zu-
gelassen wurden — deshalb erfolgt ist, weil in 
Berlin eine Konferenz unter Herrn Reimann statt-
gefunden hat, auf der das Wahlprogramm dieser 
unabhängigen Kandidaten festgelegt wurde. Das war 
die Veranlassung, und das ist die einzige Begrün-
dung. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Zurufe von 
der SPD zur Mitte: Lügner! und weitere 
Zurufe. — Abg. Dr. Meyers: Das stimmt 
nicht, Herr Zoglmann, Sie lassen die Haupt

-

sache aus! — Unruhe.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Dr. Barzel! 

(Fortgesetzte Zurufe.) 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! 

(Anhaltende Unruhe. — Glocke des 
Präsidenten.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Dr. Barzel! Ich höre wieder im Chor: 
„Lügner", „Lügner". 

(Abg. Erler: Lüge! — Heiterkeit.) 

— Nein, nein; in der Aufregung sind die Herren 
weniger vorsichtig, dann schreien sie „Lügner!". 
Man kann sich irren, deswegen ist man noch kein 
Lügner. — Wenn ich einen einzelnen greife, kriegt 
er einen Ordnungsruf, und wenn er es dann wieder 
sagt, fliegt er aus der Sitzung heraus. Ich sage das 
zur Vorsicht vorher. 

(Heiterkeit und Beifall.) 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Nur zwei Erklärungen 
zu zwei Tatsachen, die hier vorgetragen worden 
sind. Zunächst: es ist hier von der Kandidatur des 
früheren Kommunisten Renner gesprochen worden. 
Dazu möchte ich folgendes erklären. Der Wahlaus-
schuß der Stadt Essen, in dem die Sozialdemokra-
ten die Mehrheit haben, hat sich einstimmig für die 

Kandidatur Renners ausgesprochen, und zwar mit 
den Stimmen der SPD und der FDP. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unerhört! — 
Gegenrufe von der SPD: Und der CDU!) 

Zweitens: es ist hier von einem Ihrer Redner 
vorgetragen worden, daß die Messerstechereien 
gar nicht stattgefunden hätten. Ich habe vor einer 
Viertelstunde mit der Kreisgeschäftsstelle der CDU 
in Wiedenbrück telefoniert. Dort war einer der 
Fahrer anwesend, der mit dem Messer bedroht und 
dem die Brille zerschlagen worden ist. 

(Lachen und Zurufe von der SPD. — Abg. 
Wienand: Wo ist denn der Schwerver

-

letzte? — Abg. Dr. Mommer: Der ist aber 
als Provokateur billig weggekommen!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Blank. 

(Abg. Dr. Mommer: Die Aktion „Blank" 
— bei der zweiten Beratung siegreich 

fehlgeschlagen!) 

Blank (CDU/CSU) : Bleiben Sie, Mommer, hei der 
Aktion „Kampf dem Atomtod"! 

Ich habe Ihnen noch folgendes zu erklären. 
Ich halte meine Bezeichnung aufrecht. Ich habe 
mich in meiner Rede ausdrücklich darauf be-
schränkt, zu erklären, ich halte diejenigen, die mit 
diesen Methoden, mit Stöcken, mit Steinen, mit 
Messern anderen politische Überzeugung beibrin-
gen wollen, für Mob. Dabei bleibe ich. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Lenze (Attendorn). 

Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) : Herr  Präsident! 
Meine Damen und Herren! Dort oben auf der Tri-
büne sitzen sehr viele lunge Leute, die vielleicht 
einmal in ihrem Leben hier erscheinen, 

(Zuruf von der SPD: Sagen Sie das dem 
Blank!) 

— entschuldigen Sie, hören Sie mich einmal zu 
Ende —, um hier das Funktionieren der parlamen-
tarischen Demokratie kennenzulernen. Sicherlich 
werden diese jungen Leute am heutigen Tag sehr 
nachdenklich nach Hause gehen. 

(Zuruf von der SPD: Hoffentlich!) 

— Warten Sie doch ab, was ich Ihnen zu sagen 
habe! Ich darf Ihnen sagen: Die größte Erbitterung, 
die dieser Wahlkampf bei mir ausgelöst hat — ich 
glaube auch, daß dieses Faktum, das ich jetzt nenne, 
sehr stark die Heftigkeit des Wahlkampfes beein-
flußt hat —, beruht auf etwas, was Sie verschul-
det haben, woran Ihre Mehrheit in Düsseldorf die 
Schuld trägt. Sie wußten ganz genau, daß eine im 
Wahlgesetz vorgesehene Briefwahl für Sie wahr-
scheinlich nach den Ergebnissen der Bundestags- 
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Lenze (Attendorn) 
wahl ungünstig auslaufen würde. Sie haben im 
Wahlgesetz die Briefwahl unmöglich gemacht. 

(Widerspruch bei der SPD.) 
Sie wissen ganz genau, daß es damit den alten und 
kranken Leuten erschwert wird, ihre Wahlpflicht 
zu erfüllen. 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt ja gar 
nicht!) 

Wenn Sie den Anspruch darauf erheben, geradezu 
das Vorbild demokratischen Verhaltens für sich in 
Erbpacht zu haben, dann muß man von Ihnen ver-
langen, daß Sie allen Deutschen in gleicher Weise 
die Möglichkeit zur Wahl geben, gleichgültig, wie 
diese Menschen zu Ihnen oder zu uns stehen. Ich 
halte es für außerordentlich schlecht, daß dieses 
Verhalten in Nordrhein-Westfalen bei der Gestal-
tung des Wahlgesetzes gezeigt worden ist. Wir 
sollten uns nach meiner Meinung alle bemühen, in 
echter demokratischer Gesinnung dafür zu sorgen, 
daß der soziale demokratische Rechtsstaat nicht 
durch unser Verhalten gefährdet wird. Sie werden 
mir zugeben, daß ohne Zweifel Entwicklungen an-
gelaufen sind, in denen Gefahren enthalten sind. 

(Abg. Eschmann [zur CDU zeigend] : Herr 
Lenze, gucken Sie auch mal dahin!) 

— Entschuldigen Sie, der gestrige Tag war ein er-
schütternder Tag. 

(Zuruf von der SPD: Für Sie!) 

Das, was heute geschieht, steht mit dem, was 
gestern geschah, in Zusammenhang. Herr Kollege 
Kühn hat gestern der Demokratie keinen Dienst 
erwiesen, und auch nicht Herr Kollege Arndt. Man 
hatte gestern das Gefühl 

(Zurufe von der SPD) 

— hören Sie doch ruhig zu -, daß der Angriff auf 
den Bundeskanzler in diesem Augenblick in der 
massiven Form stundenlang konzentriert wurde, 
weil Sie das Gefühl haben, daß dieser Mann ein 
ungeheures Kapital für die CDU darstellt, auch bei 
dem Wahlkampf in Nordrhein-Westfalen. Sie ver-
suchen immer wieder, das Ansehen dieses Staats-
mannes zu zerstören und das Vertrauen zu ihm in 
Deutschland zu untergraben, auszuhöhlen und zu 
vernichten. 

(Abg. Eschmann: Wir haben unsere 

Gründe!) 

Sie wissen aber zur gleichen Zeit, daß dieser An-
griff auf den Bundeskanzler als den Regierungs-
chef ein Angriff auf die Autorität des führenden 
demokratischen Staatsmannes ist. 

(Ah-Rufe bei der SPD.) 

Sie können den Angriff nicht in dieser Form vor-
tragen, 

(Abg. Wienand: Wie er sich verhält!) 

ohne der Demokratie und dem demokratischen 
Rechtsstaat dadurch einen Schaden zuzufügen. 

(Zurufe von der SPD.) 

- Herr Kollege Lange, Sie sagen, das sei lächer-
lich. 

(Abg. Lange [Essen]: .Jawohl!) 

Herr Kollege Lange, ich gehöre zu denjenigen, die 
daran interessiert sind, daß hier tatsächlich in letz-
ter Wahrhaftigkeit und in letzter Sachlichkeit de-
battiert wird. Aber das Verhalten am gestrigen 
Tage war kein Beitrag dazu, eine Demokratie in 
Sachlichkeit und Wahrheit aufzubauen. 

(Zuruf von der SPD: Sagen Sie das doch 
den Verantwortlichen!) 

Glauben Sie nur ja, daß es genügend Menschen in 
unserer Fraktion gibt — die meisten in unserer 
Fraktion —, die daran interessiert sind, daß die 
Dinge, die hier zur Entscheidung stehen, in aller 
Sachlichkeit ausgetragen werden. 

(Abg. Wienand: Vor allen Dingen der 
Kanzler!) 

Ich gehöre zu denen und möchte - deswegen 
spreche ich hier — den Appell an alle richten, durch 
unser gesamtes Verhalten dazu beizutragen, 

(Zurufe von der SPD: Auch an Herrn 
Blank!) 

auch vor der Wahl in Nordrhein-Westfalen, auch 
vor anderen Wahlen, daß dieser demokratische 
Rechtsstaat nicht noch einmal durch die Schuld 
der Demokraten verspielt wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich gebe das 
Wort dem Herrn Staatsminister Siemsen als Bun-
desratsmitglied. 

Siemsen, Minister für Bundesangelegenheiten 
des Landes Nordrhein-Westfalen: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Mir ist mitgeteilt wor-
den, daß aus Anlaß der Vorfälle in Dortmund hier 
im Hohen Hause Angriffe gegen meinen Kollegen 
Innenminister Biernath erhoben worden sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist nicht 
wahr! — Abg. Arndgen: Es sind Wünsche 
ausgesprochen und Fragen gestellt worden!) 

Herr Kollege Biernath, der benachrichtigt worden 
ist, hat mich ermächtigt, vor Ihnen die Erklärung 
abzugeben, daß er jede Gewaltanwendung in der 
politischen Auseinandersetzung mißbilligt. Gewalt 
widerspricht dem Bekenntnis jedes Sozialdemokra-
ten zum Verfassungsstaat. Es ist klar, daß die Vor-
gänge in Dortmund, zu denen ich im einzelnen 
nicht Stellung nehmen kann, weil ich nicht orien-
tiert bin, untersucht werden. Wenn wirklich straf-
bare Handlungen vorgekommen sind, werden die 
Täter zur Rechenschaft gezogen werden. 

Aber gestatten Sie mir dazu noch einige persön-
liche Bemerkungen. Wenn Sie, meine Herren von 
der CDU, dem Verlangen nach Volksbefragung 
stattgegeben hätten, dann wäre die Stimme des 
Volkes bei der Volksbefragung zum Ausdruck ge-
kommen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Für wen spre

-

chen Sie da? — Sparen Sie Ihre Worte! — 
Setzen Sie sich! — Abg. Niederalt: In 
wessen Auftrag sprechen Sie denn? Kennen 

Sie die Verfassung?) 
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Landesminister Siemsen 
— Ich rede über die Vorgänge in Dortmund, die ich 
mißbillige. Aber ich bitte doch, zu verstehen — — 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Da-
men und Herren, ich bitte, den Herrn Minister in 
Ruhe anzuhören. 

Siemsen, Minister für Bundesangelegenheiten 
des Landes Nordrhein-Westfalen: Ich wiederhole 
die Erklärung: Wenn Ausschreitungen vorgekom-
men sind, so werden sie untersucht werden, und 
die Schuldigen werden zur Rechenschaft gezogen. 
Sie hätten aber dazu beitragen können, daß diese 
Ausschreitungen verhindert werden. 

(Abg. Niederalt: Das war Ihr gutes Recht, 
aber alles andere war überflüssig!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
die Abgeordnete Frau Kalinke. 

Frau Kalinke (DP) : Herr Präsident! Meine Her-
ren und Damen! Ich hatte eigentlich die Absicht, 
mich zur Geschäftsordnung zu melden und zu fra-
gen, ob denn das, was wir hier erleben, Inhalt der 
Aussprache über den Haushalt ist und ob wir diese 
Aussprache in dieser Form fortsetzen wollen. Die 
Gesundheit des parlamentarischen Lebens erfordert 
und gewährleistet eine Gleichberechtigung auch der 
gegensätzlichen politischen Standpunkte. Aber auch 
die Parteiengegensätze sollten nur in den Formen 
ausgetragen werden, die uns davor bewahren, wie-
der das zu erleben, was wir alle einmal in der Ver-
gangenheit erfahren haben und was zu dem Ab-
scheu vor ,den politischen Parteien geführt hat. 

(Beifall 'bei der SPD.) 

Ich meine mit meinem Appell uns alle gemeinsam 
in diesem Hause. Wir sollten Schluß machen mit 
diesem grausamen Spiel, Wahlkämpfe in den Län-
dern in den Bundestag zu übertragen. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Ich wäre daher im Namen der Deutschen Partei, 
die nicht die Absicht hat, sich an dieser Auseinan-
dersetzung zu beteiligen, dankbar, wenn wir diesen 
Streit jetzt aus der Diskussion um den Haushalt 
herauslassen könnten. 

(Beifall bei der DP und SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Heiland. 

Heiland (SPD) : Meine Damen und Herren! Die 
Ausführungen des Genossen Lenz — — 

(Heiterkeit und Zurufe.) 

— Lenze! Na, da habe ich einmal einen Namen 
falsch ausgesprochen, und Sie haben alle Ihre 
Freude. 

(Zuruf: Nein, nein! Sie haben „Genosse" 
gesagt! — Weitere Zurufe.) 

Meine Damen und Herren, beruhigen Sie sich! 
Ich wollte trotzdem zu einer ernsten Sache etwas 
sagen. Sie sprachen davon, daß die Verhinderung 
der Briefwahl in Nordrhein-Westfalen eine un-
demokratische Handlung sei. Ich möchte mich jetzt 
mit Ihnen in zwei Sätzen über die Briefwahl im 
Konkreten und über Demokratie speziell unterhal-
ten. 

Nirgendwo in der Demokratie ist vorgeschrieben, 
daß das Wahlgesetz eine ganz bestimmte Form ha-
ben muß, die der CDU zugute kommt; 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

es ist in der Demokratie auch nicht vorgeschrieben, 
daß man eine Briefwahl deshalb einführen muß, 
weil sich damit so  gut Wahlschwindel betreiben 
läßt. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

— Wir weisen Ihnen, wenn Sie wollen, an Hand 
konkreter Beispiele nach, daß das System der 
Briefwahl, das in England so mustergültig funktio-
niert, und zwar obwohl auf dem Wahlschein der 
Name steht und obwohl das Wahlgeheimnis ge-
wahrt ist, in Deutschland bei der ersten Probe, bei 
der Bundestagswahl, von Ihrer Partei zu einem 
Wahlmißbrauch und einem Wahlschwindel benutzt 
worden ist, der einmalig in 'der Geschichte ist. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — Zurufe 
von der Mitte. — Abg. Dr. Kliesing 

[Honnef): Gesinnungsgenossen 
ansprechen — — !) 

Und wenn Sie jetzt davon ausgehen — nun, wir 
haben es sogar beantragt und haben nur nicht ge-
wußt, daß Ihre Moral in dieser Frage so angeknackt 
war. 

(Abg. Blank: Ihre Genossen in Hamburg 
sind doch dafür eingesperrt worden! Wis

-

sen Sie das nicht mehr? - Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU.) 

— In Hamburg ist überhaupt niemand eingesperrt 
worden. In Hamburg ist die Liste von einem Sozial-
demokraten, nachdem die Wahl längst vorbei war, 
nachträglich veräußert worden, was absolut zu ver-
werfen ist. Der Mann ist deshalb auch aus seine 
Partei ausgeschlossen worden. Das ist ein Problem, 
das Sie nicht berühren sollten. 

In der Demokratie geht es um etwas ganz an-
deres, geht es darum, daß Sie endlich auch begrei-
fen lernen, daß zur Demokratie — wie es im Grund-
gesetz steht — die Parteien notwendig sind und daß 
eine Partei allein nicht die Demokratie repräsen-
tiert, sondern daß zur Demokratie mehrere Parteien 
notwendig sind; denn im Ein-Parteien-Staat gibt es 
keine Demokratie. 

Ich wollte Ihnen aber auch noch einen Satz be-
treffend die Wahrheitsliebe sagen. Die heutige 
Notiz kommt ja aus den „Ruhr-Nachrichten". Diese 
haben z. B. am 11. 3. 1950 eine Notiz gebracht, daß 
der Sozialdemokrat Heiland seine Strafe während 
der Nazizeit deshalb erhalten habe, weil er einen 
SA-Mann totgeschlagen habe. Ich habe postwendend 
dem Chefredakteur Dr. Nobel eine Berichtigung 
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Heiland 
geschickt. Diese Berichtigung ist nicht gebracht wor-
den. Ich habe dann Herrn Nobel angezeigt, und die 
Generalstaatsanwaltschaft in Dortmund hat das 
Strafverfahren deswegen eingestellt, weil der Jour-
nalist, der die Nachricht nach Dortmund gegeben 
hatte, vertrauenswürdig sei und deshalb Herr Nobel 
in gutem Glauben gehandelt habe. Als dieser Jour-
nalist, der ein anständiger Mann ist, sich dann 
bemüht hat, in diese christliche Zeitung eine Berich-
tigung hineinzugeben, hat er sich über ein halbes 
Jahr mühen müssen, ehe man einen Mann von dem 
Vorwurf des Totschlags zu befreien bereit war. Das 
ist die Wahrheitsliebe Ihrer Dortmunder Zeitung, 
die Sie heute hier zum Teil als Unterlage anbieten. 

(Widerspruch in der Mitte.) 

Sie haben dann noch auf die gestrige Debatte 
abgehoben. Ich muß Ihnen sagen: Die Debatte von 
gestern wäre nicht gewesen, wenn der Bundeskanz-
ler endlich einmal den Mut hätte, 

(Lachen in der Mitte) 

den man eigentlich haben sollte, wenn man einer 
falschen Nachricht aufgesessen ist, den Mut nämlich, 
sich in aller Form zu entschuldigen. 

(Zurufe von der Mitte: Das hat er getan!) 

— Das hat er nachher sehr lendenlahm vor dem 
Gericht getan, um dann hinterher dieselbe Methode 
von diesem Pult aus anzuwenden mit der Begrün-
dung, daß er sich darüber freue und daß er stolz 
darauf sei, daß ihm das einige Millionen Stimmen 
eingebracht habe. Er hat dann noch gesagt: Jetzt 
kennen Sie doch meine Methode; lernen Sie doch 
davon! — Sehen Sie, meine Damen und Herren: 
Ihr Bundeskanzler ist nicht bereit, die demokrati-
schen Grundsätze zu respektieren. Das ist das, was 
die Demokratie gefährdet. 

(Beifall bei der SPD. — Anhaltende 
Zurufe von der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir kommen 
zur Abstimmung über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD Umdruck 100 Ziffer 2. Wer die-
sem Änderungsantrag zu Kap. 14 02 zustimmen will, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enhaltungen? — Das letzte war die Mehrheit; 
der Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Änderungsantrag Umdruck 122! — Wird zur Be-
gründung das. Wort gewünscht? — Bitte sehr, Herr 
Abgeordneter Kreitmeyer! 

Kreitmeyer (FDP) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte an den Anfang meiner 
Ausführungen die Bemerkung stellen, daß hier das 
Kuriosum vorliegt, daß sich eine Oppositionspartei 
um eine total zerstörte Regierungsvorlage bemüht 
und sich die andere Oppositionspartei der Stimme 
enhält. Im Namen meiner politischen Freunde 
möchte ich nun versuchen, Sie davon zu überzeu-
gen, daß der im Haushaltsausschuß gefaßte Be-
schluß, der sicherlich aus Gründen der Gerechtigkeit 
auf ein gewisses Verständnis stoßen kann, nach 
Beurteilung der Sachlage doch noch einer Korrek-
tur bedarf. 

lm Gegensatz zu allen anderen behandelten Res-
sorts haben in diesem Falle der zuständige Fach-
mann, d. h. der Generalinspekteur der Bundeswehr, 
und der verantwortliche politische Minister gegen 
die umfangreiche Streichung von Personalstellen 
für die Offiziere der Bundeswehr erhebliche Beden-
ken zum Ausdruck gebracht. Sie können das im 
Protokoll nachlesen. Beide haben mehr oder we-
niger deutlich gesagt, daß der weitere Aufbau der 
Bundeswehr bei Aufrechterhaltung dieser Strei-
chungen mit dem 1. April 1959 in erhebliche Schwie-
rigkeiten kommen wird. 

Sie wissen alle aus der Vergangenheit, daß wir 
bereits erhebliche Personen- und Sachschäden in-
folge mangelnder Stellenbesetzung zu verzeichnen 
haben. Deswegen ist doch wohl jetzt der Zeitpunkt 
gekommen, sich noch einmal über die Grundlagen 
der Streichung klar zu werden. Ich deutete bereits 
an, nach welchem Prinzip sie erfolgt ist. Wir haben 
einen Überrollungshaushalt, wir haben nicht ge-
nügend Zeit zur parlamentarischen Kontrolle. Vor 
allen Dingen wurde ein gewisses Dogma von der 
Relation des Zuwachses an Mannschaftsstellen zu 
den Offiziersstellen verfochten. Zu diesem Dogma 
möchte ich eine sehr harte Bemerkung machen. Wer 
dieses Dogma aufrechterhält, gleichzeitig aber den 
Aufbau der Bundeswehr in dieser reichlich merk-
würdigen Art, nämlich von oben nach unten, zu 
verantworten hat ich will jetzt keine Diskussion 
mehr darüber entfachen, warum es so sein muß; es 
waren nur politische Gründe, die für diesen merk-
würdigen Aufbau sprachen —, der darf sich jetzt 
nicht scheuen, die sich daraus ergebende Konse-
quenz der Erhöhung der Stellenzahl zu ziehen, wie 
sie uns jetzt vorgeschlagen worden ist. Ich spreche 
hier keineswegs im Interesse der möglichen In-
haber dieser zusätzlichen Stellen, sondern ich 
spreche in erster Linie zugunsten der Freiwilligen 
und Wehrpflichtigen, die später einmal den mehr 
oder weniger tüchtigen Führern für die Aufgaben 
zur Verfügung stehen müssen, die von ihnen ver-
langt werden. 

Sie übersehen ferner völlig, daß die Bundeswehr 
nach einer zehn- bis zwölfjährigen Pause in einem 
Tempo aufgestellt werden soll, das doppelt so 
schnell ist wie das Tempo, in dem in der Zeit von 
1934 bis 1938 auf der Grundlage eines vorzüglich 
ausgebildeten Hunderttausendmannheeres die da-
malige Wehrmacht aufgebaut wurde. Sie haben 
also — und hier liegt doch die entscheidende Lücke 

weder vollausgebildete Unterführer, sprich Un-
teroffiziere, noch vollausgebildete Subalternoffi-
ziere. Wenn Sie diese Lücke jetzt in einer möglichst 
kurzen Frist schließen wollen, kommt es darauf an, 
daß diejenigen Offiziere, die in erster Linie für 
diese Ausbildung ausersehen sind, nicht nur in 
einfacher, sondern besser in zweifacher, am aller-
besten in dreifacher Besetzung zur Verfügung 
stehen, wenn überhaupt das von Ihnen, meine Da-
men und Herren der Regierungskoalition, gestellte 
Ziel einigermaßen und nicht auf Kosten der Unter-
gebenen erreicht werden soll. 

In einem dieser Lücke entsprechenden Umfang 
haben wir auf der anderen Seite eine erhebliche 
Überalterung des bis jetzt vorhandenen Offiziers- 
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korps zu verzeichnen. Seien Sie davon überzeugt, 
daß Ausbilden wesentlich schwerer als Führen ist. 
Diejenigen Offiziere, die heute als Kompaniechef, 
Bataillonskommandeur und nach dem modernen 
Ausdruck als Kampfgruppenkommandeur einge-
setzt werden sollen, sind selber einer friedensmäßi-
gen Ausbildung nicht mehr teilhaftig geworden, 
die sie befähigte, als Ausbilder und Erzieher auf-
zutreten, es sei denn, es handelte sich um die weni-
gen Offiziere, die heute bereits 48 bis 50 Jahre 
alt sind. 

Darüber hinaus bedarf es eines weiteren Pol-
sters an Personal- und Offiziersstellen, um die Wei-
terbildung der vorhandenen Kräfte sicherzustellen. 
Denn diese Weiterbildung wird ja im Zuge der ra-
santen technischen Entwicklung einer laufenden Er-
gänzung bedürfen. Außerdem stehen erhebliche zu-
sätzliche Aufgaben bevor. Ich erinnere Sie als Bei-
spiel nur an das Innere Gefüge der Bundeswehr, 
von dem Sie ja erwarten, daß es sich künftig auf 
einem ganz anderen Niveau als bisher bewegt. 
Diese zusätzlichen Aufgaben erfordern natürlich 
wiederum erhebliche Zeit und Arbeit. 

Ich streife jetzt nur noch stichwortartig die Frage 
der Neuaufstellung und der damit verbundenen 
Organisationsaufgaben. Ich erinnere Sie daran, daß 
im Zeitalter der Partnerschaft, wie sie von den Re-
gierungsparteien geplant und gefordert wird, im 
Zeitalter der Integration, wie sie hier vorgesehen 
ist, wiederum eine doppelte Besetzung von Füh-
rungsstellen vorzusehen ist. Allein der Umstand, 
daß die NATO die Besetzung von 150 militärischen 
Ausschüssen verlangt, dürfte hinreichend bewei-
sen, was hier erforderlich ist. Es geht außerdem 
darum, den deutschen Einfluß auf die Gesamtgestal-
tung und Gesamtkonzeption der NATO zu verstär-
ken. Selbst wenn man davon ausgeht, daß der jetzt 
geplante Temporärrang, die vorübergehende Beför-
derung, eine gewisse Erleichterung bringt, kommt 
man doch nicht darum herum, bestimmte Stellen 
von vornherein planmäßig zu besetzen. 

Nun möchte ich Ihnen noch eine Zahl in das 
Gedächtnis zurückrufen, die der Herr Bundesver-
teidigungsminister dem Ausschuß mit besonderem 
Nachdruck zur Kenntnis gab. Wir werden in den 
nächsten drei Jahren 18 der jetzt vorhandenen 
führenden Offiziere, vom Generalinspekteur ange-
fangen über die Inspekteure der Wehrmachtteile, 
die Kommandierenden Generale und !die Bereichs-
kommandeure, verlieren. Es ist ein dringendes Ge-
bot. bei dieser Vielzahl von Aufgaben den Nach-
wuchs so frühzeitig wie möglich in seine Aufgaben 
hineinzuführen. 

Ich möchte mir jede Bemerkung schenken über 
die Vernachlässigung der Landesverteidigung, der 
Territorialarmee, die sich zwangsläufig bei dieser 
Fülle der Aufgaben ergibt, die aber bei einem 
Grenzland, wie wir es sind, auch im Rahmen der 
NATO besondere Aufgaben zu leisten hat. 

Auf der anderen Seite möchte ich Ihnen noch 
etwas vor Augen führen. Wenn Sie alle die hier 
geschilderten Aufgaben als für den jetzigen Perso-
nalkörper tragbar ansehen und annehmen, daß sie  

für ihn trotz der bereits angespannten Lage durch-
führbar sind, möchte ich Sie darauf aufmerksam 
machen, daß neben allen diesen Aufgaben noch eine 
Heeresreform durchzuführen ist. Sie sind vor we-
nigen Tagen darüber unterrichtet worden, daß er-
hebliche Umorganisationen stattfinden müssen. Das 
ist sehr leicht gesagt. In der Vorlage steht, daß 
theoretische und praktische Übungen erforderlich 
sind. Aber sie durchzuführen, zu erarbeiten, in Vor-
schriften umzusetzen und bis in die letzte Einheit 
der Truppe hineinzubringen, ist genauso eine Ar-
beitsaufgabe wie alles, was ich bisher hier schildern 
durfte. 

Zum Abschluß möchte ich noch mit einem be-
stimmten Slogan gewissermaßen abrechnen. — 
Verzeihen Sie, Herr Kollege Conring, ich habe 
mich bei meinem Einzelplan 36 so kurz gehalten, 
daß ich mir doch erlauben darf, einige Minuten 
mehr zu verwenden. Es ist der Slogan „Zwölf Ad-
mirale und ein Schiff". Es war sicherlich das erste 
größere, ja es war sogar das größte Schiff, das wir 
im Rahmen des uns Möglichen übernahmen. Aber 
es dürfte doch diesem Hohen Hause zum mindesten 
kein Geheimnis mehr sein, daß ,die Kampfkraft der 
Schiffe heute im umgekehrten Verhältnis zu ihrer 
Größe steht, daß die großen seefahrenden Nationen 
sich im Gegenteil sehr bemühen, ihre großen Ein-
heiten loszuwerden, und die kleinen bevorzugen. 
Wenn Sie schon auf Relationen aus der Vergangen-
heit eingehen wollen, dann lassen Sie sich sagen, 
daß die norwegische Marine, die  mit  sechs Admira-
len auskommt, ganze 5000 Mann hat und daß die 
deutsche Marine der Bundeswehr zur Zeit 15 000 
Mann und zwölf Admirale hat, von denen zwei zu 
Diensten außerhalb ihrer eigentlichen Waffe ab-
kommandiert sind. Also hier kann kaum von einer 
Überbesetzung die Rede sein. Nachdem man den 
Haushalt der Bundeswehr im vorigen Jahr gerade 
in dieser Frage überrollt hat, ist es auch nicht zu 
verstehen, daß man ihn jetzt noch einmal überrollen 
will. Vielmehr sollte man hier der Elastizität und 
der Führungsmöglichkeit allen Raum geben. Täu-
schen Sie sich bitte nicht darüber, daß diese Kom-
mandobehörden und Truppen — wie die Überschrift 
zu Tit. 102 lautet , nicht deshalb, weil sie in ein 
Ministerium eingebaut sind, nach den bürokra-
tischen Grundsätzen der allgemeinen Ministerial-
bürokratie beurteilt werden dürfen. Es handelt sich 
hier um allerhöchste Führungsinstrumente dieser 
Aufbauzeit. 

Ich möchte deshalb im Namen meiner politischen 
Freunde bitten, im Interesse der gesamten Bundes-
wehr, nicht zuletzt auch der Wehrpflichtigen, die 
Regierungsvorlage in vollem Umfange wiederher-
zustellen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Stoltenberg. 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte nur kurz zu 
dem vorliegenden Antrag und zu den Argumenten 
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Stellung nehmen, die wir hier von dem Kollegen 
Kreitmeyer gehört haben. 

Die Wiederherstellung der Regierungsvorlage im 
Kap. 03 Tit. 102 ist mit der Begründung beantragt 
worden, daß die Ausschußvoriage den Notwendig-
keiten in diesem Haushaltsjahr nicht voll gerecht 
werde. Ich darf sagen, daß eine sehr große Mehr-
heit des Haushaltsausschusses quer durch alle Frak-
tionen nach einer sehr eingehenden Aussprache und 
auch sehr sorgfältigen Vorgesprächen die Vorlage 
erarbeitet hat, die Ihnen vorliegt. Die Abweichung 
von der Regierungsvorlage ist, glaube ich, nur von 
einer allgemeinen Betrachtung her zu erklären. Sie 
ist darin begründet, daß nach Ansicht der großen 
Mehrheit des Haushaltsausschusses die Eingruppie-
rung der Führungsstellen in der Bundeswehr in 
einer gewissen Relation zum Gesamtaufbau der 
Bundeswehr erfolgen sollte. Das bedeutet nicht, daß 
wir die Argumente, die wir von Ihnen gehört 
haben, verkennen. Die Stichhaltigkeit bestimmter 
Argumente war uns von vornherein völlig deutlich. 
Wir sind uns darüber im klaren, daß die Stäbe vor 
den Truppen aufgebaut werden müssen. Aber wir 
glauben, daß ein Teil der Beförderungsstellen dann 
parallel zum Aufbau geschaffen werden kann. 

Ich glaube, Herr Kollege Kreitmeyer, die Zahlen, 
die wir Ihnen jetzt in der Vorlage zur Annahme 
empfehlen, zeigen deutlich, daß wir diesen Gesichts-
punkten gerecht werden. Wir haben hier als Vor-
schlag vorgesehen die Zahl von 125 Generalstellen 
gegenüber bisher 99, von 630 Oberstenstellen gegen-
über bisher 531 und von 2164 Oberstleutnantstellen 
gegenüber bisher 1620. 

Wenn wir davon ausgehen, daß wir hier den 
Haushalt für ein Jahr verabschieden und nicht den 
Anspruch erheben, in unseren Vorschlägen die 
Endplanung der Bundeswehr wiederzugeben, kön-
nen wir sagen, daß wir mit diesen Mehrbeantra-
gungen den Bundesverteidigungsminister in den 
Stand setzen, die in diesem Haushaltsjahr erforder-
lichen Maßnahmen durchzuführen. 

Das Motiv dafür, eine endgültige Meinungsbil-
dung zu gewissen Fragen der Organisation zurück-
zustellen, lag für uns einmal in dem Zeitdruck, 
unter dem die Verhandlungen standen, lag zum 
anderen aber auch darin, daß wir gerade aus der 
jüngsten Pressekonferenz des Ministers, von der 
Sie sprachen, doch wieder sehr deutlich gesehen 
haben, wie sehr die Planungen im Ministerium 
selbst noch in einer 'ständigen Umdisposition be-
griffen sind, und zwar zwangsläufig durch die 
technische Entwicklung und die strategischen Über-
legungen in der ganzen westlichen Welt. 

Wir glauben also, daß für den laufenden Haushalt 
unser Vorschlag den Notwendigkeiten der Bundes-
wehr gerecht wird. Wir haben die Hoffnung, daß 
wir auch zu diesen Punkten wie zu anderen Punk-
ten in größerer Ruhe und rechtzeitiger, als es in 
diesem Jahr möglich war, beim Haushalt 1959 eine 
abschließende Meinung werden bilden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wird zu dem. 
Änderungsantrag Umdruck 100 Ziffer 3 das Wort  

zur Begründung gewünscht? — Herr Abgeordneter 
Pöhler! 

Pöhler (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich hoffe, daß ich mit der Begründung des 
SPD-Antrages auf Umdruck 100 Ziffer 3 ihre Zeit 
und Aufmerksamkeit nicht allzu lange in Anspruch 
nehmen muß. 

Nach diesem sozialdemokratischen Antrag soll 
bei Kap. 14 03 Tit. 102 unter der Besoldungsgruppe 
A 9 — Leutnante und Leutnante zur See — fol-
gende Bemerkung eingefügt werden: 

Während einer Übergangszeit von zwei Jah-
ren können diese Stellen auch .mit Stabsfeld-
webeln, Stabsbootsmännern (Bes.-Gr. A 9) be

-

setzt werden. 

Dieser Antrag, meine Damen und Herren, bein-
haltet also keinerlei Erhöhungen auf der Ausga-
benseite. Um so mehr ist zu hoffen, daß er die Zu-
stimmung des Hohen Hauses finden wird. Ich 
möchte jedoch mit ein paar Worten auf den sehr 
ernsten personalpolitischen Hintergrund hinweisen. 
Es ist ja heute kein Geheimnis mehr, daß innerhalb 
des Unteroffizierskorps in der Bundeswehr begrün-
dete Sorgen bestehen und teilweise recht erbitterte 
Klagen lautgeworden sind. Sie beziehen sich vor 
allem auf die sehr geringen Aufstiegschancen in-
nerhalb der Gruppe der Berufsunteroffiziere. Ich 
verzichte in diesem Zusammenhang darauf, Zahlen 
aus dem Stellenkegel zu nennen. Ich meine aber, 
der tiefere Grund dieser allgemeinen Unzufrieden-
heit liegt vor allem in einer erheblichen Diskre-
panz zwischen den Versprechungen und den damit 
ausgelösten Hoffnungen bei der Werbung und der 
Einstellung einerseits und den tatsächlichen Mög-
lichkeiten des gegenwärtigen Stellenplans anderer-
seits; und ich denke, hierfür sollte man die Sol-
daten keinesfalls verantwortlich machen. 

Die bestehenden Besorgnisse sind durch den vor-
liegenden Haushaltsplan noch verstärkt worden. Im 
Kap. 14 03 Tit. 102 ist bei den Besoldungsgruppen 
A 10 und A 9 — Oberstabsfeldwebel und Stabs-
feldwebel — vermerkt, daß diese Stellen während 
einer Übergangszeit von zwei Jahren auch mit 
Oberleutnanten und Leutnanten besetzt werden 
können. Dadurch ist bei den Berufsunteroffizieren 
tatsächlich der Eindruck erweckt worden, daß ihre 
ohnehin geringen Beförderungsmöglichkeiten nun 
auch noch durch Leutnante versperrt werden. Auf 
diesen Tatbestand hat auch der Bundeswehrver-
band vor kurzem auf seiner 2. Jahreshauptver-
sammlung hingewiesen. In seiner Entschließung vom 
11. Juni wird gesagt, daß der Aufstieg in die Be-
soldungsgruppen des gehobenen Dienstes dem ech-
ten Berufsunteroffizier ohnehin versperrt sei. Für 
den nach 12 Jahren aus der Bundeswehr ausschei-
denden Unteroffizier auf Zeit bestehe durch den 
dienstzeitbegleitenden Unterricht die Möglichkeit, 
nach 12 Jahren in den zivilen gehobenen Dienst 
einzurücken. Es würde dann so sein, daß die weni-
ger qualifizierten Unteroffiziere auf Lebenszeit in 
der Bundeswehr verblieben. Und im letzten Satz 
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sagt der Bundeswehrverband — mit freundlicher 
Genehmigung des Herrn Präsidenten darf ich zitie-
ren —: 

Im Interesse der Hebung des Niveaus der Un-
teroffiziere wird gebeten, innerhalb der Besol-
dungsgruppe A 9 freie und lediglich vom Be-
darf her bestimmte Austauschbarkeit zwischen 
Leutnant- und Stabsfeldwebelplanstellen zuzu-
lassen. 

So weit diese Entschließung. Sie sehen, unser 
Antrag auf Umdruck 100 Ziffer 3 kommt diesem 
Wunsche entgegen. Wir wollen damit nicht nur die 
größere Elastizität in der Austauschbarkeit; es er-
scheint uns auch in der Sache sehr zweckmäßig — 
insbesondere bei der Ausbildung —, daß in die-
ser Übergangszeit mit so vielen Lehrgängen, Kom-
mandos und Abstellungen, durch die die Truppe 
ohnehin eine große Fluktuation hat, vor allem die 
Zugführerstellen mit erfahrenen Stabs- und Ober-
stabsfeldwebeln besetzt werden. 

(Abg. Dr. Vogel: Ist ja gut! Wir sind ja 
dafür!) 

Das ist besser — Herr Kollege, lassen Sie mich doch 
ausreden —, als Züge von jungen Stabsunteroffi-
zieren führen zu lassen. Das gibt manchmal ganz 
bittere Dinge; ich denke nur an das Iller-Unglück. 

Schließlich möchte ich mir bei dieser Gelegenheit 
auch den Hinweis erlauben, daß sich die Kritik an 
der Personalpolitik des Verteidigungsministeriums 
nicht auf das Unteroffizierkorps beschränkt. Es ist in 
den Ausschußberatungen und auch hier schon auf 
die Kopflastigkeit des soldatischen Stellenkegels 
hingewiesen worden; ich erspare mir wiederum die 
Zahlen.' Angesichts dieser Tatsache und der sich 
daraus ergebenden Konsequenzen kann ich mich 
des Eindrucks nicht erwehren, Herr Minister, daß 
die personellen Fehlplanungen am Beginn der Auf-
stellung der Bundeswehr, die ja vor allem politische 
Aspekte hatten, heute von den Soldaten der ver-
schiedensten Ränge mit abgeblockten Beförderungs-
chancen bezahlt werden müssen. Das ist nicht gut 
und dürfte dem Betriebsklima in der Bundeswehr 
sicherlich nicht dienlich sein. Der Herr Verteidi-
gungsminister hat sich ja während der Beratungen 
im Haushaltsausschuß mit sehr viel Nachdruck und 
einer, wir mir scheint, wenig angebrachten Theatra-
lik für die höchste Rangklasse der Bundeswehr, für 
die Generale, eingesetzt. Ich will mir, Herr Minister, 
dazu jeden weiteren Kommentar ersparen. Ich 
möchte aber mit besonderem Nachdruck darauf ver-
weisen, daß im Bundeswehrstellenplan auch bei 
den anderen Dienstgraden eine ganze Reihe wun-
der Punkte sind, die man gleichfalls Ihrer Aufmerk-
samkeit, Herr Minister, empfehlen muß. Es wird 
bei mancher Gelegenheit betont, daß der Berufs-
soldat in einem besonderen Treueverhältnis zum 
Staate steht. Dem muß aus der Natur des solda-
tischen Dienstes heraus zugestimmt wenden. Aber 
dieses Treueverhältnis muß zweiseitig sein und auf 
Gegenseitigkeit beruhen, wenn es tragfähig und 
von Dauer sein soll. Und das gilt eben, Herr Mini-
ster, nicht nur für die Rangklasse der Generale, 
sondern auch 'für alle anderen Dienstgrade der  Bun

-

deswehr. Nicht zuletzt aus diesen Erwägungen be-
dauern wir sehr, meine Herren Kollegen von der 
FDP, Ihrem Antrag auf Umdruck 122 die Zustim-
mung nicht geben zu können. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Preusker.) 

Zum Schluß, Herr Minister, noch ein Wort zu 
den Methoden, die das Verteidigungsministerium 
bei der Behandlung und Beantwortung von Klagen 
und Beschwerden aus der Truppe für richtig hält! 
Sie wissen, daß von Soldaten verschiedener Ränge 
sehr berechtigte Klagen über eine manchmal skan-
dalöse besoldungstechnische Behandlung von Sol-
daten durch die Wehrbereichsgebührnisämter er-
hoben wurden und noch erhoben werden. Mir liegt 
das Schreiben vor, das der Herr Minister am 
27. Mai an den Vorsitzenden des Bundeswehrver-
bandes zur Beantwortung dieser Fragen gerichtet 
hat. Ich verzichte darauf, auf Einzelheiten dieses 
ministeriellen Schreibens einzugehen. Es scheint mir 
an der Sache ein wenig vorbeizugehen. Ich möchte 
auch hier sagen, Herr Minister, ich fürchte, auch auf 
dem Gebiete des Gebührniswesens müssen die Sol-
daten die Zeche bezahlen, die sich aus einer aus-
gesprochenen Fehlkonstruktion ergibt. Ich brauche 
hier nur an das gut funktionierende Gebührnis-
wesen der alten Wehrmacht zu denken. In jedem 
Fall möchte ich aber 'empfehlen, bei berechtigten 
Anliegen von Soldaten weniger mit fiskalischer und 
bürokratischer Kaltschnäuzigkeit zu reagieren,  son-
dem mit etwas mehr Herz und etwas mehr V er-
ständnis. 

Ich will es bei diesen wenigen allgemeinen Be-
merkungen bewenden lassen. Ich meine aber, der 
Hoffnung Ausdruck geben zu sollen, daß dieses 
Hohe Haus in  absehbarer Zeit doch einmal Gele-
genheit bekommt, sich eingehend und ohne Zeit-
not mit den Personalproblemen der Bundeswehr zu 
befassen. Heute möchte ich Sie nur darum bitten, 
unserem Antrag auf Umdruck 100 Ziffer 3 Ihre Zu-
stimmung zu geben. 

(Beifall bei ,der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Meine Damen 
und Herren! Sie haben die Begründung gehört. 
Wird dazu noch das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Dann rufe ich die Ziffern 4 a und b 
auf, die durch Herrn Abgeordneten Frenzel begrün-
det werden sollen. Ich darf, da Sie gleichzeitig zur 
Begründung der Ziffer 5 und des Antrages Um-
druck 113 vorgemerkt sind, annehmen, daß Sie diese 
Anträge zusammen begründen. Das Haus ist damit 
einverstanden. Ich darf Herrn Abgeordneten Fren-
zel das Wort erteilen. 

Frenzel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich bedauere von dieser Stelle aus unge

-

mein, daß diesem wichtigen Haushalt nicht das In-
teresse entgegengebracht werden kann, das not-
wendig wäre. Aber wir alle haben ja jetzt eine 
Wahlversammlung hinter uns, und wir wissen, daß 
sich nun der größere Teil nach dem, was er in den 
letzten zwei Stunden hier miterleben mußte, stär-
ken muß. 
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Ich darf die Ziffer 4 a und b sowie Ziffer 5 des 

Antrags Umdruck 100 begründen. Ich möchte damit 
beginnen: Wie die Verpflegung, so die Bewegung. 
Das ist ein alter Satz, der in allen Armeen der Welt 
Geltung hat und von dem sich auch die Bundes-
wehr nicht ausschließen kann. Als vor Jahren die 
Bundeswehr aufgebaut wurde, wurde auch der Ver-
pflegungssatz festgelegt. Er betrug pro Mann und 
Tag 2,50 DM. Ich glaube, Sie sind mit mir einer 
Meinung, daß sich seit diesen Jahren preispolitisch 
manches geändert hat, und ich glaube, Sie sind 
so wie ich auch der Meinung, daß man, wenn man 
solche preispolitischen Änderungen beobachtet, 
auch den Verpflegungssatz ändern muß. 

Wir hatten, als diese Frage im Verteidigungs-
ausschuß zur Diskussion stand, einen Unteraus-
schuß eingesetzt. Dieser sollte überprüfen, ob es 
angebracht ist, den Verpflegungssatz um 50 Pf pro 
Tag zu erhöhen. Es kam allerdings zu keiner Be-
schlußfassung, und zwar deswegen, weil in der 
Zwischenzeit der Haushaltsausschuß einen Be-
schluß gefaßt hatte und er nicht warten konnte 
oder wollte, bis die Beratungen im Verteidigungs-
ausschuß durchgeführt worden wären. 

Man sollte sich aber ernstlich Gedanken darüber 
machen, ob es nicht doch möglich ist, diesen Ver-
pflegungssatz zu erhöhen. Wir schlagen Ihnen mit 
Antrag Umdruck 100 Ziffer 4a vor, für Nr. 2 der dort 
genannten Erläuterungen folgende Formulierung 
vorzusehen: 

2. Verpflegungskosten für Wehrpflichtige, und 
zwar für 35 000 Soldaten an 365 Tagen zu 
3 DM... 

Der Ansatz ist dann entsprechend zu berichtigen. 
Da wir wissen, daß der Haushalt des Bundesver-

teidigungsministeriums mit einer bestimmten Ge-
samtsumme abschließt, wollen wir gleichzeitig, 
wenn wir hier Mehrausgaben verlangen, auf der 
anderen Seite eine Deckung vorschlagen. Wir wol-
len uns überlegen: was kostet denn die ganze 
Sache? Bei 35 000 Soldaten ergibt der Mehrbetrag 
von 50 Pf in 365 Tagen eine Summe von 6 387 500 
DM. Unter Buchstabe b fordern wir diesen Betrag 
auch für Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit. Dort 
ergibt bei 170 000 Soldaten an 365 Tagen der 
Mehrbetrag von je 50 Pf eine Summe von 31 025 000 
DM. Die Gesamterhöhung der Verpflegungskosten 
für die ganze Bundeswehr würde nach diesem 
Haushaltsplan einen Mehrbetrag von 37 412 500 DM 
erfordern. 

Wir sind der Meinung, daß man den unter Buch-
staben b genannten Soldaten einen entsprechenden 
Verpflegungszuschuß zubilligen muß, ohne daß die 
Preise, die von dieser Gruppe gezahlt werden, er-
höht werden. Ich erinnere daran, daß es heute in 
den verschiedenen Bundesministerien, in den Län-
derministerien, aber auch in vielen privaten Be-
trieben einen Verpflegungskostenzuschuß für die 
dort Tätigen gibt. Wir sehen nicht ein, warum das, 
was für ein Ministerium oder für einen Betrieb 
gilt, nicht auch für die Gruppe der Berufssoldaten 
und der Soldaten auf Zeit gelten sollte. 

Nun wendet man oft ein, der Verpflegungskosten-
beitrag von 2,50 DM genüge völlig; es gebe ja 

keine Beschwerden darüber. Meine sehr verehrten 
Kolleginnen und Kollegen, ich weiß nicht, ob Sie 
keine solche Beschwerden erhalten haben. Ich muß 
Ihnen jedenfalls mitteilen, daß ich regelmäßig der-
artige Beschwerden bekomme. Man sagt, in man-
chen Gebieten sei es mit der Verpflegung nicht so, 
wie es sein sollte, aber im allgemeinen müsse man 
sagen, daß man mit diesem Verpflegungskosten-
beitrag auskomme. 

Man führt dann ein Beispiel an und sagt: In einer 
vier- oder sechsköpfigen Familie ist es dem Fa-
milienvater nicht möglich, pro Kopf 2,50 DM für 
Verpflegung auszugeben. Dieses Beispiel hinkt. 
Wir haben es hier mit jungen Soldaten zu tun, die 
viel draußen an der Luft sind, und nicht mit Kin-
dern wie in einer Familie, wo man sich irgendwie 
aushelfen kann. In der Familie ist es immer an-
ders; man kann hier manches tun, was bei der 
Massenverpflegung nicht möglich ist. Auf der an-
dern Seite ist bei einer mehrköpfigen Familie auch 
anzunehmen, daß dort mehr Erwachsene sind, die 
schon verdienen, so daß der Betrag, der für die 
Verpflegung ausgegeben wird, größer ist. Ich 
glaube, daß wir, wenn wir die Dinge von dieser 
Seite aus betrachten, einen solchen Antrag nicht 
ohne weiteres ablehnen können. Wir sollten uns 
vielmehr überlegen, wie wir es am besten machen 
können. 

Abschließend möchte ich Ihnen noch sagen, aus 
welchen Titeln diese Beträge unserer Meinung nach 
genommen werden sollen. Unter Ziffer 5 des Um-
druckes 100 haben wir zu Kap. 14 18, Indienst- und 
Instandhaltung von Schiffen, folgende Änderung 
beantragt: 

In Tit. 975 — Schiffsneubauten, 4. Teilbetrag 
des 1. Schiffbauplanes und 2. Teilbetrag des 
2. Schiffbauplanes — (Drucksache 464 S. 13) ist 
der Ansatz von 410 000 000 DM um 37 712 500 
DM auf 372 287 500 DM zu kürzen. 

Im Interesse einer zufriedenstellenden Verpflegung 
der Truppe bitte ich, diesen Antrag anzunehmen. 
Vielleicht habe ich mir diese Mühe vergeblich ge-
macht, weil Sie gleich auch diesen Antrag — wie 
alle anderen — ablehnen werden. Sie sollten sich 
diese Dinge aber doch einmal überlegen. Da es sich 
hier um Soldaten handelt und da Sie zufriedene 
Soldaten haben wollen, bitte ich Sie um Annahme 
dieses Antrags. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Meine Damen 
und Herren! Ich hatte vorhin vergessen, auch Zif-
fer 6 des Antrags Umdruck 100 aufzurufen. Darf 
ich Sie, Herr Kollege Frenzel, bitten, auch Ziffer 6 
des Antrags Umdruck 100 und den Änderungs-
antrag Umdruck 113 zu begründen. 

Frenzel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich begründe den Antrag Umdruck 113 und 
die dazugehörige Ziffer 6 des Antrags Umdruck 100. 

Es handelt sich um ein Kapitel, das schon oft 
Gegenstand von Ausführungen im Verteidigungs-
ausschuß gewesen ist: die Beschaffung von Wohn- 
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raum für die nichtkasernierten Angehörigen der 
Bundeswehr und die Angehörigen der Bundeswehr-
verwaltung. Dieses Kapitel ist besonders wichtig, 
wenn man zufriedene Soldaten bekommen will. 
Gerade die Wohnraumbeschaffung muß vielleicht 
eines Tages Gegenstand von Erörterungen des 
Hohen Hauses sein. Von diesem Kapitel hängt es 
weitgehend ab, wie die Planung nicht nur der Ka-
sernen, sondern auch der damit verbundenen Woh-
nungen durchgeführt wird. 

Wir wissen, daß der Wohnraumbedarf der Bun-
deswehr bei ungefähr 80 000 liegt und daß heute 
nur ungefähr 25 % der benötigten Wohnungen zur 
Verfügung stehen. Wenn wir auch berücksichtigen 
wollen, daß diese 80 000 Wohnungen nicht auf ein-
mal benötigt werden, so ist es, glaube ich, doch 
höchste Zeit, daß wir bereits in diesem Haushalt 
größere Mittel für diesen Zweck einsetzen. 

Ich bin mit Herrn Bundesverteidigungsminister 
Strauß einer Meinung, ,der einmal im Verteidigungs-
ausschuß erklärte, daß er sich angesichts der hohen 
Summe der Trennungsentschädigungen oft Gedan-
ken darüber mache, daß für diesen Betrag Woh-
nungen erstellt werden könnten. Auch anläßlich der 
Versammlung des Bundeswehrverbandes hat er dies 
erklärt. Wir haben heute von meinem Kollegen 
Schäfer gehört, daß an Trennungsentschädigungen 
nicht weniger als 21 Millionen DM ausgeworfen 
werden. Meine sehr verehrten Kolleginnen und 
Kollegen, man muß sich doch überlegen, ob hier 
nicht etwas geschehen kann, damit nicht der Bund 
und der Steuerzahler diese Gelder unnötigerweise 
ausgeben müssen. Auf der anderen Seite würden 
dadurch nicht nur Geldmittel erspart, sondern es 
würde oftmals auch eine Befriedung der getrennt 
lebenden Familien herbeigeführt werden. Ich möchte 
darauf hinweisen, daß gerade dem Bundesverteidi-
gungsministerium — aber auch uns allen — viel 
Sorge erspart bleiben würde, wenn wir mehr Woh-
nungen für die Bundeswehr zur Verfügung hätten. 
Dieser Arger und diese Sorgen sind mit darin be-
gründet, daß es heute innerhalb der Bundesrepublik 
eine Unmenge von Ehen gibt, die nicht mehr intakt 
sind. Das alles müssen wir sehen. Deshalb muß es 
unser Bestreben sein und ist es unsere Aufgabe, 
hier zu helfen. In erster Linie gilt es, höhere Geld-
mittel einzusetzen. 

Natürlich kann man sagen, das könne man nicht 
gerade jetzt tun. Aber einmal muß doch der Anfang 
gemacht werden! Ich möchte Sie daran erinnern, wie 
den Soldaten zumute ist, deren Familien beispiels-
weise in Norddeutschland wohnen, während sie in 
Süddeutschland Dienst tun müssen. Wir alle wissen 
doch, daß es beim Militär nicht anders möglich ist, 
daß beim Militär des öfteren Versetzungen vor-
kommen. Aber sollten wir nicht versuchen, sie auf 
ein Mindestmaß zu beschränken? Dieses Mindest-
maß kann jedoch nur erreicht werden, wenn es uns 
gelingt, die entsprechenden Wohnungen zu erstel-
len. Deswegen müssen wir dafür Sorge tragen, daß 
bei dem Bau militärischer Liegenschaften — ganz 
gleich, welcher Art sie sein mögen — gleichzeitig 
auch die entsprechenden Wohnungen erstellt wer-
den. Hätten wir das bereits vor Jahren getan, als 
die Bundeswehr aufgebaut wurde, wären uns viele 

Sorgen erspart geblieben. Ich bitte Sie deshalb, 
unserem Antrag zuzustimmen. Denn ich bin der 
Meinung, daß auch Sie, welcher Fraktion Sie auch 
immer angehören mögen, dasselbe Anliegen haben, 
das ich soeben vorgetragen habe. 

Wir schlagen Ihnen auf Umdruck 100, Ziffer 6, 
vor, daß die Deckung dieses erhöhten Betrages aus 
Kap. 14 19 — Indienst- und Instandhaltung von 
Flugzeugen — erfolgen soll. Unser Antrag lautet 
folgendermaßen: 

In Tit. 965 — Beschaffung von Flugzeugen 
und Flugkörpern, 4. Teilbetrag — (Drucksache 
464 S. 13) ist der Ansatz von 938 730 000 DM 
um 85 680 000 DM auf 853 050 000 DM zu 
kürzen. 

Ich bitte Sie im Interesse einer Befriedung  der  nicht 
kasernierten Bundeswehrangehörigen und der An-
gestellten und Arbeiter der Bundeswehrverwaltung 
dringend, diesen Antrag anzunehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Meine Damen 
und Herren, Sie haben die Begründung gehört. 

Das Wort hat der Bundesminister für Verteidi-
gung. 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist nicht 
meine Absicht, zu allen hier angeschnittenen ein-
zelnen Fragen Stellung zu nehmen, die Gründe für 
und wider die vorgeschlagenen Lösungen darzutun, 
weil das die Debatte außerordentlich hinausziehen 
würde. Ich möchte das wieder einsparen, was vor-
hin an Zeit verwendet worden ist. 

(Abg. Wienand: Das ist löblich!) 

Ich möchte mich deshalb auf zwei Punkte be-
schränken und zu den beiden Anträgen sprechen, 
die Kollege Frenzel begründet hat. Es handelt sich 
einmal um die Frage der Verpflegung, — eine sehr 
wesentliche Frage, im allgemeinen und für die Sol-
daten im besonderen. Der Verpflegungssatz beträgt 
2,50 DM. Außerdem gibt es nach der bisherigen Re-
gelung vom dritten Tage an für jeden Übungstag 
eine Zulage von 50 Pf. Der Verpflegungssatz für 
die Bundeswehr ist nicht von selbst entstanden, 
sondern er ist nach den Erfahrungen, die man beim 
Bundesgrenzschutz und bei der Bereitschaftspolizei 
der Länder gewonnen hat, seinerzeit in Verhand-
lungen mit dem Bundesrechnungshof, dem Finanz-
ministerium und dem Haushaltsausschuß festgelegt 
worden. Erlauben Sie mir nur, meinem Erstaunen 
darüber Ausdruck zu geben, daß der Verpflegungs-
satz bei der Bereitschaftspolizei der Länder bisher 
nicht zu niedrig war, wenn ich das Wort eben rich-
tig gehört habe, sondern daß er da durchaus aus-
reichend zu sein schien. Er scheint nur dort zu 
niedrig zu sein, wo man die Mittel für eine Er-
höhung auf Kosten der Beschaffung von Waffen 
und Gerät aufbringen kann, also bei der Bundes-
wehr. 

Ich darf nur drei Vergleichsbeispiele nennen. 
Bayern hat einen Tagessatz von 2,60 DM, Rhein- 
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land-Pfalz für die Bereitschaftspolizei einen Tages-
satz von 2 DM — müssen also anders konstru-
iert sein und geringeren Appetit haben - 

(Heiterkeit) 

und der Bundesgrenzschutz einen Tagessatz von 
2,50 DM. 

(Abg. Dr. Schäfer: Die Zahlen sind nicht 
genau zu vergleichen! Da kommen noch 
andere Sonderkosten hinzu, und es kommt 

darauf an, wie man die ansetzt!) 

Die Zahlen der übrigen Länder sind mir im einzel-
nen nicht bekannt. Mir ist aber eben aus dem Bun-
desinnenministerium versichert worden, daß sie 
alle etwa in der gleichen Höhe lägen. 

Was den Zuschuß von 50 Pf betrifft, so gibt es 
ihn selbstverständlich dort, wo auch ein Kantinen-
zuschuß gegeben wird. Aber der Zuschuß von 50 Pf, 
Herr Kollege Frenzel, wird bei Bundesdienststellen 
und anderen Dienststellen gezahlt, um ein Wirts-
hausessen zu verbilligen. Bei den Kosten für das 
Kantinenessen sind ja nicht nur die Kosten für die 

 Lebensmittelbeschaffung zu sehen, sondern auch 
die Kosten für die Zubereitung einschließlich der 
menschlichen Dienstleistungen, das Küchenpersonal, 
das Reinemachen. In den 2,50 DM, die als Ver-
pflegungssatz gewährt werden oder als Verpfle-
gungssatz abgezogen werden, sind nur die Kosten 
für die Lebensmittelbeschaffung enthalten, sonst 
nichts. Keinerlei andere Kosten sind darin enthalten, 
selbstverständlich auch nicht die Kosten für Heizung, 
selbstverständlich auch nicht die für Personal, 
gleichgültig welcher Art. Aus diesem Grunde 
stimmt auch der von Ihnen gewählte Vergleich 
nicht. Wir haben aber jetzt eine Regelung gefun-
den, die wohl den zum Teil berechtigten Beschwer-
den Rechnung trägt, nämlich in der Weise, daß in 
Zukunft nicht vom dritten Übungstag an 50 Pf Zu-
lage, sondern vom ersten Übungstag an 1 DM Zu-
lage gegeben wird. Wenn das Hohe Haus dieser 
Regelung in der Haushaltsgestaltung zustimmt 

(Abg. Dr. Schäfer: Das ist ein Vorschlag 
des Haushaltsausschusses!) 

— das weiß ich ja, er beruht auf einem gemein-
samen Gespräch; ich meine nicht das Ministerium —, 
dann ist den Erfordernissen Rechnung getragen. 
Ich weiß allerdings nicht, ob Sie, meine Herren 
von der Opposition, einen Weg finden, wenigstens 
diesen Betrag im Haushalt zu bewilligen, da Sie 
ihn sicher in der Gesamtheit ablehnen werden. 

(Zuruf von der SPD: Den könnten Sie doch 
eher finden!) 

Ich darf zu einem zweiten Punkt Stellung neh-
men. Da muß ich allerdings sagen, Herr Kollege 
Frenzel, hier haben Sie den Kern des Problems 
überhaupt nicht berührt. Für den Wohnungsbau der 
Bundeswehr ist es völlig unerheblich, ob Sie im 
Haushaltsjahr 1958 85 Millionen DM mehr bewilli-
gen, — immer natürlich mit dem Hintergedanken, 
denselben Betrag der Beschaffung von Waffen und 
Gerät zu entziehen. 

(Abg. Dr. Gülich: Nein! Vor allen Dingen 
die Trennungsentschädigung zu mindern!) 

Es ist völlig gleichgültig, ob Sie 85 Millionen DM 
mehr bewilligen oder 200 oder 400 Millionen DM. 
Das ist im Rechnungsjahr 1958 absolut unerheblich. 

(Zuruf von der SPD: Warum?) 

— Ich sage Ihnen gleich, warum. In den Haushalts-
ansätzen haben wir vom Parlament bereits geneh-
migte Ausgabeberechtigungen in Höhe von 496,5 
Millionen DM. Davon sind bisher 160 Millionen 
DM ausgegeben worden. Nicht ausgegeben worden 
sind 336 Millionen DM. 

(Abg. Dr. Schäfer: Ja, dann liegt's an der 
Planung!) 

— Das liegt auch nicht an der Planung, sondern das 
liegt einmal an der komplizierten Verteilung der 
Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern. Das 
liegt aber auch daran, daß örtlich bei der Landbe-
schaffung, manchmal auch aus politischen Gründen, 
Widerstand gegen den Wohnungsbau für die Bun-
deswehr geleistet wird. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Sie würden dem Wohnungsbau der Bundeswehr 
einen viel größeren Dienst erweisen, wenn Sie als 
Abgeordnete örtlich durch Interventionen bei den 
Gemeinden, bei den Landkreisen, bei den Stadt-
kreisen — nicht nur bei Bundesdienststellen; — mit 
dafür sorgten, daß diese quälenden, schleppenden, 
sich über Jahre hinziehenden Verhandlungen um 
die Landbeschaffung endlich abgeschlossen werden 
können. Ich bin gerne bereit, hier einmal einen de-
taillierten Bericht zu geben, welche örtlichen 
Schwierigkeiten uns von Fall zu Fall von allen 
möglichen Seiten bereitet werden, 

(Abg. Dr. Gülich: Das wäre gut!) 

manchmal auch mit politischen Hintergründen. 
Ihr Antrag, Herr Kollege Frenzel, ist für den Woh-

nungsbau der Bundeswehr völlig wertlos. Wir wer-
den uns nächstes Jahr beim Haushalt 1959 mit einer 
Erhöhung der Ansätze für den Wohnungsbau mel-
den. Da mögen wir ,die Grenze erreicht haben. Nach-
dem wir bisher in sämtlichen Haushaltsjahren nicht 
mehr als 160 Millionen DM ausgeben konnten und 
noch Haushaltsreste von 336 Millionen DM haben, 
nützt uns die Erhöhung auf 450 Millionen DM in 
der Sache gar nichts. Die Widerstände überwinden, 
die sich dem Wohnungsbau auf der Landesebene in 
den Zuständigkeiten entgegenstellen, das hilft dem 
Wohnungsbau voran, nicht die Erhöhung der Haus-
haltsansätze. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Wienand? 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Bitte! 

Wienand (SPD) : Herr Minister, glauben Sie nicht 
auch, daß gerade diese Schwierigkeiten auf der ört-
lichen Ebene im wesentlichen auf die kommunalen 
Nachfolgekosten zurückzuführen sind, weil auf die-
sem Gebiet keine Klarheit herrscht? Wenn Sie be-
reit wären, den Gemeinden im Hinblick auf diese 
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Kosten etwas großzügiger entgegenzukommen, 
könnten, glaube ich, sehr viele Schwierigkeiten 
überwunden werden. 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Es ist 
nicht meine Sache, in der Frage der Unterstützung 
der Gemeinden für Folgekosten großzügig oder nicht 
großzügig zu sein. Wenn die gesamten Haushalts-
ansätze für diese Zwecke in einem entsprechenden 
Ausmaß erhöht werden, ohne daß die anderen Be-
lange der Bundeswehr darunter leiden, hat es weder 
mit meinem Geiz noch mit meiner Großzügigkeit 
zu tun, wie hier entschieden wird. Aber der Ver-
teidigungshaushalt ist auch nicht eine allgemeine 
Unterstützungskasse. Die Menschen, die heute in 
der Bundeswehr Dienst tun, fallen nicht vom Him-
mel und kommen nicht aus dem Ausland. Sie waren 
vorher schon mit ihren Familien im Bundesgebiet. 
Nur verschieben sich die Menschen von Gemeinde 
zu Gemeinde. Es ist nicht in jedem Falle Sache des 
Verteidigungsministeriums, mit Sportplatz, Schwimm-
bad, Straßeninstandsetzung und Schulhausbau das 
zu tun, wozu die Gemeinden sonst mit ihren oft 
sehr hohen Investitionen nicht in der Lage sind. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Herr Minister, 
gestatten Sie dazu noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Schäfer (SPD) : Herr Minister, Sie wissen 
doch, daß die Baulandbeschaffung für Siedlungsvor-
haben schwierig ist. Glauben Sie nicht, daß eine 
Erleichterung eintreten würde, wenn Sie davon ab-
gingen, geschlossene Siedlungen für Wehrmachts-
angehörige zu errichten? Sie würden damit wahr-
scheinlich auch den Angehörigen Ihres Ressorts 
einen Gefallen tun. 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Soweit 
es sich um Projekte im Zusammenhang mit der 
Errichtung neuer militärischer Anlagen handelt, 
Herr Kollege, ist es wesentlich einfacher und geht 
es wesentlich schneller voran, wenn man eine ge-
schlossene Stellung errichtet. Ich bin kein Freund 
geschlossener Siedlungen, ich bin kein Anhänger 
von Soldatengettos oder ähnlichen Einrichtungen. 
Wenn man aber für eine Garnison von insgesamt 
1000 Soldaten, sagen wir 100, 120 oder 150 Woh-
nungen braucht, würde es doch wesentlich schwie-
riger sein und wesentlich längere Verhandlungen 
erfordern, zehn Bauprojekte an verschiedenen Stel-
len zu verfolgen, als eine geschlossene Siedlung zu 
errichten. Sehen Sie sich die praktischen Fälle an! 

(Abg. Dr. Schäfer: In jeder Großstadt gibt 
es Siedlungsgenossenschaften und Bau

-

gesellschaften! Wenn Sie sich denen an

-

schließen und Sie finanziell unterstützen, 
haben Sie den doppelten Effekt, als wenn 

Sie es selber machen!) 

- Es dauert wesentlich länger und ist wesentlich 
schwieriger. 

Ich bitte, auch dafür zu sorgen, daß das Klima 
örtlich manchmal verbessert wird. Ich lese immer 
wieder - und gerade in bestimmten Zeitungen, die 

Ihnen nahestehen —: Warum soll die Bundeswehr 
bevorzugt Wohnungen erhalten? Sind denn wir 
übrigen Staatsbürger gar nichts, sondern nur die 
Soldaten? 

(Abg. Dr. Schäfer: Deshalb gemeinsam!) 

— Die örtlichen Widerstände haben verschiedene 
Gründe, materielle und politische Gründe. 

(Abg. Dr. Schäfer: Auch der Bodenpreis!) 

— Ich sage ja: materielle und politische Gründe! 
Ich möchte also bitten, daß diese beiden Anträge 

und die damit verbundenen Anträge, die Herr Kol-
lege Frenzel gestellt hat, abgelehnt werden. Die 
Frage des Verpflegungssatzes wird durch die Er-
höhung der Zuschläge bei Übungen vom ersten Tag 
an von 50 Pf auf 1 DM — statt bisher vom dritten 
Tag an 50 Pf — befriedigend geregelt. Wenn eine 
Erhöhung der Verpflegungssätze wegen eines An-
steigens der Preise notwendig wäre, müßte sie ein-
heitlich wohl für den Bereich des Bundesgrenz-
schutzes, der Landesbereitschaftspolizeien und ähn-
licher kasernierter Einrichtungen sowie der Bundes-
wehr erfolgen. Dann würde sicherlich auch der Bun-
desverteidigungsminister nicht dafür sprechen, daß 
die Bundeswehr bei 2,50 DM bliebe, während der 
Satz bei den übrigen erhöht würde. 

In bezug auf den Wohnungsbau bitte ich noch-
mals — ich habe es, glaube ich, schon einmal von 
dieser Stelle aus vorgetragen —, die Projekte der 
Bundeswehr örtlich zu unterstützen. Ich bin gern 
bereit, nicht nur hier einen Bericht zu geben, son-
dern auch den örtlich zuständigen Bundestagsabge-
ordneten dort, wo es Schwierigkeiten gibt — sei es 
auf dem Behördenwege, sei es bei der Bauland-
beschaffung —, davon Mitteilung zu machen und 
sie zu bitten, unsere Bemühungen zu unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort zu 
diesen Anträgen hat jetzt Herr Abgeordneter Stol-
tenberg. 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nach den Ausführungen 
des Herrn Ministers kann ich mich, wie ich hoffe, 
kurz fassen. Ich darf mich auf die beiden hier be-
sprochenen Anträge beziehen und sagen, daß wir 
ihnen leider nicht zustimmen können. Es ist nicht 
so, Herr Kollege Frenzel, daß wir sämtliche An-
träge zum Einzelplan 14, die von Ihrer Seite ge-
stellt werden, grundsätzlich ablehnen. Wir haben 
die Absicht, dem Antrag, den Herr Kollege Pöhler 
vorhin begründet hat, zuzustimmen. Die Gründe, 
die gegen die anderen Anträge sprechen, scheinen 
uns allerdings zwingend zu sein. 

Zu Ihrem Antrag bezüglich des Verpflegungs-
geldes darf ich noch etwas hinzufügen. Nach § 23 
des Bundesbesoldungsgesetzes muß die gewährte 
Verpflegung auf die Dienstbezüge angerechnet 
werden, und wenn die Argumente für eine Erhö-
hung — wie es auf Grund der Ausführungen des 
Herrn Ministers wohl deutlich geworden ist —
nicht zwingend sind, wenn sich sogar Beträge für 
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Zeiträume bis zu 10 und 14 Tagen hei den Truppen 
ansammeln, werden wir wohl bei den betroffenen 
Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit Unzufrieden-
heit hervorrufen. Wenn wir diese Verpflegungs-
gelder, die ja gesetzlich zwingend auf die Bezüge 
angerechnet werden müssen, über das nötige Maß 
hinaus erhöhten, würden wir damit der Bundes-
wehr keinen guten Dienst erweisen. 

Ich darf abschließend auf den noch nicht disku-
tierten Antrag auf Verkürzung des Schiffbaupro-
gramms eingehen. Ich glaube, alle Kollegen des 
Haushaltsausschusses werden dem zustimmen, daß 
wir — soweit das in der Kürze der Zeit überhaupt 
möglich war — in diesem Jahr das Marinebaupro-
gramm einer besonders sorgfältigen Prüfung unter-
zogen haben. Wir haben, wie aus der vorliegenden 
Ausschußdrucksache hervorgeht, einige Verände-
rungen auch im Haushaltstext selber beschlossen 
und darüber hinaus eine Reihe von protokollarisch 
festliegenden Zusagen über die weiteren Verfah-
ren von den Ministerien bekommen. Wir haben 
Sperrvermerke angebracht sowohl bei einigen 
Kriegsschiffen wie auch bei einem Teil der Versor-
gungsschiffe. Wir haben Sperrvermerke bei den 
Arsenalen gebracht, und wir haben eine Zusage er-
halten, daß die Planung bezüglich der neuen Häfen 
zum Teil zurückgestellt, zum Teil überprüft wird. 
Diese Prüfung war so sorgfältig und jedenfalls für 
meine Freunde im Ergebnis so zufriedenstellend, 
daß wir keine Veranlassung haben, hier einem wei-
tergehenden Streichungsantrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Frenzel. 

Frenzel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nur einige kurze Worte zu den Dar-
legungen des Herrn Ministers. Daß bei Übungen 
vom ersten Tage an der erhöhte Verpflegungssatz 
gegeben wird, ist natürlich kein Ersatz für das, was 
die sozialdemokratische Fraktion auf Grund der 
draußen bei der Truppe festgestellten Tatsachen 
verlangt. Ich bewundere aber die Scharfsinnigkeit 
unseres Herrn Ministers, der sofort herausgefunden 
hat, daß die für die zwei Anträge erforderlichen 
Beträge aus Idem Beschaffungsetat genommen wer

-

den sollten. Herr Minister, Sie kennen den Haus-
halt und die vielen in die Millionen und Milliarden 
gehenden Bindungsermächtigungen, die dort vor-
gesehen sind. Ich bin der Meinung, daß die Beträge, 
die festgelegt sind und verplant werden sollen, sei 
es beim Schiffsbau oder ,sei es im Rahmen des Luft-
waffenprogramms, auch in diesem Jahr ohne wei-
teres für die Truppe hätten ausgebracht werden 
können. Aber die Mehrheit hat es in der Hand, 
den Antrag abzulehnen. Von seiten der Regierungs-
partei wurde das ja bereits angekündigt. 

Nun hat der Herr Minister die einzelnen Abge-
ordneten aufgefordert, ihm die Schwierigkeiten in 
ihren Wahlkreisen mitzuteilen, und er hat dann an 
die Abgeordneten appelliert, ihm bei der Beseiti-
gung dieser Schwierigkeiten zu helfen. Er hat 
gesagt, daß eine Erhöhung des Ansatzes für die 
nichtkasernierten Truppen gar nicht notwendig sei,  

sondern der volle Ansatz genüge. Ich darf darauf 
hinweisen, daß auf diesem Gebiet in den letzten 
Jahren sehr viel versäumt worden ist. Vieles hätte 
anders laufen können, wenn man besser geplant 
hätte. 

Ich möchte Ihnen aber, Herr Minister, einen Vor-
schlag unterbreiten. Als Minister für Verteidigung 
gehören Sie ja dem Kabinett an. Wäre es nicht 
möglich, einmal mit Ihrem Kollegen vom Wohnungs-
bau in dieser Beziehung Rücksprache zu nehmen 
und zu prüfen, ob nicht die Vereinfachung bereits 
an der Spitze, beim Wohnungsbau, durchgeführt 
werden könnte? Wenn ich in den Sitzungen des 
Verteidigungsausschusses richtig informiert worden 
bin, muß ich sagen, daß hier die Dinge oftmals nicht 
so glatt gehen, wie sie eigentlich gehen sollten. Auf 
der höchsten Ebene könnte manches sehr leicht er-
ledigt werden, wenn man sich mit den anderen 
Herrn Ministern zusammensetzt und prüft, welche 
dringenden Vorhaben vereinheitlicht werden kön-
nen. Wenn das einmal auf der obersten Ebene 
geschieht, könnte man auch versuchen, den Schwie-
rigkeiten auf der Landes- und der kommunalen 
Ebene Herr zu werden. Ich meine also, daß man 
erst einmal von oben sehen muß, wie die Dinge 
laufen, und daß man dann gemeinsam von oben 
nach unten oder von unten nach oben versuchen 
muß, die Widerstände zu beseitigen. 

Das Landbeschaffungsgesetz bietet keine Möglich-
keiten, einen Schritt weiterzukommen. Es gibt aber 
eine Reihe von Möglichkeiten — ich habe das bei 
meinen Besuchen in verschiedenen Ländern fest-
gestellt —, die wir noch nicht restlos ausgeschöpft 
haben. Wir sollten einmal den Weg bei den Mini-
sterien in Bonn und zum anderen den Weg zu den 
Wehrbereichsverwaltungen verkürzen. Wir sollten 
dieser Sache einmal auf den Grund gehen. Ich 
glaube, es ist der Wunsch aller Mitglieder des Ver-
teidigungsausschusses, daß wir uns einmal im 
Herbst sehr ausführlich über das ganze Problem 
unterhalten, um herauszufinden, was nun praktisch 
getan werden kann, damit nicht die 91 Millionen 
DM Trennungsentschädigung im Jahr gegeben wer-
den müssen, auf der anderen Seite aber auch die 
nichtkasernierten Truppenangehörigen und Ver-
waltungsangestellten befriedigt werden. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Schultz. 

Schultz (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich darf mich an den Herrn Bundesvertei-
digungsminister wenden. Ich glaube, der eigentliche 
Grund, warum der Ansatz nicht erhöht werden 
muß — ich bin auch der Meinung, daß er nicht er-
höht werden muß —, liegt darin, daß der Aufbau 
der Bundeswehr eben sehr langsam vorangeht, und 
zwar gerade in bezug auf Wohnungsbau und Lie-
genschaften. Woran liegt denn das? Es liegt doch am  
Föderalismus, d. h. daran, daß die Länder jeweils 
noch einmal gefragt werden müssen. Zu einer 
schnelleren Erledigung kann man, glaube ich, nur 
kommen, wenn man sich das einmal klarmacht und 
im Rahmen der Bundeswehr den Föderalismus 
überwindet. Es kommt mir immer etwas komisch 
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vor, daß man auf der einen Seite in den großen 
Debatten über Verteidigungsfragen sagt: Wir kön-
nen uns in unserem eng begrenzten Rahmen nicht 
mehr national verteidigen, sondern müssen uns an 
die anderen anlehnen, daß man aber, wenn man ins 
eigene Land blickt, feststellen muß, daß wir hier 
sehr viele Nationalitäten haben, die etwas mitzu-
sprechen haben. Einer der gewichtigsten Nationali-
täten in unserer deutschen Bundesrepublik gehört 
ja der Herr Minister an. 

Herr Minister, Sie haben wieder einmal gemeint, 
die Landbeschaffung für die Wohnungen der Bun-
deswehr werde mit aus politischen Gründen sabo-
tiert. Ich glaube, man sollte auch mit diesen Über-
legungen etwas vorsichtiger sein. Ich darf Ihnen 
nur erzählen, daß ich die Ehre habe, über meine 
Frau mit dem Schwiegersohn einer Ihrer Kollegin-
nen in der CDU/CSU-Fraktion verwandt zu sein; 

(Heiterkeit) 

und der hat mir einmal, als die SPD in Bayern noch 
an der Regierung war, gesagt: Wenn die so weiter-
machen, dann merkt man überhaupt nicht, daß die 
CSU nicht mehr an der Regierung ist. Und damals 
begann gerade der Aufbau der Bundeswehr. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat 
der Herr Bundesverteidigungsminister. Ich hoffe, 
daß er sich inzwischen in diesen verwandtschaft-
lichen Beziehungen auskennt. 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Auch ich 
möchte mich sehr kurz äußern; denn die Debatte 
hat ein beinahe idyllisches Niveau erreicht. Ich darf 
hier aber vielleicht einige Irrtümer richtigstellen. 
Ich habe nicht behauptet, daß der Wohnungsbau 
für die Bundeswehr schlechthin aus politischen 
Gründen erschwert wird. Aber ich habe aus gutem 
Grunde behauptet, was ich gesagt habe. Es wäre 
mancher froh, wenn ich die Gegenden nicht nennte 
— auch in Ihrem Land —, wo Widerstand geleistet 
wird. Ich darf an das Problem Reutlingen oder Bay-
reuth oder an andere Dinge erinnern. Ich habe gu-
ten Grund, zu sagen, daß manche Wohnungsbau-
projekte nicht vorangehen, weil sie aus materiellen 
oder politischen Gründen — das mögen kommunal-
politische, das mögen parteipolitische, das mögen 
andere politische Gründe sein — von örtlichen In-
stanzen erschwert werden. 

(Zurufe.) 

— Ich habe einen guten Grund dazu, und ich kann 
das jederzeit beweisen. 

Was nun meine Nationalität innerhalb des deut-
schen Volkes und die etwa daraus zu ziehenden 
Schlußfolgerungen — solche, die Sie gezogen 
haben, und solche, die Sie sich dabei gedacht haben 
— betrifft, so muß ich allerdings Ihren staatsrecht

-

lichen Kenntnissen und Ihrer staatsbürgerlichen 
Bildung ein bißchen nachhelfen. Die Bundeswehr 
ist unter das Grundgesetz gestellt. Es ist nicht mög

-

lich, innerhalb der Verwaltungsführung der Bun

-

deswehr oder auch innerhalb der Gesamtorganisa

-

tion der Bundeswehr das Grundgesetz aufzuheben. 
Ich glaube, daß der Verteidigungsminister auch 
vom Parlament den Auftrag hat, das Grundgesetz 
auszuführen. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

— Ich möchte nicht wissen, was Sie und andere 
Kritiker sagen würden, wenn wir, ohne uns an die 
im Grundgesetz und in anderen Gesetzen nieder-
gelegten Zuständigkeiten zu halten, wie sagt man 
so schön, frisch, fromm, fröhlich, frei daraufloswirt-
schafteten. Wir sind auch daran gebunden, daß sich 
beispielsweise die Zuständigkeit für die Bauverwal-
tung in den Händen der Länder befindet. Das ist 
weder mein guter noch mein schlechter Wille, weder 
mein gutes noch mein schlechtes Können; das ist 
einfach eine Tatsache. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Herr Minister 
Strauß, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Schultz? 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Bitte! 

Schultz (FDP) : Herr Minister, bin ich falsch 
unterrichtet, wenn ich gehört habe, daß es schon 
einmal Grundgesetzänderungen gegeben hat? 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Sie 
sind leider eine Periode zu spät in den Bundestag 
gekommen. Sonst wüßten Sie, aus welchem Anlaß 
Grundgesetzergänzungen erfolgt sind. Im übrigen 
gibt es — ich bin nicht Verfassungsrechtler —, 
wenn ich mich recht erinnere, eine Bestimmung im 
Grundgesetz, wonach die Gliederung des Bundes 
in Länder zu den nicht aufhebbaren, auch durch 
eine Verfassungsänderung nicht aufhebbaren Be-
standteilen des Grundgesetzes gehört. 

(Abg. Dr. Becker [Hersfeld]: Gliederung 
der Bundeswehr!) 

— Herr Kollege Becker, die Gliederung der Bundes-
wehr hat mit der Zuständigkeit in der Verwaltung 
gar nichts zu tun. Aber ich wäre sehr dankbar, 
wenn Sie der Bundeswehr eine eigene Bauverwal-
tung ermöglichten. 

(Zuruf von  der  CDU/CSU: Um Gottes 
willen! — Heiterkeit.) 

— Ich habe heute ein für mich interessantes Erleb-
nis: Es ist manchmal schwer, die Oppositionspar-
teien auseinanderzuhalten, aber heute ist es ganz 
klar. Hier Bundeswehrbauverwaltung — ja! Hier 
Bundeswehrbauverwaltung — nein! Das ist wesent-
lich für Sie, wenn Sie sagen: Hier unterscheiden 
wir uns sehr deutlich. 

(Heiterkeit. — Abg. Dr. Schäfer: Sie haben 
so und so gemacht! Wie ist es in der Mitte 
mit der Bundeswehrbauverwaltung, Herr 

Minister?) 

— Im Augenblick geht es für mich darum, die Tren-
nungslinien aufzuzeigen. 

(Zuruf von der SPD: Machen Sie einen 
Schätzungsversuch!) 
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Erler (SPD) : Nach dem lockeren Spiel, Bundes-
wehrbauverwaltung ja und nein, bleibt es in der 
Mitte doch nur so, daß man sagen kann: Man 
sah zur Rechten wie zur Linken einen halben Tür-
ken heruntersinken. Offenbar ist das in Ihrer 
eigenen Partei auch nicht ganz klar. 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Ich 
habe hier nicht zu den Bemerkungen oder zu der 
Rede eines Angehörigen der Regierungskoalition 
gesprochen, sondern mich zu den Bemerkungen des 
Kollegen Schultz geäußert und mich darauf be-
schränkt. Ich habe noch eine bemerkenswerte Fest-
stellung gemacht, Herr Kollege Erler, die Sie, glaube 
ich, etwas ad notam nehmen sollten. Auf ,der einen 
Seite wird gesagt: Der Aufbau der Bundeswehr geht 
sehr langsam, ich hätte beinahe gesagt, zu langsam 
voran. Nach der anderen Seite hin heißt es „über-
stürzt", „übereilt", „durchgepeitscht" usw. 

(Zuruf von der SPD: Das schließt sich 
nicht aus!) 

Auch die Diskussion über die Frage, ob das Tempo 
des Aufbaus der Bundeswehr richtig oder falsch ist, 
offenbart also einen bemerkenswerten Unterschied 
mit positiven Ansatzpunkten für die Zukunft. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Zu Umdruck 100 
Ziffern 4 bis 6 und Umdruck 113 liegen keine wei-
teren Wortmeldungen vor. 

Zur Begründung des Antrags Umdruck 127 hat 
Herr Abgeordneter Probst das Wort. 

Probst (Freiburg) (DP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Voranschlag sieht in Tit. 
965 als vierten Teilbetrag für Jagdflugzeuge 620 
Millionen DM vor. Bei der Besprechung des Einzel-
plans faßte der Verteidigungsausschuß den Be-
schluß, von diesen 620 Millionen 400 Millionen DM 
zu sperren, 400 Millionen DM deshalb, weil durch 
die Bindungsermächtigungen der zurückliegenden 
Jahre bereits über 220 Millionen DM verfügt ist. 
Die Gründe, die den Verteidigungsausschuß dazu 
veranlaßt haben, sind darin zu sehen, daß diesem 
Betrag nicht nur wegen seiner Höhe, sondern vor 
allen Dingen auch wegen seiner Verwendung noch 
eine eminent politische Bedeutung zukommt. Mit 
diesem Betrag sollen Flugzeuge gekauft werden. 
Sie können in Amerika, in England, in Frankreich, 
in Italien oder zum Teil vielleicht sogar in .der 
Bundesrepublik selbst gekauft werden. 

Angesichts des Umstandes, daß es ein Unterschied 
ist, ob wir in einem Lande kaufen, in dem wir 
Schulden oder in dem wir Guthaben haben, ob wir 
es im Währungsgebiet des Dollars oder im Wäh-
rungsgebiet einer europäischen Währung kaufen, 
glaubte der Verteidigungsausschuß, vor der end-
gültigen Erteilung der Aufträge noch einmal dazu 
Stellung nehmen zu müssen. Der Beschluß des Ver-
teidigungsausschusses wurde jedoch, vermutlich 
unter dem Zeitpunkt im Haushaltsausschuß, nicht 

akzeptiert. Aus diesem Grunde ist die Vorlage zur 
zweiten Lesung nicht mit dem nun von mir bean-
tragten Sperrvermerk versehen. 

Eine Beschränkung der Mittel liegt ja in diesem 
Antrag nicht. Es soll, wie gesagt, damit lediglich 
erreicht werden, daß sowohl der Verteidigungsaus-
schuß als auch der Haushaltsausschuß vor der Be-
willigung noch einmal sorgfältig die politischen Ar-
gumente prüfen, die bei der Vergabe berücksichtigt 
werden müssen. Ich bitte Sie deshalb, meinem An-
trag auf Umdruck 127 zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hierzu 
hat der Herr Bundesminister für Verteidigung. 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Jetzt muß 
ich bitten, den Antrag eines Abgeordneten der 
Regierungskoalition abzulehnen. 

(Abg. Dr. Vogel: Meine Unterschrift ist 
beim Herrn Präsidenten bereits berichtigt 

worden!) 

Ich darf bemerken, daß die Unterschrift des Herrn 
Dr. Vogel unter diesem Antrag, die durch einen 
Irrtum zustande gekommen ist, gestrichen worden 
ist. Herr Dr. Vogel hat angenommen, daß der Haus-
haltsausschuß diese Änderung beschlossen, aber 
versäumt habe, sie in den Ausschußbericht einzu-
arbeiten. Das war die Annahme, unter der Herr 
Kollege Dr. Vogel seine Unterschrift gegeben hat. 

Der Ansatz selbst, also die Summe für Flugzeug-
beschaffung, ist notwendig. Wir gehen jetzt auf 
dem Gebiet der Flugzeugbeschaffung in die grö-
ßeren Aufträge hinein. Diese Aufträge werden zum 
Teil, für eine bestimmte kleinere Serie, an das Aus-
land vergeben werden; sie werden wahrscheinlich 
zum größeren Teil an die deutsche Luftfahrtindu-
strie vergeben werden, um diese durch Krieg, Nach-
kriegszeit, Demontagen und Besatzungsverbote völ-
lig zerstörte, aber für eine moderne Wirtschaft 
wesentliche und notwendige Industrie wiederauf-
bauen zu können. 

Wenn Mittel mit einem Sperrvermerk versehen 
werden, dann bedeutet der Sperrvermerk, daß es 
fraglich ist, ob diese Mittel benötigt werden, aber 
nicht, daß es fraglich ist, unter welchen politischen 
Gesichtspunkten sie ausgegeben werden. Die 
Gründe, die Kollege Probst angeführt hat, es müß-
ten die politischen Gesichtspunkte geprüft werden, 
bevor ein Zuschlag erfolgen kann, stoßen auf drei 
große Bedenken. Erstens auf eine sehr gefährliche 
Verwechslung von Legislative und Exekutive. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Zweitens muß ich sehr nachdrücklich sagen: wir 
bestellen Flugzeuge nicht nach politischen Gesichts-
punkten und nicht unter dem Gesichtspunkt: Ster-
ling-Raum oder EZU-Raum oder Dollar-Raum, son-
dern ausschließlich unter dem Gesichtspunkt, unse-
ren Soldaten angesichts der Bewaffnung eines mög-
lichen Angreifers das vom militärisch-technischen 
Standpunkt aus beste Instrument in die Hand zu 
geben. Das ist nirgendwo so notwendig wie auf 
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dem Gebiet der Luftverteidigung, sei es der defen-
siven, sei es der offensiven Luftverteidigung. 

Ich darf ein drittes Bedenken sagen, und ich 
meine dieses Bedenken sehr ernst: es ist ausge-
schlossen, daß eine Entscheidung, die in einem Aus-
schuß fällt, so geheimgehalten werden kann, daß 
nicht Interessenten davon erfahren. In dem Augen-
blick, wo eine solche Entscheidung gefallen ist, hat 
die durch die Entscheidung begünstigte Firma, sei 
es im Inland, sei es im Ausland, eine solche Ver-
handlungsposition, daß es sehr schwer ist, wenn 
sie preislich, vertragsrechtlich, lizenzrechtlich un-
erträgliche Bedingungen stellt, dann noch eine Kon-
kurrenzfirma mit plausiblen Gründen überhaupt ins 
Spiel zu bringen. 

Ich habe mit der Praxis der Modellauswahl und 
der Bekanntgabe der Modellauswahl völlig gebro-
chen. Wir behalten es uns vor, gerade da, wo tech-
nisch gleichwertige oder beinahe gleichwertige Ent-
wicklungen vorhanden sind, die wirtschaftlichen, 
die preisrechtlichen, die lizenzrechtlichen Verhand-
lungen mit mehreren Konkurrenten zu führen. Ich 
möchte aber auf der anderen Seite sagen — das 
wissen ja sämtliche Mitglieder des Haushalts- und 
des Verteidigungsausschusses —, daß wir mit jeder 
einzelnen Beschaffung, wenn die Sache vor der 
Unterschrift steht, vor die beiden zuständigen Aus-
schüsse gehen, obwohl kein rechtlicher Zwang dazu 
besteht, um die Gründe für die unmittelbar bevor-
stehende Entscheidung so, wie sie gefällt werden 
soll, wie die Unterschrift erfolgen soll, dem Aus-
schuß bekanntzugeben und, wenn gewichtige 
Gründe dagegen sprechen, selbstverständlich auch 
noch die Möglichkeit zu bieten, daß die Entschei-
dung geändert wird. Ich habe aber im Laufe der 
letzten Jahre auch erlebt, daß alle möglichen nicht-
militärischen und nichtpolitischen und nichttechni-
schen Gesichtspunkte bei solchen Entscheidungen 
eine Rolle gespielt haben. Ich habe erlebt, daß oft 
in  sehr unsachlicher Weise gegen die eine oder die 
andere Entscheidung polemisiert worden ist, daß 
Panzertypen oder Flugzeugtypen empfohlen wor-
den sind, so wie in Bonn von bestimmten Firmen-
gruppen Pressekonferenzen oder interne Bespre-
chungen abgehalten worden sind. 

Wir können für jede Entscheidung, die wir fällen, 
unsere Gründe mit gutem Gewissen angeben. Aber 
ich bitte, diesen Antrag aus den drei genannten 
Gründen abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat 
nochmals der Herr Abgeordnete Probst. 

Probst (Freiburg) (DP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist, Herr Minister, von mir 
nicht beabsichtigt, die Auffassung zu vertreten, daß 
wir „politische Flugzeuge" kaufen sollten. Aber das 
Argument, daß durch die Information, die dem Ver-
teidigungsausschuß gegeben werden soll, die Posi-
tion des Verhandlungspartners besonders stark 
werde und deshalb das Ministerium in den Ver-
handlungen selbst benachteiligt werde, verstehe ich 
nicht ganz. Ich meine, es ist doch üblich — minde-
stens im privaten Bereich —, daß man die Ange

-

bote verschiedener Firmen einholt, wobei die so-
genannten Liefer- und Zahlungsbedingungen bereits 
ein Teil eines solchen Angebots sind, und dann 
zwischen den Angeboten wählt. Für den endgültigen 
Abschluß des Geschäfts sind doch die vorher ge-
machten Angebote verbindlich. Wenn das Vertei-
digungsministerium ähnlich verführe, d. h. mit den 
Lieferanten, die die Angebote machen, verbindliche 
Abmachungen für den Fall der Lieferung träfe und 
dann die Entscheidung fällte — ob mit oder ohne 
Verteidigungsausschuß und Haushaltsausschuß, will 
ich jetzt dahingestellt sein lassen —, könnte doch 
nicht, etwa auf Grund irgendeiner Indiskretion, eine 
doch nun einmal auf ihr Angebot festgelegte Firma 
oder ein auf ein Angebot fixiertes Land hinterher 
noch einmal Sonderbedingungen stellen, sobald es 
zum Abschluß des eigentlichen Liefer- und Zahlungs-
vertrages kommen soll. Ich glaube, das Argument 
ist nicht ganz stichhaltig. 

Auch die übrigen Bedenken — daß der Verteidi-
gungsausschuß oder der Haushaltsausschuß beim 
Kauf allzu sehr auf politische Argumente eingehen 
könnte — teile ich ebenfalls nicht. Es ist zweifellos 
auch der Wille des Hauses, im Rahmen des Mög-
lichen die beste Waffe zu beschaffen. Es muß aber 
doch auch für das Verteidigungsministerium ein 
gutes Gefühl sein, wenn seine Entscheidung in 
einem solchen Falle durch die Zustimmung des 
Hauses gewissermaßen rückversichert ist. 

(Beifall bei der DP.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat 
nochmals Herr Bundesminister Strauß. 

Strauß, Bundesminister für Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe ja 
drei Gründe genannt, Herr Kollege Probst: erstens 
eine Vermischung von Legislative und Exekutive, 
zweitens die Erschwerung der Position des Ministe-
riums bei Verhandlungen und drittens die Auswahl 
nach technisch-militärischen und nicht nach politi-
schen Gesichtspunkten, die Sie genannt haben. Den-
selben Grund, den Sie hier — ich möchte sagen, 
willkürlich — auf dem Gebiet der Flugzeugbeschaf-
fung nennen, könnten Sie genauso gut auf dem 
Gebiet der Schiffsbeschaffung, auf dem Gebiet der 
Panzerbeschaffung und auf fast jedem anderen 
Gebiet ebenfalls anführen. Man müßte dann schon 
das System ändern, dahin, daß die Entscheidung 
selbst durch das Parlament erfolgt, statt durch die 
Regierung im Rahmen der vom Parlament bewillig-
ten Mittel. Aber für eines von beiden müssen wir 
uns entscheiden. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Meine Damen 
und Herren! Damit sind alle Wortmeldungen zum 
Einzelplan 14 erschöpft; die Aussprache ist geschlos-
sen. 

Wir kommen zur Abstimmung der vorliegenden 
Änderungsanträge, die zwar alle begründet sind, 
aber über die noch nicht abgestimmt worden ist. Da 
ist zunächst auf Umdruck 122 der Antrag der Frak-
tion der FDP zu Kap. 14 03. Wer für die Annahme 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode — 36. Sitzung. Bonn, Freitag, den 27. Juni 1958 	2083 

Vizepräsident Dr. Preusker 
dieses Antrages ist, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Dann kommt Antrag Umdruck 100 Ziffer 3 eben-
falls zum Kap. 14 03, der vom Herrn Abgeordneten 
Köhler begründet worden ist und . der, soweit ich 
das vorhin aus den Erklärungen entnommen habe, 
wohl angenommen wird. Wer dafür ist, den bitte 
ich um Idas Handzeichen. — Ich bitte um die Ge-
genprobe. — Einstimmig angenommen. 

Dann kommt Umdruck 100 Ziffer 4 zu Kap. 14 10. 
Wer ,dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe! 
— Das letzte ist die Mehrheit. Abgelehnt. 

Damit in Zusammenhang steht der Antrag auf 
Umdruck 100 Ziffer 5 zur Änderung des Kap. 14 18. 
Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Ebenfalls abgelehnt. 

Wir kommen zum Antrag der Fraktion der SPD 
auf Umdruck 113 und 100 Ziffer 6, die beide in 
einem untrennbaren Zusammenhang stehen. Ich 
rufe beide zusammen auf. Wer dem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das letzte ist die 
Mehrheit; abgelehnt. 

Dann bleibt noch der Antrag der Fraktion der 
DP auf Umdruck 127. Die Unterschrift .des Abgeord-
neten Vogel war irrtümlich. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Abgelehnt. 

Wer nunmehr dem Einzelplan 14 in ,der vom 
Haushaltsausschuß vorgelegten Fassung mit der 
angenommenen Änderung des Umdrucks 100 Ziffer 
3 zuzustimmen wünscht, den  bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Mit 
Mehrheit angenommen. 

Ich rufe dann auf 

Einzelplan 24: Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für wirtschaftlichen Besitz des Bundes 
— (Drucksachen 465, zu 465). 

Der Schriftliche Bericht des Abgeordneten Hilbert 
liegt vor. 

(Abg. Hilbert: Ich beziehe mich auf den 
Schriftlichen Bericht!) 

Der Herr Abgeordnete Hilbert verweist auf den 
Schriftlichen Bericht. Ich frage, ob dazu sonst das 
Wort gewünscht wird. Wer dem Einzelplan 24 in 
zweiter Beratung in der vom Ausschuß vorgelegten 
Fassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe! — 
Das erste war die Mehrheit; in zweiter Beratung ist 
der Einzelplan 24 angenommen. 

Ich rufe nunmehr auf 

Einzelplan 29: Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Familien- und Jugendfragen (Druck-
sache 403). 

Hierzu liegt der Schriftliche Bericht des Abgeord-
neten Dr. Stoltenberg vor. Wünscht der Berichter-
statter noch das Wort? 

(Abg. Dr. Stoltenberg: Nein!) 

Das ist nicht der Fall. Wird zur zweiten Beratung 
das Wort gewünscht? — Herr Abgeordneter Loh-
mar! 

Lohmar (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich darf einige Bemerkungen machen 
zu dem Änderungsantrag der Fraktion der SPD, 
und zwar zunächst zu Ziffer 1 unseres Änderungs-
antrages. Wir werden bei der dritten Lesung Ge-
legenheit nehmen, zu der Arbeit des Bundesmini-
steriums für Familien- und Jugendfragen im gan-
zen Stellung zu nehmen. Ich darf hier nur einiges 
darüber sagen, warum wir aus demonstrativen 
Gründen — wie Sie leicht ersehen werden — den 
Antrag gestellt haben, die Amtsbezüge des Bundes-
familienministers zu streichen. Wir haben das nicht 
getan, um Ihnen Gelegenheit zu der witzigen Fest-
stellung zu geben, die Sozialdemokraten seien 
offenbar der Meinung, ein Bundesminister könne 
ohne Gehalt arbeiten. Wir haben es auch nicht ge-
tan, weil wir etwa dem Bundesjugendminister Ge-
legenheit geben wollten, auf diese Weise ein Bei-
spiel für einen idealistischen Geist einer Jugend-
bewegung zu geben, sondern deshalb, weil Herr 
Wuermeling als einer der Scharfmacher auf der 
Regierungsbank 

(Sehr richtig! bei der SPD. — Oho-Rufe 
in der Mitte) 

unser politisches Vertrauen nicht genießt. Das ein-
zige, was Herrn Wuermeling von seinen Kollegen 
der gleichen Geisteshaltung vielleicht unterscheidet, 
ist die Tatsache, daß er selber an das glaubt, was 
er sagt. 

(Lachen bei der SPD.) 

Aber dadurch wird die Sache nicht besser. 

Ich möchte nach diesen kurzen Bemerkungen 
einiges zu Ziffer 2 unseres Antrages sagen. Wir 
bitten darum, die Mittel für Studentenwohnheime 
auf 6 Millionen DM zu erhöhen. Zu Ihrer Orien-
tierung möchte ich kurz erwähnen, daß im Winter-
semester 1957/58 von insgesamt 169 000 Studieren-
den in Westdeutschland etwa 30 % den Wunsch 
geäußert haben, in einem Studentenwohnheim zu 
leben. Die heute verfügbaren Plätze in den vor-
handenen Studentenwohnheimen reichen aus, die 
Wünsche von 8 % aller Studenten zu befriedigen. 

Die Gründe für diesen Engpaß sind unterschied-
licher Art. Einmal ist die Zahl der Studierenden in 
den letzten Jahren gestiegen, zum andern ist ins-
besondere die Zahl der ausländischen Studenten 
gewachsen, die schon aus sprachlichen Gründen 
ungern in private Haushaltungen und Wohnungen 
ausweichen, sondern die Gelegenheit suchen, in 
Studentenwohnheimen die deutsche Sprache schnel-
ler zu erlernen. Drittens beobachtet man ein Ab-
sinken des Zimmerangebotes in den meisten un-
serer Universitätsstädte. 

Diese Entwicklung hat dazu geführt, daß die Stu-
dierenden heute in vielen Universitätsstädten Zim- 
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merpreise bezahlen müssen, die sie einfach nicht 
aufbringen können; außerdem wird durch diese 
Entwicklung die Studienförderung durch das Hon-
nefer Modell zum Teil wiederaufgehoben. Aus 
diesen Erwägungen sollten wir uns dazu entschlie-
ßen, den Betrag für Studentenwohnheime auf 6 Mil-
lionen DM zu erhöhen. 

Ich will aber noch einen anderen Grund anführen, 
der in Erwägung gezogen werden sollte. Vor kur-
zem hat hier in Bonn ein Prozeß zwischen der Deut-
schen Studentenzeitung, dem Organ des Verbandes 
Deutscher Studentenschaften, und dem sogenannten 
Verein für Studentenwohnheime stattgefunden. Bei 
diesem Verein für Studentenwohnheime handelt es 
sich um eine private Trägervereinigung, deren Ziel 
in der Förderung des Baues von Studentenwohn-
heimen besonderer Art liegt, — besonderer Art in-
sofern, als es das Ziel dieses Vereins ist, Studen-
tenwohnheime für Angehörige der Korporationen, 
insbesondere der schlagenden Verbindungen, zu 
bauen. Nach den Feststellungen, die im Verlauf 
dieses Prozesses getroffen worden sind, zeichnen 
sich diese Studentenwohnhäuser dadurch aus, daß 
in ihnen mehr Raum für Paukböden, Klubzimmer 
und Bierkeller vorhanden ist als für die Unterbrin-
gung von Studierenden. 

Wir meinen, daß für die Mehrheit der Studenten, 
die sich dieser besonderen Vorzüge der Förderung 
einer quasi-Altherrenvereinigung nicht erfreuen 
kann, vom Staat her einiges geschehen müßte, vor 
allem auch deshalb, weil die Erfahrungen, die wir 
in den letzten Jahren gemeinsam bei den Studen-
tenwohnheimen sammeln konnten, erkennen las-
sen, daß das Zusammenleben in diesen Studenten-
wohnheimen in vieler Hinsicht von Vorteil ist. Es 
ist von Vorteil für die Förderung des persönlichen 
oder wissenschaftlichen Gesprächs, es ist gut — bei 
der wachsenden Zahl von ausländischen Kommili-
tonen in Deutschland — wegen des dadurch mög-
lichen engeren Kontaktes mit den Studierenden aus 
anderen Ländern, und schließlich ermöglicht das Zu-
sammenleben in solchen Heimen auch ein Gespräch 
über politische, über staatsbürgerliche Fragen im 
weiteren Sinne. Dabei wäre, wie ich am Rande 
bemerken darf, zu wünschen, daß in anderen Städ-
ten das Beispiel der Stadt München nachgeahmt 
würde, wo man vor Jahren ein Wohnheim eingerich-
tet hat, in dem junge Arbeiter und Studenten zu-
sammen leben. Die Erfahrungen, die dabei gesam-
melt wurden, darf man als ausgezeichnet bezeich-
nen. Es wäre schön, wenn das Bundesministerium 
für Familien- und Jugendfragen in Zusammenarbeit 
mit dem Herrn Bundesminister des Innern gerade 
solche Bestrebungen in den kommenden Jahren 
vordringlich fördern würde. 

Dies in Kürze zur Begründung der Ziffern 1 und 2 
unseres Änderungsantrages. Ich würde mich freuen, 
wenn die Fraktionsbarriere Sie nicht daran hin-
derte, unserem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Da haben Sie etwas gesagt, was 

Sie selbst nicht glauben!) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Sie haben die 
Begründung gehört. Ich eröffne die Aussprache. Das 
Wort hal Herr Abgeordneter Dr. Stoltenberg. 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Lohmar 
hat uns angekündigt, daß seine kurzen Bemerkun-
gen zu dem ersten Antrag nur ein Vorgeschmack 
dessen seien, was wir in der dritten Lesung zu er-
warten hätten. Ich persönlich muß sagen und glaube 
auch für meine Freunde zu sprechen: uns hat die-
ser Vorgeschmack als ein Beispiel bedauerlicher 
Unsachlichkeit vollkommen genügt. 

Wir haben schon in der Stellungnahme des Oppo-
sitionsführers zur Regierungserklärung im vergan-
genen Herbst gehört, daß diese Umgruppierung im 
Rahmen der Bundesregierung den besonderen Un-
willen der Opposition erregt hat. Wir haben eine 
Reihe von Verdächtigungen gegen den neuen Mini-
ster gehört, die, glaube ich, zumindest durch die 
bisherige Entwicklung widerlegt sind. Es ist dem 
Minister im Gegensatz zu Ihren Erwartungen und 
wahrscheinlich auch zu ihren Hoffnungen gelungen, 
sich im Bereich der Jugendverbände und Wohl-
fahrtsverbände Vertrauen und Achtung zu erwer-
ben. Was wir dort im Hause an Vorarbeiten sehen, 
die Beratungen, die wir sachlich — sachlicher, als 
diese Ausführungen hier waren — in den zustän-
digen Ausschüssen geführt haben, zeigen, daß sich 
diese Umorganisation bisher jedenfalls zum Wohle 
der betroffenen Gruppen der Jugend ausgewirkt 
hat. 

Man kann in der Tat diesen Antrag nur als de-
monstrativen Akt — ich zitiere Herrn Kollegen 
Lohmar — bezeichnen; man kann aber auch etwas 
anderes sagen: der Antrag ist nicht ernst zu neh-
men. Denn was bedeutet ein Antrag, das Minister-
gehalt zu streichen, das gesamte Ministerium aber 
von der Staatssekretärsstelle an stehen zu lassen? 
Das ist rein organisatorisch Unfug, um es einmal 
sehr deutlich zu sagen. 

Ich darf nun zum zweiten Antrag etwas sagen, 
der sachlich ernst zu nehmen ist. Aber Herr Kollege 
Lohmar, ich muß Ihre Kritik zurückgeben und Ihnen 
vorwerfen, daß Sie hier einen Antrag einbringen, 
ohne sich über den genauen Stand der Beratungen 
orientiert zu haben. Der Gesamtbetrag für die 
Studentenwohnheime ist nach den Vorberatungen 
im Aktionsausschuß und in den zuständigen Aus-
schüssen nicht 2,5 Millionen DM, sondern 3 Mil-
lionen DM. Ihr Ausgangspunkt ist also falsch, weil 
durch eine Zusage des Ministers aus dem im Bun-
desjugendplan verfügbaren Betrag eine halbe Mil-
lion hinzugesetzt worden ist und damit bereits ein 
Betrag von 3 Millionen DM gesichert ist. Dies hätte 
in Ihrem Antrag, zumindest aber in der Begründung 
sichtbar werden müssen. 

Auf diesem sehr wichtigen und förderungswerten 
Sektor sind in den einzelnen Rechnungsjahren er-
freuliche Fortschritte zu verzeichnen gewesen: im 
Bundeshaushalt 1955 standen 1,2 Millionen DM, im 
Haushalt 1956 1,6 Millionen DM, im Haushalt 1957 
2,5 Millionen DM, und im Haushalt 1958 — so wie 
er jetzt vorliegt — werden 3 Millionen DM vom 
Bund für Studentenwohnheime gegeben. 
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Ich stimme Ihrer Beurteilung völlig zu, daß die 

Erfahrungen, die mit den Studentenwohnheimen ge-
macht sind, sowohl im Hinblick auf eine gute 
soziale Unterbringung der Studenten wie im Hin-
blick auf die Auswirkung für das Gemeinschafts-
leben an den Universitäten und Hochschulen außer-
ordentlich positiv sind. Für mich ist dies eine der 
erfreulichsten Erfahrungen des studentischen Ge-
meinschaftslebens der Nachkriegszeit überhaupt. 

Ich bin auch — das darf ich gleichzeitig für meine 
Freunde sagen — durchaus bereit, zu prüfen, ob 
wir im Rahmen des Volumens des Bundesjugend

-

plans im neuen Haushaltsjahr diesen Ansatz nicht 
noch weiter vergrößern können. Auch möchte ich 
die Anregung an den Herrn Minister richten, ob 
nicht aus gewissen Resten des Bundesjugendplans 
bei dem intern möglichen Ausgleich noch eine Ver-
stärkung möglich ist. Aber, Herr Kollege Lohmar, 
Sie wissen genau wie ich, daß im vergangenen 
Jahr der Bundesjugendplan von etwa 35 Millionen 
auf einen Betrag von über 50 Millionen DM erhöht 
worden ist. 

Ich glaube, wir können zu einem Zeitpunkt, nach-
dem im vergangenen Jahr die Verwendung dieser 
Mittel überhaupt noch nicht voll möglich war, zu 
einem Zeitpunkt, wo im Bundesjugendplan noch 
Reste vorhanden sind, hier nicht einen Antrag ein-
bringen, in diesem Jahr bereits wieder eine Stei-
gerung vorzunehmen. Die auf Grund der Erhöhung 
im letzten Jahr angelaufenen Maßnahmen sind 
noch keineswegs voll zur Auswirkung gekommen. 
Wir leisten der Sache, um die es uns hier geht, 

) keinen guten Dienst, wenn wir ständig zu einem 
Zeitpunkt, wo die Erhöhung des letzten Jahres noch 
nicht einmal voll wirksam werden konnte, das Ge-
samtvolumen des  Bundesjugendplans ausweiten 
wollen. Ich möchte deshalb die Anregung an das 
Ministerium geben, gemeinsam mit dem Aktions-
ausschuß zu prüfen, ob nicht im Rahmen eventuel-
ler Reste und nicht ausgewerteter Einzelbeträge 
für die Studentenwohnheime zusätzlich Mittel ver-
wandt werden können. Aber wir sind nicht in der 
Lage in diesem Jahre einer Erhöhung der Mittel 
des Bundesjugendplans zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich bin sehr erfreut, 
daß sich an diesem Punkt die Erregbarkeit des 
Hauses nicht neu entzündet hat. Ich muß sagen, ich 
habe die Unterlagen der letzten Haushaltsberatun-
gen zu Rate gezogen und habe festgestellt, daß sich 
in den vergangenen Jahren immer ein Antrag auf 
Streichung des gesamten Titels wiederholt hat. Ein 
solcher Antrag ist unterblieben. Es ist lediglich noch 
der Antrag der SPD auf Umdruck 103 eingebracht 
worden. 
Ich darf zu dem ersten Punkt dieses Antrags der 

SPD kurz bemerken, daß wir Freien Demokraten 
bei der Betrachtung dieses Antrags daran erinnert 
werden, daß der Herr Minister Wuermeling selber  

gern mit einer gewissen Betonung und mit einem 
leichten Schmunzeln feststellt, die Jugend habe nun 
ja ein halbes Ministerium. Wir Freien Demokraten 
beobachten sehr aufmerksam die Arbeit gerade 
dieser Hälfte des Ministeriums, und wir sind zu 
der Überzeugung gekommen, daß es sich zweifel-
los um die bessere Hälfte handelt. Sie werden ver-
stehen können, meine Damen und Herren, daß sich 
die Mehrheit unserer Fraktion aus diesem Grunde 
nicht imstande sieht, dem Antrag der SPD auf 
Streichung des Amtsgehalts des Her rn  Bundes-
ministers zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
Sie wird sich vielmehr im Hinblick auf die zuvor 
herausgestellte bessere Hälfte 

(Abg. Blachstein: Dann können wir die 
Hälfte streichen!) 

der Stimme enthalten, insbesondere auch im Hin-
blick darauf, daß ja dem Herrn Minister neue Auf-
gaben zugeteilt worden sind 

(Abg. Storm: Also nur halbe Einsicht!) 

und wir abwarten müssen, wie der Herr Minister 
diese neuen Aufgaben nicht nur anpackt, sondern 
auch meistert. Denn, Herr Minister, Sie werden das 
verstehen, uns interessieren nicht nur Ihre Reden, 
sondern auch Ihre Taten. Sie können dessen gewiß 
sein, daß wir in Zukunft Ihre Arbeit immer einer 
objektiven Kritik unterziehen werden. 

Zu Ziffer 2 des SPD -Antrags darf ich bemerken, 
daß wir es begrüßen, daß dieser Antrag eingebracht 
worden ist. Aber wir haben Bedenken, ob es über-
haupt möglich ist, nachdem der Haushalt so spät 
zur Verabschiedung kommt, diese Mittel noch zu 
verbauen. Deshalb sollte dieser Antrag, wenn el 
in der dritten Lesung wieder eingebracht wird, mit 
einem Übertragbarkeitsvermerk versehen werden. 
Um  diese Möglichkeit zu sichern, werden wir dem 
Antrag in der zweiten Lesung zustimmen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Weitere Wort-
meldungen liegen jetzt nicht mehr vor. 

Ich darf wohl im Einvernehmen mit den Antrag-
stellern davon ausgehen, daß in Umdruck 103 der 
Betrag von 2,5 Millionen DM in 3 Millionen DM 
geändert werden soll. Wer also dem Antrag Um-
druck 103 Ziffer 1 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Bei Enthaltungen und 
gegen zahlreiche Stimmen abgelehnt. 

Dann rufe ich den Antrag Umdruck 103 Ziffer 2 
auf. Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Das letzte ist die Mehrheit; auch dieser 
Antrag ist abgelehnt. 

Dann rufe ich auf die Drucksache zu Drucksache 
403, die unveränderte Fassung des Haushaltsaus-
schusses. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen, — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Bei einigen Enthaltun-
gen und zahlreichen Gegenstimmen ist der Einzel-
plan 29 in zweiter Lesung angenommen. 
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Wir kommen zum 

Einzelplan 35: Verteidigungslasten im Zu

-

sammenhang mit dem Aufenthalt auslän

-

discher Streitkräfte (Drucksachen 365, zu 365). 

Der Schriftliche Bericht des Abgeordneten 
Windelen liegt vor. 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mein Kollege Windelen hat 
mich gebeten, eine Berichtigung zu dem Bericht hier 
vorzutragen. Ich möchte sie Ihnen vorlesen. 

Zum Einzelplan 35, der die Verteidigungslasten 
im Zusammenhang mit dem Aufenthalt ausländischer 
Streitkräfte enthält, habe ich einen Schriftlichen 
Bericht abgegeben, der Ihnen vorliegt. Ich habe 
lediglich auf eine Ergänzung dieses Berichts hinzu-
weisen. Im zweiten Satz meines Berichts heißt es, 
daß neue Titel im Einzelplan 35 nicht ausgebracht 
worden seien. Inzwischen muß ich berichtigen, daß 
im Kap. 35 11 A der Tit. 326 neu ausgebracht wurde. 
Der neue Titel deckt die Verwendung von Einnah-
men gemäß Artikel 5 und 6 des Finanzvertrages, 
die nach Art. 11 Abs. 2 des Finanzvertrages den 
amerikanischen Streitkräften zufließen. Er hat eine 
Höhe von 1 107 000 DM. Der Titel 950 des gleichen 
Kapitels wurde in entsprechender Höhe gekürzt, so 
daß sich eine Veränderung des Gesamtvolumens 
des Einzelplans 35 nicht ergibt. Im übrigen darf ich 
namens des Haushaltsausschusses Zustimmung zum 
Einzelplan 35 empfehlen. 

(Abg. Dr. Gülich: Wann kommen die übri

-

gen Sachen hinein, die noch fehlen?) 

— Ich bin nicht Berichterstatter, Herr Kollege Gülich, 
sondern ich trage nur eine Berichtigung vor. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Darf ich um die 
Berichtigung bitten? — Danke sehr. Sie haben die 
Berichtigung gehört. In Kap. 11 A des Einzelplans 35 
wird ein neuer Titel mit 1 107 000 DM ausgebracht. 
Der Tit. 950 wird entsprechend gekürzt. Wird das 
Wort sonst zu diesem Einzelplan gewünscht? — 
Herr Abgeordneter Dr. Gülich! 

Dr. Gülich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist wie in jedem Jahre zu bekla-
gen, daß wir den Einzelplan 35 verabschieden, ohne 
die Summen, die durch internationale Abmachun-
gen bereits festgelegt und bekannt sind, in dem 
Einzelplan aufzuführen. Dafür haben wir bisher in 
jedem Jahr nach dem Schluß des Haushaltsjahres 
einen Nachtragshaushalt machen müssen. Das ist 
doch kein gutes Verfahren, und man sollte es end-
lich ändern. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. Ich darf also diejeni-
gen Damen und Herren, die mit der soeben nach-
getragenen Berichtigung zur Drucksache 365 dem 
Einzelplan 35 in der zweiten Lesung zuzustimmen 
wünschen, um das Handzeichen bitten. — Ich darf 
um die Gegenprobe bitten. - Enthaltungen? — 

Bei zahlreichen Gegenstimmen und Enthaltungen 
ist der Einzelplan 35 in zweiter Lesung angenom-
men. 

Ich rufe auf 

Einzelplan 40: Soziale Kriegsfolgeleistungen 
(Drucksachen 404, zu 404). 

Der Schriftliche Bericht des Herrn Abgeordneten 
Gewandt liegt Ihnen in der Drucksache zu 404 vor. 
Wird hierzu das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Dann bitte ich diejenigen Damen und Her-
ren, die in der Fassung des Haushaltsausschusses 
dem Einzelplan 40 in zweiter Lesung zuzustimmen 
wünschen, um das Handzeichen. — Ich danke. Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe auf 

Einzelplan 60: Allgemeine Finanzverwaltung 
(Drucksache 467). 

Dazu liegen Änderungsanträge vor. Ein Schriftlicher 
Bericht liegt nicht vor. Ich frage die Berichterstatter, 
ob sie noch einen mündlichen Bericht erstatten wol-
len? Es sind Herr Dr. Aigner und Frau Krappe. — 
Bitte, Herr Abgeordneter Aigner. 

Dr. Aigner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, angesichts der vor-
geschrittenen Zeit werden Sie sicher keine Beden-
ken dagegen erheben, wenn ich den Schriftlichen 
Bericht, den ich auf Grund der zeitlichen Bedrängnis, 
in der die Beratungen standen — der Einzelplan 
mußte notgedrungen am Abschluß der Beratungen 
stehen —, nicht mehr rechtzeitig zum Druck geben 
konnte, zu Protokoll gebe. Wir können uns heute 
auf den Mündlichen Bericht mit den Beschlüssen des 
Haushaltsausschusses, der bereits vorliegt, be-
schränken. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Dann rufe ich 
die einzelnen Anträge auf, zunächst den Änderungs-
antrag der Fraktion der SPD Umdruck 119 Ziffer 1 
zu Kap. 60 01. Wer wünscht dazu das Wort? — Herr 
Abgeordneter Ritzel bitte. 

Ritzel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Antrag Umdruck 119 hat nur dann 
einen Sinn, wenn auch dem Änderungsantrag Um-
druck 106 zum Haushaltsgesetz zugestimmt wird. 
Beide Anträge bilden ein unlösbares Ganzes. 

Mit Umdruck 106 wird eine Änderung des Ge-
setzes über Bergmannsprämien beantragt. Danach 
soll der Bund die Bergmannsprämie gemäß dem dort 
vorgeschlagenen § 6 a tragen. 

(Abg. Dr. Conring: Der neue Föderalismus 
der SPD!) 

— Ganz recht, eine späte Erkenntnis gegenüber 
Ihrem Vormarsch. Sie sehen also, Herr Kollege Con-
ring, wir sind belehrbar. 

(Abg. Dr. Hellwig: Sie machen es auch 
gründlicher!) 

— Wir machen es gründlicher, wie alles. 
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In dem Antrag Umdruck 106 steckt eine weitere 

Sache, die sich erst in dem Antrag Umdruck 119 
finanzpolitisch auswirkt, nämlich die Änderung der 
Aufbringung der Entschädigungslasten im Lande 
Berlin. Da wird vorgeschlagen, daß der Bund künf-
tig 90 v. H. tragen soll und 10 v. H. das Land Berlin 
wie bisher. Die Länder sind an den Belastungen aus 
der Wiedergutmachung im Lande Berlin gesetzlich 
mit 30 % beteiligt. 

Das würde folgende Auswirkungen haben — und 
damit komme ich zu dem Antrag Umdruck 119 —: 
Wenn nach der Ziffer 2 ein neuer Tit. 300 — Auf-
wendungen auf Grund des Bergarbeiterprämien

-

gesetzes — mit einem Ansatz von 200 Millionen 
DM geschaffen würde, dann würden dem Bund dar-
aus 70 Millionen DM Einnahmen aus Kap. 60 01, 
Steuern und Abgaben, Tit. St 9 zuwachsen. Es bliebe 
ihm aber eine Mehrbelastung von 130 Millionen 
DM. Bei dem nächsten Titel — unter Ziffer 3 —, 
Kap. 60 04 — Sonderleistungen des Bundes — Tit. 
311, würden die Mehrleistungen des Bundes einen 
Neuansatz bedingen, eine Erhöhung von 1300 Mil-
lionen DM um 180 Millionen auf 1480 Millionen DM. 

Die Entscheidung fällt also zunächst hier mit der 
Annahme oder Ablehnung des Antrags Umdruck 
119. Würde dieser Antrag keine Mehrheit finden, 
wäre der Antrag Umdruck 106 zum Haushaltsgesetz 
praktisch gegenstandslos geworden. Ich darf das 
Hohe Haus im Namen meiner Fraktion bitten, dem 
Antrag Umdruck 119 zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Meine Damen 
und Herren, Sie haben die Begründung zu dem 
gesamten Antrag Umdruck 119 Ziffern 1, 2 und 3 
und in Zusammenhang damit zu dem Antrag Um-
druck 106 gehört. Das Wort dazu hat der Herr Bun-
desminister der Finanzen. 

Etzel, Bundesminister der Finanzen: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Dieser Antrag 
Umdruck 119 würde den Bund — und das möchte 
ich an den Eingang meiner Einwendungen setzen 
— rund 310 Millionen DM kosten, die den Ländern 
nach diesem Antrag der SPD zusätzlich zukommen 
sollen. Sie wissen, daß die Länder — Sie haben 
das wahrscheinlich aus der Presse entnommen — 
ursprünglich einmal in einer Denkschrift vom Bund 
3 Milliarden DM verlangt haben; das ist dann redu-
ziert worden auf 650 Millionen DM. Von diesen 
650 Millionen DM bekommen die Länder auf dem 
Weg über die Änderung des Notopfers Berlin 
340 Millionen DM. Die Differenz zwischen diesen 
650 Millionen DM und den 340 Millionen DM, also 
310 Millionen DM, soll nun nach dem Antrag der 
SPD zusätzlich den Ländern bewilligt werden. Herr 
Kollege Ritzel, ich begreife nicht recht, wofür. Ich 
glaube nicht, daß angesichts der Haushaltslage und 
angesichts der Tatsache, daß Ihre Fraktion inzwi-
schen neue Wünsche in einem Umfang von 2,4 Mil-
liarden DM anmeldet, die Haushaltslage des Bun-
des so ist, daß wir den Ländern diesen Betrag von 
310 Millionen DM geben können. 

Im einzelnen gliedert sich dieses Verlangen nach 
310 Millionen DM — da kann ich Ihnen, Herr Kol

-

lege Ritzel, zustimmen — in die Punkte Berg-
mannsprämie und Wiedergutmachung Berlin. 

Bei der Bergmannsprämie, die insgesamt 200 Mil-
lionen DM ausmacht, sind bisher insgesamt 70 Mil-
lionen DM vom Bund getragen worden, die rest-
lichen 130 Millionen DM von den Ländern. Nach 
dem Antrag der SPD sollen auch diese 130 Millio-
nen DM vom Bund getragen werden. Das sind die 
ersten 130 Millionen DM. 

Der zweite Betrag — Wiedergutmachung Berlin 
—, der sich auf rund 600 Millionen DM beläuft, 
ist bisher in einer Höhe von 30 %, also 180 Mil-
lionen DM, von den Ländern getragen worden. 
10 % trägt Berlin unbestritten weiter. Der Rest ist 
vom Bund genommen worden. Die erwähnten 30 %, 
die die Länder getragen haben, sollen jetzt auch 
vom Bund übernommen werden. Das wären 130 
plus 180, mithin 310 Millionen DM. 

Meine Damen und Herren, ich habe eine Anzahl 
Gespräche mit den Vertretern der Länder geführt, 
und ich glaube nicht, daß die Länder selber die 
Vorstellung haben, noch 650 Millionen DM bekom-
men zu müssen. Ich bitte Sie also sehr, diesen An-
trag Umdruck 119 abzulehnen. 

(Zuruf von der SPD: Sie nehmen sie gern!) 

— Ja, das ist immer so. Wenn ich hier sehe, was 
mit bestem Herzen verlangt wird — das sind alles 
sehr schön begründete Dinge. Aber ich denke hier 
wieder an mein Wort, das offenbar doch ganz gut 
zuzutreffen scheint, daß im Himmel gefüttert und 
auf Erden gemolken wird. Jeder will melken, und 
um das Füttern kümmern sich die wenigsten. 

(Zuruf von der SPD: Das Bild ist nicht sehr 
schön, Herr Minister!) 

— Melken ist eine sehr legitime Sache. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Ritzel. 

Ritzel (SPD) : Nur zwei Bemerkungen zu den 
Ausführungen des Herrn Bundesfinanzministers. Die 
erste betrifft die Errechnung der Anträge, die die 
SPD eingebracht hat mit einem Umfang von 2,4 Mil-
liarden DM. Es wäre nett, Herr Minister, wenn Sie 
die Freundlichkeit hätten, durch Ihr Haus auch ein-
mal errechnen zu lassen, was die SPD an Ersparnis-
maßnahmen zum gleichen Haushaltsplan vorge-
schlagen hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist schon 
berücksichtigt; es ist der Saldo!) 

— Wir werden Ihnen noch Gelegenheit geben, 
Ihre Rechnung nachzuprüfen; darauf dürfen Sie sich 
verlassen. 

Eine andere Bemerkung zu der Feststellung be-
züglich der Länder! Sie erinnern sich doch, Herr 
Bundesfinanzminister, daß die Forderung, die ich 
vorhin im Namen meiner Fraktion begründete, 
einer ursprünglichen Forderung des Bundesrats ent-
spricht, und ich glaube, hinter und zwischen den 
Kulissen gehört zu haben, daß Sie sich in der Zwi-
schenzeit mit den Ländern verständigt haben, so 
daß also bei Ablehnung unserer Antrags und damit 
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auch des ursprünglichen Verlangens der Länder, 
des Bundesrats, der Gefahr der Anrufung des Ver-
mittlungsausschusses durch Ihre Taktik wohl mit 
Erfolg begegnet sein dürfte. Das wollte ich nur zur 
Klarstellung sagen. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Hermsdorf. 

Hermsdorf (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nur eine Bemerkung gegenüber dem 
Herrn Minister. Ich bedauere, daß Sie, ich möchte 
fast sagen, ebenso wie der Herr Minister Schäffer 
mit dem Rechenstift arbeiten und erklären: Die SPD 
hat Anträge mit einer Mehrbelastung von 2,4 oder 
1,4 Milliarden DM gestellt, und jetzt will sie noch 
weitere 300 Millionen DM. Mit so einfachen Argu-
menten sollte man nicht diskutieren. Sie wissen 
ganz genau, Herr Minister, daß unsere Anträge, 
von unserer Sicht aus gesehen, eine Verschiebung 
der politischen Akzente darstellen. Wir wollen dort 
mehr geben, wo Sie weniger ausgeben wollen. Man 
kann nicht einfach sagen: Schaut her, da haben wir 
einen Haushalt von 39 Milliarden, und nun ver-
langt die SPD noch zusätzlich 2,4 Milliarden. So ist 
es nicht. Es handelt sich hier um eine völlige Ver-
schiebung der Akzente und nicht um eine einfache 
Mehrausgabe. 

(Zurufe von der Mitte: Das ist ja der 
Saldo!) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Nachdem zu dem 
Änderungsantrag Umdruck 119 keine weiteren 
Wortmeldungen mehr vorliegen, rufe ich nunmehr 
den Änderungsantrag Umdruck 87 auf. Zur Begrün-
dung Herr Abgeordneter Krammig! 

Krammig (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die noch anwe-
senden Damen und Herren des Hohen Hauses ha-
ben den Antrag bestimmt gelesen und wissen, um 
was es geht. Ich darf daher um Annahme bitten. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Wird zu dem 
Antrag Umdruck 87 weiter das Wort gewünscht? — 
Der  Herr Bundesminister der Finanzen! 

Etzel, Bundesminister der Finanzen: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich möchte zu dem 
Änderungsantrag Umdruck 87 eine Erklärung ab-
geben. 

Die Erläuterung zu Tit. 571 sieht vor, daß Land-
kreise, in denen die Geburtenzahl oder die Arbeits-
losenzahl unverhältnismäßig hoch sind, in das 
Förderungsprogramm einzubeziehen sind. 

Mit dem Antrag Umdruck 87 wird eine Ein-
schränkung bezweckt, indem beide Voraussetzun-
gen, nämlich sowohl hohe Geburtenzahl als auch 
überdurchschnittliche Erwerbslosigkeit, die bisher 
als Einzeltatbestände genügten, nebeneinander oder 
vielleicht auch miteinander gegeben sein müssen, 
wenn die Einbeziehung in das Förderungsprogramm 
möglich sein soll. 

Die Fixierung der Geburtenzahl auf 22 oder mehr 
auf 1000 Einwohner bedeutet gegenüber dem bishe-
rigen Tatbestand eine weitere Einschränkung. Das 
kann meines Erachtens von den Antragstellern nicht 
gewollt sein. 

Wenn ich das Anliegen richtig verstehe, so 
kommt es Ihnen darauf an, den überdurchschnitt-
lichen Geburtenreichtum als eines der Hauptmerk-
male bei Festlegung der Förderungsgebiete zu be-
rücksichtigen. Diesem Anliegen trägt die Fassung 
,der Erläuterung meines Erachtens bereits Rech-
nung. 

Sollten die  Richtlinien hierzu nicht ausreichen, so 
bin ich gern bereit, sie daraufhin überprüfen zu 
lassen, damit dem Anliegen ,der Antragsteller 
künftig mehr als bisher entsprochen wird. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Herr Abgeord-
neter Krammig! 

Krammig (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich kann es 
ebenso kurz machen wie vorhin. Nach der Erklä-
rung, die der Herr Bundesminister der Finanzen 
abgegeben hat, sehen sich die Antragsteller als be-
friedigt an und ziehen den Antrag zurück. 

(Beifall in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Der Antrag Um-
druck 87 ist zurückgezogen. 

Ich rufe auf den Antrag Umdruck 105. Zur Be-
gründung hat das Wort Herr Abgeordneter Conrad. 

Conrad (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Meine Fraktion legt Ihnen den Antrag 
vor, das Darlehen an das Saarland, das im Rahmen 
des Eingliederungsgesetzes als Finanzhilfe gegeben 
wird, um 10 Millionen DM zu erhöhen. 

Es handelt sich bei diesen 10 Millionen DM um 
einen Teilbetrag, der zur Fortsetzung der begon-
nenen Elektrifizierung des Saarlandes verwendet 
werden soll. Wenn Sie auf dem Wege von Horn-
burg nach Saarbrücken sind, werden Sie feststellen, 
das auf den Bahnstrecken neben den mit Kohle 
betriebenen Dampflokomotiven die Masten für die 
kommende Elektrifizierung noch sehr arm in die 
Luft ragen. Sie haben noch keine Drähte. Es fehlen 
noch alle Voraussetzungen für den Betrieb einer 
Elektrolokomotive. 

Der Antrag bezweckt also, die begonnene Elek-
trifizierung des Saarlandes auch im nächsten Jahr 
fortzusetzen, und wird durch einen Antrag meiner 
Fraktion in einem Entschließungsantrag ergänzt 
werden, für das Jahr 1958 Planungsmittel in Höhe 
von 200 000 DM durch die Bundesregierung bereit-
zustellen, damit das Planungsprojekt der Elektri-
fizierung Ludwigshafen—Homburg (Saar) durchge-
führt werden kann. Sie wissen, daß diese Elektri

-

fizierung auf der anderen Seite, von Frankreich her 
praktisch bis an den Grenzbahnhof beendet ist und 
bis nach Saarbrücken hinein durchgeführt werden 
soll. Wenn wir uns im nächsten und im übernäch

-

sten Jahr den Problemen der Eingliederung de: 
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Saarlandes zuwenden, haben wir allen Grund, dar-
an zu denken, daß der Grenzlage der Saar auch 
durch die Maßnahme der Elektrifizierung der Bahn 
von Ludwigshafen nach Saarbrücken sowie weiterer 
wichtiger Strecken im Saarland selbst Rechnung ge-
tragen werden muß. 

Diese Anträge werden sicherlich von den Kolle-
ginnen und Kollegen aus Rheinland-Pfalz ebenfalls 
unterstützt werden. Es ist nur ein kleiner Betrag, 
der gemäß unserem Antrag als Darlehen gegeben 
werden soll. Sicherlich muß die gesamte Frage der 
Elektrifizierung einmal generell von der Bundes-
regierung, der Bundesbahn, der saarländischen Re-
gierung und der Regierung von Rheinland-Pfalz 
besprochen werden. 

Ich bitte, dem Antrag zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hierzu 
hat der Herr Bundesminister der Finanzen. 

Etzel, Bundesminister der Finanzen: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich muß das Hohe 
Haus bitten, dem Antrag die Zustimmung nicht zu 
geben. Ich will damit, Herr Kollege Conrad, nichts 
über das Problem der Elektrifizierung der Saarbahn 
gesagt haben. Wenn ich richtig informiert bin, ist 
das ein altes Projekt. Aber es scheint mir nicht 
ganz folgerichtig zu sein, wenn man verlangt, daß 
eine Aufgabe der Bundesbahn, die ja dem Bund ge-
hört, dadurch finanziert wird, daß der Bund einem 
Land ein Darlehen gibt, damit dieses Land das Dar-
lehen weiter an die bundeseigene Bundesbahn ver

-

pumpt. Wenn also die Finanzierung der Saarbahn 
ein Problem ist, dann müßte das direkt angespro-
chen werden. Man kann aber nicht auf dem von 
Ihnen vorgeschlagenen Weg vorgehen. 

Ich bitte daher, diesem Antrag nicht zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich darf Ihre Aufmerksamkeit auf den 
Tit. 551 unter Kap. A 60 02 lenken, unter dem nach 
dem Beschluß des 13. Ausschusses '47 987 800 DM 
für ein Darlehen an den Gesamtverband der land-
wirtschaftlichen Alterskassen in Kassel neu ein-
gestellt worden sind. Dieser Betrag soll dem ge-
nannten Verband als Überbrückung für die Anlauf-
zeit der Altersversorgung darlehnsweise zur Ver-
fügung gestellt werden. In Wirklichkeit wird dieser 
Betrag jedoch bereits mindestens zur Durchführung 
der gesetzlich vorgeschriebenen Altersversorgung 
zusätzlich zu den Beiträgen benötigt, wenn der 
Monatsbeitrag von 10 DM nicht wesentlich erhöht 
wird. 

Dieser Ansatz — vor allem in der Form als Dar-
lehen — muß als irreal und als irreführend bezeich-
net werden. Der Gesamtverband wird nicht in der 
Lage sein, diesen Betrag zurückzuzahlen. 

(Abg. Dr. Conring: Cura posterior!) 

Eine Neuordnung der bäuerlichen Altersversor-
gung ist im Interesse der zu Versorgenden und der 

Zahlenden unerläßlich. Das muß anerkannt werden. 
Wenn man dies zugibt, muß man auch zu dem Er-
gebnis kommen, daß der hier für 1958 vorgesehene 
Ansatz irreführend ist. Darauf rechtzeitig hinzuwei-
sen, halten wir für notwendig, 

Vizepräsident Dr. Preusker: Herr Abgeord-
neter, Sie haben also keinen Antrag gestellt, son-
dern nur eine Bemerkung zu Kap. A 60 02 Tit. 551 
gemacht. Wird dazu noch das Wort gewünscht? — 
Herr  Abgeordneter Horn! 

Horn (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Diesem Gesetz über die Altersversiche-
rung in der Landwirtschaft widmen auch wir unsere 
Aufmerksamkeit und wachen durchaus darüber, wie 
sich die Dinge entwickeln. Eine Reihe meiner poli-
tischen Freunde in unserer Fraktion haben gerade 
vor einigen Tagen eine Kleine Anfrage an die 
Bundesregierung gerichtet, um sich über die Ent-
wicklung, die seit Inkrafttreten des Gesetzes zu 
verzeichnen ist, und die daraus etwa zu ziehenden 
Folgerungen Klarheit zu verschaffen. Wir werden, 
sobald die Antwort der Regierung vorliegt, diese 
Angelegenheit genau prüfen. Zunächst sollte es 
nach unserer Auffassung bei dem vorgesehenen 
Darlehen verbleiben, bis diese Dinge sich durch 
weitere Prüfungen wirklich geklärt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Meine Damen 
und Herren! Damit ist wohl nun die Beratung zum 
Einzelplan 60 in zweiter Lesung endgültig abge-
schlossen. 

Wir kommen zum Umdruck 119, dessen Ziffern 
ich wegen der verschiedenartigen Gegenstände ein-
zeln aufrufe. Ziffer 1. — Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Das letzte ist die Mehrheit; ist 
abgelehnt. 

Ich rufe auf Ziffer 2 betreffend Kap. 60 02. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
letzte ist die Mehrheit; ist auch abgelehnt. 

Ziffer 3 betreffend Kap. 60 04 Tit. 311 und die 
Erläuterungen. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Ist ebenfalls abgelehnt. 

Damit ist auf Umdruck 119 alles abgelehnt. So-
weit ich den Herrn Abgeordneten Ritzel verstanden 
habe, entfällt damit auch Umdruck 106. 

(Abg. Ritzel: Wir müssen über Umdruck 106 
beim Haushaltsgesetz ausdrücklich 

abstimmen!) 

— Jawohl, ich darf dann in diesem Zusammenhang 
darauf zurückkommen. 
Der Antrag auf Umdruck 87 ist von den Antrag-

stellern zurückgezogen. Es ist noch abzustimmen 
über den Antrag auf Umdruck 105. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das letzte ist die 
Mehrheit; ist ebenfalls abgelehnt. 
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Damit liegt also Einzelplan 60 in der Fassung des 

Haushaltsausschusses Drucksachen 467 und zu 467 
zur Abstimmung in zweiter Lesung vor. Wer zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Bei 
zahlreichen Gegenstimmen angenommen. 

Ich komme zu Ziffer 27: 

Haushaltsgesetz 1958 (Drucksache 468) 

Dazu liegen ebenfalls eine Reihe von Änderungs-
anträgen vor, die jeweils zu den einzelnen Para-
graphen aufgerufen werden. Ich rufe also auf die 
zweite Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1958 — Drucksache 300 — in der 
Fassung des Ausschusses — Drucksache 468 —. Wer 
den §§ 1, 2, 3, 4, 5, 6 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Mit Mehrheit 
angenommen. 

Dann liegt der vorhin schon von Herrn Abgeord-
neten Ritzel mitbegründete Antrag auf Umdruck 
106 vor, einen § 6 a und einen § 6 b einzufügen. 
Dieser Antrag steht im Zusammenhang mit dem 
Antrag zu Einzelplan 60 auf Umdruck 119. Wer 
diesem Antrag zuzustimmen wünscht — wir wollen 
ihn nicht noch einmal formell aufrufen —, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Der 
Antrag ist abgelehnt. 

Jetzt rufe ich auf die §§ 7 und 7 a. Wer diesen 
Paragraphen zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Bei zahlreichen Gegen-
stimmen angenommen. 

Dann rufe ich § 8 auf. Dazu liegt ein Änderungs-
antrag aller Fraktionen auf Umdruck 125 vor, die-
sen Paragraphen zu streichen. Ich glaube, der An-
trag braucht nicht weiter begründet zu werden. Wer 
dem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — § 8 ist einstimmig ge-
strichen. 

Ich rufe dann auf §§ 8 a, — 8 b, — 9, — 10. 
— Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Bei zahlreichen Gegenstimmen angenommen. 

Dann liegt auf Umdruck 124 ein Änderungsantrag 
des Abgeordneten Kramel und Genossen vor, einen 
§ 10 a einzufügen. Dazu hat zur Begründung der 
Herr Abgeordnete Kramel um das Wort gebeten. 

Kramel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich darf Ihnen den Umdruck 
124 mit wenigen Sätzen begründen. 

Der zweite Deutsche Bundestag hat in der Zwei-
ten Novelle zum Gesetz nach Art. 131 einen § 18 a 
beschlossen, wonach Bundeszuschüsse an Dienst-
herren gewährt werden, die Beamte, die bisher 
nicht entsprechend ihrer früheren Stellung verwen-
det worden sind, wieder gleichwertig beschäftigen 
wollen, so daß diese Beamten dann aus dem Kreis 
der Unterbringungsteilnehmer ausscheiden würden. 
Das war ein Schritt, der zur endgültigen Lösung des 
131er-Problems führen sollte. 

Der § 18 a sieht nun vor, daß diese Zuschüsse des I 
Bundes nur auf Antrag gewährt werden, und der 
Ablauf der Frist zur Antragstellung war auf den 
31. März 1958 festgesetzt. Diese Frist hat sich als 
zu kurz erwiesen, und zwar deshalb, weil am 
31. März 1958 die Länder, vor allem aber die aller-
meisten Gemeinden ihre Haushalte noch nicht be-
schlossen hatten, so daß sie nicht wußten, für welche 
Stellen sie diese Zuschüsse erbitten sollten. Wir be-
antragen daher, durch den § 10 a, den wir einzu-
fügen bitten, die Frist bis zum 31. Dezember 1958 
zu erstrecken, damit nicht eine eigene Novelle zum 
Gesetz nach Art. 131 beschlossen werden muß. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Wird hierzu 
noch das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Dann bitte ich diejenigen, die dem Antrag auf 
Umdruck 124 zuzustimmen wünschen, um ein Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Der 
Antrag ist offenbar einstimmig angenommen. Da-
mit ist in zweiter Lesung ein § 10 a eingefügt. 

Wer den §§ 11, 12, 13, 14, 15, 16, 16 a, 16b, 17, 
18, 19 und 20 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Angenommen. 

Ehe ich die Einleitung und die Überschrift aufrufe, 
hat noch der Herr Bundesminister der Finanzen um 
das Wort gebeten. Danach hat dann Herr Kollege 
Dr. Vogel das Wort. 

Etzel, Bundesminister der Finanzen: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Das finan-
zielle Ergebnis der zweiten Beratung muß noch kurz 
berücksichtigt werden. Durch die während der 
zweiten Beratung zu den verschiedenen Einzel-
plänen angenommenen Änderungsanträge sind fol-
gende Mehrausgaben beschlossen worden: im or-
dentlichen Haushalt 5 893 100 DM, also rund 5,9 Mil-
lionen DM, und im außerordentlichen Haushalt 
50 Millionen DM. Das Hohe Haus wird bei der drit-
ten Beratung über die Deckung dieser Mehrausga-
ben zu beschließen haben; sie sind bei Tit. 06 02 
unter Ziffer 699 hinsichtlich der 5,9 Millionen DM 
zu vermerken. Im außerordentlichen Haushalt brau-
chen wir eine zusätzliche Kreditermächtigung für 
die 50 Millionen DM. 

Darf ich, Herr Präsident, die Gelegenheit benut-
zen, dem Hohen Hause, insbesondere aber dem 
Haushaltsausschuß, von Herzen für die außerge-
wöhnliche Arbeit zu danken, die es geleistet hat, 
um den Haushalt noch vor den Ferien zu verab

-

schieden. Ich glaube, es war eine einmalige Arbeit, 
für die die Verwaltung Ihnen Dank schuldet. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Meine Damen 
und Herren, Sie haben die Erklärung des Herrn 
Bundesministers der Finanzen gehört. Das bedeu-
tet, daß bis zur dritten Lesung der § 1 des Gesetzes 
im ordentlichen Haushalt um 5 893 100 DM und im 
außerordentlichen Haushalt um 50 Millionen DM 
nebst einer Deckungsvorlage noch geändert werden 
muß. 

Das Wort hat nun Herr Abgeordneter Dr. Vogel. 
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Dr. Vogel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Das Haushalts-
gesetz hier vorzutragen, war immer das Amt des 
Vorsitzenden des Haushaltsausschusses, des Kol-
legen Erwin Schoettle. Er ist, wie Sie alle wissen, 
durch eine sehr schwere Herzerkrankung an der 
Ausübung dieses Amtes verhindert worden und  be-
findet sich zur Zeit zur Erholung in Bühlerhöhe. Ich 
glaube, es ist eine Ehrenpflicht dieses Hauses, aus 
Anlaß dieses doch sehr folgenschweren Ereignisses 
der Verabschiedung des Jahreshaushalts an dieser 
Stelle des Vorsitzenden des Haushaltsausschusses 
zu gedenken, und ich möchte den Herrn Präsidenten 
bitten, ihm vielleicht mitzuteilen, daß die zweite 
Lesung hier stattgefunden hat und daß das ganze 
Haus, und der Haushaltsausschuß im besonderen, 
ihm die besten Wünsche für seine baldige völlige 
Wiederherstellung übermitteln läßt. 

(Allgemeiner lebhafter Beifall.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Meine Damen 
und Herren, ich rufe nun auf Einleitung und Über-
schrift. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um ,die Gegenprobe. 
— Angenommen. 

Damit ist die zweite Beratung beendet und das 
Haushaltsgesetz 1958 — Drucksache 300 — mit den 
beschlossenen Änderungen und mit der Maßgabe, 
daß eine Vorlage zu § 1 zur dritten Lesung einge-
bracht werden wird, in zweiter Beratung angenom-
men. 

Ich rufe auf Punkt VII der Tagesordnung: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung (1. Ausschuß) — Immuni-
tätsangelegenheiten — 

betr. Genehmigung zum Strafverfahren ge-
gen den Abgeordneten Fuchs gemäß Schrei-
ben des Bundesministers der Justiz vom 21. 
April 1958 (Drucksache 451). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Höcker. 
Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Ich darf diejenigen, die dem Bericht und dem An-
trage des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung zuzustimmen wünschen, um 
das Handzeichen bitten. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Gegen einige Stimmen angenommen. 

Zur Geschäftsordnung hat gemäß § 34 der Ge-
schäftsordnung der Herr Abgeordnete Memmel 
um das Wort gebeten. 

Memmel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Fünfundvierzig Damen und 
Herren dieses Hohen Hauses haben vor sieben Mo-
naten einen Antrag auf Änderung des Grundgeset-
zes eingebracht, der die Drucksachennummer 131 
trägt. Dieser Antrag ist bis jetzt noch nicht im Ple-
num behandelt worden; ,der Ältestenrat hat die 
Sache noch nicht auf die Tagesordnung gesetzt. Es 
bleibt nach den Informationen kein anderer Weg, 
als das Plenum anzurufen. 

Ich bin der Meinung, daß wir diese Materie be-
handeln müßten. Es handelt sich um die Änderung 
des Grundgesetzes in Art. 102, d. h. um die Wieder-
einführung der Todesstrafe. 

Inzwischen ist auch noch etwas anderes hinzu-
gekommen, das eine Behandlung dieses Punktes 
wohl erst recht erfordert. Eine ganze Fraktion, die 
der DP, hat mit den Drucksachen 389, 390 und 391 
einen ähnlichen Antrag eingebracht. 

Die Verhältnisse haben sich in ,den letzten Mo-
naten seit der Einbringung unseres Antrages vor 
sieben Monaten so verschlechtert, daß die Öffent-
lichkeit ein Recht darauf hat, daß sich das Parla-
ment mit dieser Frage beschäftigt. 

Ich bitte daher darum, daß dieser Punkt auf eine 
der nächsten Tagesordnungen ,des Plenums gesetzt 
wird. 

(Beifall rechts.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Meine Damen 
und Herren, Sie haben den Antrag des Herrn Ab-
geordneten Memmel zur Geschäftsordnung gehört. 

(Abg. Rasner: Zur Geschäftsordnung!) 

— Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Herr 
Abgeordnete Rasner. 

Rasner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men Herren! Der Herr Kollege Memmel hat nicht 
den Antrag gestellt, daß das auf die Tagesordnung 
der nächsten Woche gesetzt werden solle, sondern 
auf eine der nächsten Tagesordnungen. Ich glaube, 
das müssen wir festhalten, Herr Kollege Memmel. 
Die Beratung dieses Themas in der nächsten Woche 
ist völlig ausgeschlossen; sie kann erst nach den 
Parlamentsferien stattfinden. 

Ich empfehle dem Hause, den Antrag des Kolle-
gen Memmel zur Kenntnis zu nehmen und im Älte-
stenrat darüber in der nächsten Sitzung zu beraten. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Es ist soeben 
beantragt worden, diesen Antrag zur Kenntnis zu 
nehmen und ihn dem Ältestenrat zur Festsetzung 
des Termins für eine der nächsten Beratungen zu 
überweisen. Darf ich das Haus bitten, mir zu be-
stätigen, daß es damit einverstanden ist. — Ich 
danke; es ist so beschlossen. 

Ich muß noch eines nachtragen. Herr Kollege Vo-
gel, selbstverständlich habe ich aus dem Beifall vor-
hin geschlossen, daß das Haus damit einverstanden 
war, daß Herrn Abgeordneten Schoettle dieser Brief 
im Namen des Bundestages geschrieben wird. Ich 
darf also den Beifall vorhin als Bestätigung dafür 
nehmen. Dann ist das auch formell in Ordnung. 

Ich darf damit die heutige Sitzung des Bundes-
tages schließen und die nächste Sitzung auf Dienstag, 
den 1. Juli 1958, 9 Uhr, einberufen. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß: 15.12 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Graf Adelmann 	 30. 6. 
Frau Albertz 	 5. 7. 
Dr.-Ing. e. h. Arnold 	 27. 6. 
Dr. Atzenroth 	 27. 6. 
Dr. Baade 	 28. 6. 
Baur (Augsburg) 	 28. 6. 
Frau Berger-Heise 	 30. 6. 
Bergmann * 	 28. 6. 
Frau Beyer (Frankfurt) 	28. 6. 
Birkelbach* 	 28. 6. 
Dr. Birrenbach * 	 28. 6. 
Dr. Burgbacher * 	28. 6. 
Burgemeister 	 3. 7. 
Dr. Deist * 	 28. 6. 
Deringer * 	28. 6. 
Dr. Dittrich 	 28. 6. 
Frau Döhring (Stuttgart) 	31. 7. 
Dopatka 	 28. 6. 
Döring (Düsseldorf) 	 28. 6. 
Engelbrecht-Greve* 	 28. 6. 
Euler 	 28. 6. 
Franke 	 12. 7. 
Dr. Friedensburg * 	 28. 6. 
Dr. Fritz (Ludwigshafen) 	30. 6. 
Dr. Furler * 	 28. 6. 
Gaßmann 	 5. 7. 
Geiger (München) * 	28. 6. 
Dr. Greve 	 28. 6. 
Hahn * 	28. 6. 
Häussler 	 30. 6. 
Hellenbrock 	 27. 6. 
Dr. Hoven 	 28. 6. 
Illerhaus * 	28. 6. 
Jacobi 	 28. 6. 
Kalbitzer * 	 28. 6. 
Keuning 	 27. 6. 
Dr. Kopf * 	 28. 6. 
Dr. Kreyssig * 	 28. 6. 
Kriedemann 	 27. 6. 
Kühlthau 	 28. 6. 
Kurlbaum 	 28. 6. 
Leber * 	28. 6. 
Lenz (Brühl) * 	 28. 6. 
Dr. Leverkuehn * 	 28. 6. 
Dr. Lindenberg * 	 28. 6. 
Lücker (München) * 	28. 6. 
Frau Dr. Dr. h. c. Lüders 	5. 7. 
Dr. Maier (Stuttgart) 	 27. 6. 
Margulies * 	28. 6. 
Mensing 	 28. 6. 
Dr. Menzel 	 1. 7. 
Metzger * 	 28. 6. 
Müller-Hermann * 	28. 6. 
Neumann 	 28. 6. 
Frau Niggemeyer 	 12. 7. 
Dr. Oesterle * 	28. 6. 

für die Teilnahme an der Tagung des Europäischen 
Parlaments. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Pelster 	 28. 6. 
Dr. Pferdmenges 	 27. 6. 
Pohle 	 28. 6. 
Dr. Preiß 	 5. 7. 
Frau Dr. Probst * 	 28. 6. 
Rademacher 	 28. 6. 
Dr. Ratzel * 	28. 6. 
Richarts * 	 28. 6. 
Frau Rösch 	 30. 6. 
Dr. Rüdel (Kiel) 	 30. 6. 
Ruf 	 5. 7. 
Scharnberg 	 28. 6. 
Scheel* 	 28. 6. 
Dr. Schmidt (Gellersen) * 	28. 6. 
Schmidt (Hamburg) * 	28. 6. 
Schneider (Hamburg) 	 30. 6. 
Schoettle 	 19. 7. 
Schreiner 	 1. 7. 
Dr. Starke * 	 28. 6. 
Stauch 	 27. 6. 
Storch * 	 28. 6. 
Sträter 	 30. 6. 
Frau Strobel* 	 28. 6. 
Struve 	 5. 7. 
Wagner 	 28. 6. 
Walpert 	 27. 6. 
Frau Dr. h. c. Weber (Essen) 	28. 6. 
Weimer 	 27. 6. 
Dr. Will 	 5. 7. 
Wittmer-Eigenbrodt 	 28. 6. 

Anlage 2 	 Umdruck 84 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1958 hier: Einzelplan 05 Geschäftsbereich 
des Auswärtigen Amts (Drucksachen 300 Anlage, 
412) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 05 02 Tit. 302 - Pflege kultureller, huma-
nitärer und wissenschaftlicher Beziehungen zum 
Ausland - (Drucksache 412 S. 7) wird der Ansatz 
von 23 050 000 DM um 150 000 DM auf 23 200 000 
DM erhöht. 

Bonn, den 24. Juni 1958 

Fürst von Bismarck 	Majonica 
Freiherr zu Guttenberg Dr. Baron Manteuffel-
Höfler 	 Szoege 
Kiesinger 	 Dr. Krone und Fraktion 
Kuntscher 

Anlage 3 	 Umdruck 85 

Änderungsantrag der Abgeordneten Kiesinger, 
Dr. Dehler, Dr. Ripken und Genossen zur zweiten 
Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1958 
hier: Einzelplan 05 Geschäftsbereich des Auswär-
tigen Amts (Drucksachen 300 Anlage, 412). 
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Der Bundestag wolle beschließen, 

in Kap. A 05 01 Tit. 962 — Förderung von ent-
wicklungsfähigen Ländern - (Drucksache 300 An-
lage S. 67) den Ansatz von 50 000 000 DM vorzu-
sehen. 

Bonn, den 24. Juni 1958 

Kiesinger 	 Dr. Baron Manteuffel- 
Fürst von Bismarck 	Szoege 
Frau Dr. Brökelschen 	Dr. Martin 
Even (Köln) 	Frau Dr. Rehling 
Dr. Gradl 	 Schütz (München) 
Freiherr zu 	 Dr. Seffrin 
Guttenberg 

Heye 	 Dr. Dehler 
Höfler 
Kraft 	 Dr. Ripken 
Majonica 

Anlage 4 	 Umdruck 86 

Änderungsantrag der Abgeordneten Kiesinger, 
Dr. Dehler, Dr. Ripken und Genossen zur zweiten 
Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1958, 
hier: Einzelplan 05 Geschäftsbereich des Auswär-
tigen Amts (Drucksachen 300 Anlage, 412). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 05 01 Tit. 970 — Außenpolitische Ausar-
beitungen (Osteuropa) — (Drucksache 300 Anlage 
S. 23) wird der Ansatz von 100 000 DM auf 200 000 
DM erhöht. 

In der Erläuterung erhält Absatz 2 folgenden 
neuen Wortlaut: 

„Daneben wird eine laufende Dokumentation 
und Chronik über alle Vorgänge in Osteuropa 
und in den Vertreibungsgebieten geführt." 

Bonn, den 24. Juni 1958 

Kiesinger 	 Dr. Martin 
Fürst von Bismarck 	Frau Dr. Rehling 
Frau Dr. Brökelschen 	Schütz (München) 
Even (Köln) 	Dr. Seffrin 
Dr. Gradl 
Freiherr zu Guttenberg 
Heye 	 Dr. Becker (Hersfeld) 

Höfler 	 Dr. Dehler 

Majonica 
Dr. Baron Manteuffel- Dr. Ripken 
Szoege 

Anlage 5 	 Umdruck 87 

Änderungsantrag der Abgeordneten Krammig, 
Varelmann, Schmücker, Hackethal, Dr. Stecker und 
Genossen zur zweiten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1958, hier: Einzelplan 60 Allge-
meine Finanzverwaltung (Drucksachen 300 An-
lage, 467). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 60 02 Allgemeine Bewilligungen 

In den Erläuterungen zu Tit. 571 (Drucksache 300 
Anlage S. 20) ist dem Absatz 2 folgendes anzu-
fügen: 

„Diejenigen Kreise, die im Durchschnitt der Jahre 
1955 bis 1957 eine Zahl von 22 oder mehr Gebur-
ten auf tausend Einwohner und eine überdurch-
schnittliche Arbeitlosigkeit aufwiesen, sind in das 
Industrialisierungsprogramm einzubeziehen, soweit 
sie nicht schon nach den bisherigen Richtlinien er-
faßt werden." 

Bonn, den 24. Juni 1958 
Krammig 	 Koch 
Varelmann 	 Kuntscher 
Schmücker 	 Lenze (Attendorn) 
Hackethal 	 Leonhard 
Dr. Stecker 	 Mick 
Balkenhol 	 Mühlenberg 
Bauknecht 	 Nieberg 
Berberich 	 Pelster 
Frau Dr. Bleyler 	Pernoll 
Enk 	 Pietscher 
Dr. Gossel 	 Scheppmann 
Harnischfeger 	Schüttler 
Hesemann 	 Dr. Seffrin 
Dr. Höck (Salzgitter) 	Teriete 
Höfler 	 Winkelheide 
Dr. Huys 	 Dr. Wolff (Denzlingen) 
Jahn (Stuttgart) 	Dr. Wuermeling 
Katzer 

Anlage 6 	 Umdruck 88 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
DP zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haus-
haltsgesetzes 1958, hier: Einzelplan 25 Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Wohnungsbau (Druck-
sachen 300 Anlage, 378). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 25 03 — Förderung des Wohnungsbaues —
ist folgender Titel neu einzurichten: 

„Tit. 536 (neu) Darlehen an die Länder für den 
Wohnungsbau zugunsten der Bewohner von 
Wohnlagern und Wohnbaracken 	— DM 

Der Bundesminister der Finanzen ist ermächtigt, 
für das Rechnungsjahr 1959 Verpflichtungen bis 
zur Höhe von 14 000 000 DM einzugehen." 

Unter Erläuterungen ist einzusetzen: 

„Zu Tit. 536 

Zur Räumung von Wohnlagern und Wohnba-
racken werden von den Ländern pauschalierte 
Kriegsfolgenhilfemittel des Bundes sowie eigene 
Mittel und allgemeine Bundesmittel verwendet. 
Um vornehmlich die Auflösung der sogenann-
ten Altwohnlager bzw. die wohnliche Unter-
bringung der Bewohner dieser Lager zu be-
schleunigen, werden zusätzlich 14 000 000 DM 
zur Durchführung von Lagerauflösungsprogam-
men der Länder eingesetzt." 

Bonn, den 24. Juni 1958 

Dr. Krone und Fraktion 
Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 
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Anlage 7 	 Umdruck 89 (neu) 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD, FDP, DP zur zweiten Beratung des Entwurfs 
des Haushaltsgesetzes 1958, hier: Einzelplan 05 Ge-
schäftsbereich des Auswärtigen Amts (Drucksachen 
300 Anlage, 412). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 05 02 Tit. 674 — Beitrag der Bundesrepu-
blik a) zum Flüchtlingsfonds der Vereinten Nationen 
(UNREF) — (Drucksache 412 S. 7) wird der Ansatz 
von 840 000 DM urn 1 000 000 DM auf insgesamt 
1 840 000 DM erhöht. 

Bonn, den 25. Juni 1958 

Dr. Krone und Fraktion 

Ollenhauer und Fraktion 

Dr. Mende und Fraktion 
Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 

Anlage 8 	 Umdruck 91 (neu) 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1958, hier: Einzelplan 11 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Arbeit (Drucksachen 300 
Anlage, 401). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 11 01 Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung 

1. In Tit. 602 — Förderung der sozialwissenschaft-
lichen Forschung durch Erteilung von Forschungs-
aufträgen — (Drucksache 300 Anlage S. 17) wird 

a) der Ansatz von 200 000 DM um 100 000 DM 
auf 300 000 DM erhöht; 

b) in den Erläuterungen der Ansatz für die Zif-
fer c — Forschungsaufträge auf den Ge-
bieten der Sozial- und Arbeitsmedizin — von 
80 000 DM um 100 000 DM auf 180 000 DM 
erhöht. 

Zu Kap. 11 10 Kriegsopferversorgung und gleich-
artige Leistungen 

2. In Tit. 300 — Versorgungsbezüge — (Druck-
sache 300 Anlage S. 66) wird 

a) der Ansatz von 3 309 800 000 DM um 
20 000 000 DM auf 3 329 800 000 DM erhöht; 

b) in den Erläuterungen der Ansatz für Ka-
pitalabfindungen von 100 000 000 DM  urn 

 20 000 000 DM auf 120 000 000 DM erhöht. 

3. In Tit. 302 — Einmalige Unterstützungen —
(Drucksache 300 Anlage S. 63) wird 

a) der Ansatz von 11 000 000 DM um 1 500 000 DM 
auf 12 500 000 DM erhöht; 

b) in den Erläuterungen der zweite Satz ge-
strichen. 

Zu Kap. 11 13 Sozialversicherung 

4. In Tit. 622 — Leistungen des Bundes auf An-
sprüche der Rentenversicherungsträger für die 
Zeit vor dem Inkrafttreten der Rentenversiche-
rungs-Neuregelungsgesetze — (Drucksache 300 
Anlage S. 90) wird 

a) der Ansatz von 1 000 000 DM um 159 000 000 
DM auf 160 000 000 DM (1. Teilbetrag) er-
höht; 

b) in den Erläuterungen der letzte Satz am Ende 
wie folgt gefaßt: 

. . geregelt worden sind, ist mit einem ge-
schätzten Betrag von 1 600 000 000 DM zu 
rechnen. 

Die Erstattung an die Rentenversicherungs-
träger soll in 10 Teilbeträgen erfolgen; es ist 
ein 1. Teilbetrag von 160 000 000 DM vor-
gesehen." 

Bonn, den 26. Juni 1958 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 9 	 Umdruck 100 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1958, hier: Einzelplan 14 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Verteidigung (Drucksachen 
300 Anlage, 464). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 14 02 — Allgemeine Bewilligungen —

In den Erläuterungen zu Tit. 222 (Drucksache 300 
Anlage S. 22) wird Nr. 1 wie folgt ergänzt: 

„Der Bundeskanzler beruft auf Vorschlag der 
Fraktionen des Bundestages einen aus 9 Abge-
ordneten bestehenden Beirat. Der Beirat über-
wacht die überparteiliche Verwendung der bereit-
gestellten Geldmittel." 

3. In Tit. 399 — Zur Verfügung des Bundesministers 
für Verteidigung für außergewöhnliche Ausgaben, 
die im Zusammenhang mit dem Besuch von Ein-
richtungen der Bundeswehr und der Bundeswehr-
verwaltung entstehen — (Drucksache 300 Anlage 
S. 28) wird der Ansatz von 308 900 DM um 
108 900 DM auf 200 000 DM gekürzt. 

Zu Kap. 14 03 — Kommandobehörden, Truppen 
usw. —

3. In Tit. 102 — Dienstbezüge, Zulagen und Zuwen-
dungen für Soldaten — (Drucksache 300 Anlage 
S. 34) wird bei den Planstellen unter Besoldungs-
gruppe A 9-1692 (2181) Leutnante, Leutnante 
zur See — folgender Haushaltsvermerk eingefügt: 
„Während einer Übergangszeit von zwei Jahren 
können diese Stellen auch mit Stabsfeldwebeln, 
Stabsbootsmännern (Bes.-Gr. A 9) besetzt wer-
den." 

Zu Kap. 14 10 — Verpflegung — 
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4. Die Erläuterungen zu Tit. 300 — Truppenverpfle-
gung und Verpflegungszuschüsse — (Drucksache 
300 Anlage S. 96) wird unter Buchstabe a wie 
folgt geändert: 

a) Nr. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„2. Verpflegungskosten für Wehrpflichtige, 
und zwar für 35 000 Soldaten an 365 Tagen 
zu 3 DM..." 

Der Ansatz ist entsprechend zu berichtigen. 

b) Hinter Nr. 2 ist folgende Nr. 2 a einzufügen: 

„2 a. Verpflegungszuschuß für Berufssoldaten 
und Soldaten auf Zeit, und zwar für 170 000 
Soldaten an 365 Tagen zu 0,50 DM..." 

Der Ansatz ist entsprechend zu berichtigen. 

Zu Kap. 14 18 — Indienst- und Instandhaltung 
von Schiffen 

5. In Tit. 975 — Schiffsneubauten, 4. Teilbetrag des 
1. Schiffbauplanes und 2. Teilbetrag des 2. Schiff-
bauplanes — (Drucksache 464 S. 13) ist der An-
satz von 410 000 000 DM um 37 712 500 DM auf 
372 287 500 DM zu kürzen. 

Zu Kap. 1419 — Indienst- und Instandhaltung 
von Flugzeugen —

6. In Tit. 965 — Beschaffung von Flugzeugen und 
Flugkörpern, 4. Teilbetrag — (Drucksache 464 
S. 13) ist der Ansatz von 938 730 000 DM um 
85 680 000 DM auf 853 050 000 DM zu kürzen. 

Bonn, den 24. Juni 1958 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 10 	 Umdruck 101 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1958, hier: Einzelplan 27 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für gesamtdeutsche Fragen 
(Drucksachen 300 Anlage, 442) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 27 01 Bundesministerium für gesamt-
deutsche Fragen 

1. In Tit. 300 — Zuschüsse an Forschungsinstitute 
für kultur- und volkspolitische Zwecke und ähn-
liche Einrichtungen sowie für allgemeine kul-
turelle Zwecke — (Drucksache 300 Anlage S. 9) 
wird der Ansatz von 47 456 000 DM um 
12 320 000 DM gekürzt auf 35 136 000 DM. 

2. In Tit. 302 — Kulturelle Maßnahmen in gefähr-
deten Grenzgebieten und im Zonenrandgebiet 
— (Drucksache 300 Anlage S. 10) wird 

a) bei Buchstabe a) — Zuschüsse zur Förderung 
von Schulbauten — der Ansatz von 9 320 000 
DM um 9 320 000 DM auf 18 640 000 DM er-
höht und 

b) im Buchstaben b) — Förderung von kultu-
rellen Maßnahmen gesamtdeutschen Charak-
ters im Zonenrandgebiet — der Ansatz von 

3 000 000 DM um 3 000 000 DM auf 6 000 000 
DM erhöht. 

Bonn, den 24. Juni 1958 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 11 	 Umdruck 102 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1958, hier: Einzelplan 28 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Angelegenheiten des Bun-
desrates und der Länder (Drucksachen 300 Anlage, 
413) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Einzelplan 28 wird gestrichen. 

Bonn, den 24. Juni 1958 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 12 	 Umdruck 103 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsge-
setzes 1958, hier: Einzelplan 29 Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Familien- und Jugendfragen 
(Drucksachen 300 Anlage, 403) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 29 01 Bundesministerium für Familien 
und Jugendfragen 

1. In Tit. 101 — Amtsbezüge des Ministers und 
Dienstbezüge, Zulagen und Zuwendungen der 
planmäßigen Beamten (einschließlich der in 
Planstellen angestellten Beamten auf Probe) — 
(Drucksache 300 Anlage S. 4) wird das Amtsge-
halt des Bundesministers gestrichen. 

2. In Tit. 301 — Für zentrale Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Jugendwohlfahrt — (Drucksache 300 
Anlage S. 9) wird unter „a) im Rahmen des 
Bundesjugendplanes" der Ansatz von 50 300 000 
DM um 3 500 000 DM auf 53 800 000 DM erhöht. 
Entsprechend wird in der Erläuterung unter 

„A IV. 1. Bau und Einrichtung von Studenten-
wohnheimen (einschließlich für pädagogische 
Hochschulen)" der Ansatz von 2 500 000 DM um 
3 500 000 DM auf 6 000 000 DM erhöht. 

Bonn, den 24. Juni 1958 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 13 	 Umdruck 104 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 

zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsge-
setzes 1958, hier: Einzelplan 31 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Atomenergie und Wasser-
wirtschaft (Drucksachen 300 Anlage, 443). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 31 02 Allgemeine Bewilligungen 
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1. In Tit. 631 — Zuschüsse für die berufliche Fort-
bildung auf dem Gebiete des Strahlenschutzes — 
(Drucksache 300 Anlage S. 16) wird der Ansatz 
von 200 000 DM um 800 000 DM auf 1 000 000 DM 
erhöht. 

Die Erläuterungen werden wie folgt ergänzt: 

a) Im ersten Satz werden hinter dem Wort 
„Ärzte," die Worte „insbesondere Jungärzte," 
eingefügt. 

b) der letzte Satz erhält folgende Fassung: 

„Veranschlagt sind: 

Personalkosten (Gastdozenten 
usw.) 	 300 000 DM 

Zuschüsse für Kursteilnehmer 
(Jungärzte usw.) 	 300 000 DM 

Sachausgaben (Strahlungsmeß-
geräte und andere Einrichtun-
gen der Ausbildungsinstitute) 400 000 DM 

Zusammen 1 000 000 DM 

2. Es wird ein neuer Tit. 632 — Zuschüsse an Uni-
versitätskliniken und andere Krankenhäuser zur 
Anschaffung von Strahlenmeßgeräten — einge-
fügt mit einem Ansatz von 400 000 DM. Die 
Erläuterungen zu Tit. 632 erhalten folgende Fas-
sung: 

„Die ständig steigende Anwendung radioak-
tiver Isotope und anderer Quellen ionisieren-
der Strahlen erfordert eine registrierende 
Überwachung der Strahlenbelastung der Bevöl-
kerung und der Beschäftigten. Hierzu ist eine 
rasche Ausrüstung aller Krankenhäuser mit 
Strahlungsmeßgeräten erforderlich." 

Bonn, den 24. Juni 1958 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 14 	 Umdruck 105 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1958, hier: Einzelplan 60 Allgemeine 
Finanzverwaltung (Drucksachen 300 Anlage, 467). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. A 60 02 — Allgemeine Bewilligungen — 
(Drucksache 467 S. 5) wird zu Tit. 574 — Finanz-
hilfe an das Saarland, Darlehen — 

a) der Ansatz von 65 000 000 DM um 10 000 000 DM 
auf 75 000 000 DM angehoben und 

b) die Erläuterung wie folgt ergänzt: 

„Weiterer Ausbau der Elektrifizierungsanlagen 
im Bereich der Eisenbahnen des Saarlandes 
10 000 000 DM." 

Bonn, den 27. Juni 1958 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 15 	 Umdruck 106 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1958, hier: Haushaltsgesetz 1958 (Druck-
sachen 300 Anlage, 468) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Hinter § 6 (Drucksache 468 S. 5) sind die fol-
genden §§ 6 a und 6 b einzufügen: 

§ 6a 

§ 3 Abs. 1 und 3 des Gesetzes über Bergmanns-
prämien vom 20. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 927) wird im Rechnungsjahr 1958 in folgender 
Fassung angewendet: 

„(1) Der Arbeitgeber hat bei der Lohnabrechnung 
die von dem Arbeitnehmer unter Tage verfahrenen 
vollen Schichten festzustellen und die darauf ent-
fallenden Bergmannsprämien an den Arbeitnehmer 
auszuzahlen. Die Bergmannsprämien werden dem 
Arbeitgeber von dem Finanzamt, an das er die 
Lohnsteuer abzuführen hat, zu Lasten des Bundes 
erstattet." 

(3) Der Arbeitgeber haftet für zu Unrecht ge-
zahlte Bergmannsprämien. Für die Inanspruchnahme 
seiner Haftung sind die Vorschriften des § 38 des 
Einkommensteuergesetzes und die Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung über die Haftung entspre-
chend anzuwenden." 

§ 6b 

§ 172 Abs. 1 Satz 2 des Bundesentschädigungs-
gesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 29. Juni 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 562) wird im Rechnungs-
jahr 1958 in folgender Fassung angewendet: 

„Die vom Land Berlin zu leistenden Entschädi-
gungsausgaben werden zu 90 vom Hundert vom 
Bund und zu 10 vom Hundert vom Land Berlin 
getragen." 

Bonn, den 24. Juni 1958 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 16 	 Umdruck 110 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgeset-
zes 1958, hier: Einzelplan 05 Geschäftsbereich des 
Auswärtigen Amts (Drucksachen 300 Anlage, 412) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu K a p. 05 02 — Allgemeine Bewilligungen  — 

In  Tit. 302 — Pflege kultureller, humanitärer und 
wissenschaftlicher Beziehungen zum Ausland — 
(Drucksache 412 S. 7) wird der Ansatz von 23 050 000 
DM um 2 000 000 DM auf 25 050 000 DM erhöht. 

Die Erhöhung dieser Mittel ist für die aus den 
Erläuteruhgen zu Tit. 302 (Drucksache 300 Anlage 
S. 27) ersichtlichen Positionen wie folgt zu verwen-
den: 
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Zuschüsse an ausländische Staats-
angehörige zum beruflichen Erfah-
rungsaustausch und zur Fortbil-
dung in der Bundesrepublik 100 000 DM mehr 

Zuschüsse für deutsche Kranken- 
häuser im Ausland 	 600 000 DM mehr 

Zuschüsse für im Ausland tätige 
Wissenschaftler 	 300 000 DM mehr 

Förderung des internationalen Aus-
tausches von Jungarbeitern, in der 
Ausbildung befindlichen Jugend-
lichen und Praktikanten 100 000 DM mehr 

Verbreitung und Förderung der 
deutschen Sprache im Ausland 	400 000 DM mehr 

Durchführung deutscher Opern 
und Theatergastspiele im Ausland 
sowie Konzertreisen deutscher 
Künstler ins Ausland 300 000 DM mehr 

Deutsche kulturelle und Kunst- 
Ausstellungen im Ausland 	200 000 DM mehr 

Bonn, den 25. Juni 1958 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 17 	 Umdruck 113 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1958, hier: Einzelplan 14 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Verteidigung (Drucksachen 
300 Anlage, 464) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 14 12 — Unterbringung 

In Tit. 830 — Maßnahmen zur Unterbringung 
von nichtkasernierten Angehörigen der Bundes-
wehr und von Angehörigen der Bundeswehrver-
waltung (Drucksache 464 S. 12) wird der Ansatz 
von 114 320 000 DM um 85 680 000 DM auf 
200 000 000 DM erhöht. 

Bonn, den 25. Juni 1958 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 18 	 Umdruck 114 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
weiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsge-
setzes 1958, hier: Einzelplan 36 Zivile Notstands-
planung (Drucksachen 300 Anlage, 444) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 36 04 Notstandsmaßnahmen im Aufga-
benbereich des Bundesministers des Innern (Druck

-sache 300 - Epl. 36 — S. 3 f.) 

1. In Tit. 601 — Zuwendungen an die Länder zur 
Anpassung ihrer Fernmeldenetze der Polizei 
und ZB-Führung an Erfordernisse der zivilen 

Verteidigung — wird der Ansatz von 800 000 
DM um 2 000 000 DM auf 2 800 000 DM erhöht. 

2. In Tit. 712 — Bauliche Herrichtung von Gebäu-
den zur Aufnahme von Ausweichkrankenhäu-
sern und Hilfskrankenhäusern — wird der An-
satz von 2 000 000 DM urn 58 000 000 DM auf 
60 000 000 DM erhöht. 

3. In Tit. 878 	Einrichtung und Ausrüstung von 
Hilfskrankenhäusern — wird der Ansatz von 
1 000 000 DM um 9 000 000 DM auf 10 000 000 
DM erhöht. 

Zu Kap. 36 05 Maßnahmen zur Sicherung der 
öffentlichen Versorgung 

4. In Tit. 950 - Schutzanlagen für das Personal 
von Versorgungsbetrieben (Drucksache 444 S. 2) 
wird der Ansatz von 4 000 000 DM um 4 000 000 
DM auf 8 000 000 DM erhöht. 

5. In Tit. 951 	 Schutzanlagen für die wichtigsten 
Einrichtungen der öffentlichen Versorgung und 
der Abwasserbehandlung — (Drucksache 444 
S. 2) wird der Ansatz von 3 000 000 DM um 
17 000 000 DM auf 20 000 000 DM erhöht. 

6. In Tit. 952 — Schaffung zusätzlicher Lagermög-
lichkeiten für Ersatzteile, Geräte, Betriebsmit-
tel, Rohstoffe u. dgl. — (Drucksache 300 — 
Epl. 36 — S. 5) wird der Ansatz von 1 000 000 
DM um 1 000 000 DM auf 2 000 000 DM erhöht. 

Zu Kap. 36 06 Notstandsmaßnahmen auf dem Ge-
biet der Ernährung 

7. In Tit. 950 — Anlegung einer Notstandsreserve 
in Lebens- und Futtermitteln — (Drucksache 
300 — Epl. 36 — S. 7) wird der Ansatz von 
38 100 000 DM um 30 000 000 DM auf 68 100 000 
DM erhöht. 

Zu Kap. 36 07 Notstandsmaßnahmen auf dem Ge-
biet des Verkehrs (Drucksache 300 — Epl. 36 — 
S. 8 ff.) 

8. In Tit 570 	Zuwendungen zum Ausbau von 
Häfen — wird der Ansatz von 1 000 000 DM 
um 9 000 000 DM auf 10 000 000 DM erhöht. 

9. In Tit. 572 — Zuwendungen an Länder und Ge-
meinden zum Ausbau von Straßenanschlüssen 
— wird der Ansatz von 700 000 DM um 
10 000 000 DM auf 10 700 000 DM erhöht. 

10. In Tit. 711 	 Baumaßnahmen, die dem Schutz 
des Betriebspersonals in Dienstgebäuden der 
Straßenverwaltung dienen — wird der Ansatz 
von 180 000 DM um 4 000 000 DM auf 4 180 000 
DM erhöht. 

11. In Tit. 712 — Ausbau von Bundeseigenen 
Straßenanschlüssen - wird der Ansatz von 
300 000 DM  um  4 000 000 DM auf 4 300 000 DM 
erhöht. 

12. In Tit. 713 - Baumaßnahmen, die dem Schutz 
des Betriebspersonals der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung dienen — wird der Ansatz 
von 100 000 DM um 1 000 000 DM auf 1 100 000 
DM erhöht. 
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13. In Tit. 714 — Verbesserung der Fährverbindun-
gen über Flüsse und Kanäle — wird der Ansatz 
von 200 000 DM um 5 000 000 DM auf 
5 200 000 DM erhöht. 

14.. In Tit. 715 — Baumaßnahmen, die dem Schutz 
des Betriebspersonals des Deutschen Wetter-
dienstes dienen — wird der Ansatz von 
300 000 DM  urn  3 000 000 DM auf 3 300 000 DM 
erhöht. 

15. In Tit. 952 — Verlegung von Ausweichkabeln 
an Brücken und Übergängen sowie Erhöhung 
der Betriebssicherheit des Autobahnfernsprech-
netzes — wird der Ansatz von 320 000 DM  urn 

 2 000 000 DM auf 2 320 000 DM erhöht. 

16. In Tit. 957 — Verstärkung der Ausrüstung des 
Eisenbahnfeuerlöschdienstes - wird der Ansatz 
von 500 000 DM um 3 000 000 DM auf 3 500 000 
DM erhöht. 

Bonn, den 25. Juni 1958 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 19 	 Umdruck 115 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1958, hier: Einzelplan 25 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wohnungsbau (Druck-
sachen 300 Anlage, 378) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 25 02 werden in den Erläuterungen zu 
Tit. 895 a) (Drucksache 300 Anlage S. 16) nach den 
Worten „ . . . anerkannt und" die Worte „an Un-
ternehmen, die" eingefügt. 

Bonn, den 25. Juni 1958 

Dr. Krone und Fraktion 

Anlage 20 	 Umdruck 118 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgeset-
zes 1958, hier: Einzelplan 25, Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Wohnungsbau (Drucksachen 
300 Anlage, 378) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 25 03 — Förderung des Wohnungsbaues 

1. In Tit. 532 — Darlehen an die Länder zur Finan-
zierung des Wohnungsbaues zugunsten von 
Flüchtlingen aus der sowjetisch besetzten Zone 
und dem sowjetisch besetzten Sektor Berlins so-
wie der ihnen gleichgestellten Personen — 
(Drucksache 378 S. 4) wird der Ansatz von 
304 403 100 DM um 316 000 000 DM erhöht auf 
620 403 100 DM. 

2 In Tit. 620 — Prämien nach dem Wohnungsbau-
Prämiengesetz -- (Drucksache 300 — Epl. 25 - 

S. 26) wird der Ansatz von 100 000 000 DM urn 
135 000 000 DM erhöht auf 235 000 000 DM. 

In den Erläuterungen zu Tit. 620 wird Satz 2 ge

-

strichen. 

Zu Kap. A 25 03 — Förderung des Wohnungs-
baues —

In Tit. 530 -- Darlehen für den mit öffentlichen 
Mitteln geförderten sozialen Wohnungsbau a) 
Beteiligung des Bundes an der Finanzierung des 
von den Ländern mit öffentlichen Mitteln ge-
förderten sozialen Wohnungsbaues nach Maß-
gabe des § 18 Abs. 1 des Zweiten Wohnungsbau-
gesetzes vorn 27. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 523) — (Drucksache 300 — Epl. 25 — S. 31) 
wird der Ansatz von 630 000 000 DM  um 

 70 000 000 DM erhöht auf 700 000 000 DM. 
In den Erläuterungen zu Tit. 530 Buchstabe .i 
wird Abs. 3 gestrichen. 

17. In Tit. 534 — Darlehen an die Länder zur Finan-
zierung des Wohnungsbaues zugunsten von Eva-
kuierten — (Drucksache 300 - Epl. 25 - S. 32) 
wird der Ansatz von 20 000 000 DM um 
30 000 000 DM auf 50 000 000 DM erhöht. 

18. In Tit. 535 - Darlehen für den mit öffentlichen 
Mitteln geförderten Wohnungsbau zugunsten der 
Umsiedler von Land zu Land - (Drucksache 300 

Epl. 25—S. 32) wird der Ansatz von 35 000 000 
DM um 60 000 000 DM auf 95 000 000 DM erhöht. 

19. Es wird ein neuer Tit. 536 — Darlehen an die 
Länder für den Wohnungsbau zugunsten der Be-
wohner von Wohnbaracken und Wohnlagern — 
eingefügt mit einem Ansatz von 30 000 000 DM. 

Bonn, den 25. Juni 1958 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 21 	 Umdruck 119 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1958, hier: Einzelplan 60 Allgemeine 
Finanzverwaltung (Drucksachen 300 Anlage, 467) 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 60 01 — Steuern und Abgaben —

1. In Tit. St 9 — Anteil des Bundes an der Ein-
kommen- und Körperschaftsteuer — (Drucksache 
467 S. 2) wird der Ansatz von 6 050 000 000 DM 
um 70 000 000 DM erhöht auf 6 120 000 000 DM. 

Zu Kap. 60 02 — Allgemeine Bewilligungen —

Es wird ein neuer Tit. 300 — Aufwendungen 
auf Grund des Bergarbeiter-Prämiengesetzes — 
mit einem Ansatz von 200 000 000 DM einge-
fügt; 

Zu Kap. 60 04 — Sonderleistungen des Bundes —

In Tit. 311 — Leistungen des Bundes nach dem 
Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung (BEG) — 
(Drucksache 300 — Epl. 60 — S. 26) wird der An- 
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Satz von 1 300 000 DM um 180 000 000 DM auf 
1 480 000 000 DM erhöht. 

In den Erläuterungen zu Tit. 311 wird der Ab-
satz 1 wie folgt gefaßt: 

„Rechtliche Grundlage für die Bemessung der 
Bundesleistungen im Rechnungsjahr 1958 ist 
§ 172 des Bundesgesetzes zur Entschädigung für 
Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
(Bundesentschädigungsgesetz — BEG) in der 
Fassung vom 29. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 522) und des § 6 b des Haushaltsgesetzes 1958 
vom   (Bundesgesetzbl. II S  
Die für das Rechnungsjahr 1958 zu erwartenden 
Bundeserstattungen auf die Entschädigungsauf-
wendungen der Länder sind auf 1 480 000 000 
DM zu schätzen." 

Bonn, den 25. Juni 1958 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 22 	 Umdruck 122 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1958, hier: Einzelplan 14 Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Verteidigung (Druck-
sachen 300 Anlage, 464). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 14 03 — Kommandobehörden, Truppen 
usw. — wird Tit. 102 — Dienstbezüge, Zulagen und 
Zuwendungen für Soldaten — (Drucksache 464 
S. 4 ff.) in der Fassung der Regierungsvorlage wie-
derhergestellt mit der Maßgabe, daß die im Haus-
haltsausschuß beschlossenen Änderungen in den Er-
läuterungen bestehenbleiben. 

Bonn, den 26. Juni 1958 

Kreitmeyer 
Dr. Mende und Fraktion 

Anlage 23 	 Umdruck 123 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1958, hier: Einzelplan 05 Geschäftsbereich 
des  Auswärtigen Amts (Drucksachen 300 Anlage, 412). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 05 02 — Allgemeine Bewilligungen  — 

In  den Erläuterungen zu Tit. 303 (Drucksache 412 
— Epl. 05 — S. 28) wird der Absatz „Die Bewirt-
schaftung der Mittel erfolgt nach Maßgabe eines 
Plans" durch folgenden Satz ergänzt: 

„Bei der Berechnung von Zuschüssen an deutsche 
Schulen bzw. Schulgemeinden im Ausland sind 
hinsichtlich der Bezahlung der Lehrkräfte die 
entsprechenden Besoldungsgruppen und Besol-
dungsstufen der Bundesbesoldungsordnung und 
außerdem der Kaufkraftausgleich nach § 2 des 

Bundesbesoldungsgesetzes vom 27. Juli 1957 zu-
grunde zu legen." 

Bonn, den 26. Juni 1958 

Ollenhauer und Fraktion 

Anlage 24 	 Umdruck 124 

Änderungsantrag der Abgeordneten Kramel, 
Kühlthau, Kühn (Bonn), Dr. Schranz und Genossen 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1958, hier: Haushaltsgesetz 1958 (Druck-
sachen 300, 468). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Es wird folgender § 10 a eingefügt: 

„§ 10 a 

Zuschüsse nach § 18 a des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen in der Fassung 
vom 11. September 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1297) 
können auch gewährt werden, wenn ein gemäß 
§ 18 a Abs. 3 a. a. O. bis zum 31. März 1958 zu stel-
lender Antrag bis zum Ablauf des 31. Dezember 
1958 nachgeholt wird". 

Bonn, den 26. Juni 1958 

Kramel 

Kühlthau 
Berger 
Brück 
Hübner 

Kühn (Bonn) 

Dr. Schranz 

Anlage 25 	 Umdruck 125 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD, FDP, DP zur zweiten Beratung des Ent-
wurfs des Haushaltsgesetzes 1958, hier: Haushalts-
gesetz 1958 (Drucksachen 300, 468). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 8 wird gestrichen. 

Bonn, den 26. Juni 1958 

Dr. Krone und Fraktion 
Oll enhauer und Fraktion 

Dr. Mende und Fraktion 
Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 

Anlage 26 	 Umdruck 126 

Änderungsantrag der  Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsge-
setzes 1958, hier: Einzelplan 05 Geschäftsbereich 
des Auswärtigen Amts (Drucksachen 300 Anlage, 
412). 
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Der Bundestag wolle beschließen, 

in Kap. 05 01 Tit. 962 — Förderung von entwick-
lungsfähigen Ländern — (Drucksache 300 — Epl. 05 
— S. 21) einen Ansatz von 50 000 000 DM vorzu-
sehen. 

Bonn, den 26. Juni 1958 

Oll enhauer und Fraktion 

Anlage 27 	 Umdruck 127 

Änderungsantrag der Fraktion der DP und des 
Abgeordneten Dr. Vogel zur zweiten Beratung des 
Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1958, hier: Einzel-
plan 14, Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Verteidigung (Drucksachen 300 Anlage, 464). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 14 19 Tit. 965 — Beschaffung von Flug-
zeugen und Flugkörpern, 4. Teilbetrag — (Druck-
sache 467 S. 13) wird folgender Haushaltsvermerk 
ausgebracht: 

„Von den Mitteln sind 400 000 000 DM gesperrt." 

Bonn, den 27. Juni 1958 

Probst (Freiburg) 
Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 

Dr. Vogel 

Anlage 28 

Schriftlicher Bericht 

des Abgeordneten Dr. Aigner zum Einzelplan 60 

Als Berichterstatter zum Einzelplan 60 schlage ich 
Ihnen vor, diesen mit den Änderungen auf Grund 
der Haushaltsbeschlüsse, Drucksache 467, zu bewil-
ligen. 

Über das Kapitel Bundeshilfe für Berlin wird die 
Mitberichterstatterin, Frau Kollegin Krappe, noch 
das Wort ergreifen. 

Der Einzelplan 60 stellt in seiner Funktion den 
Haushaltsausgleich, wie ihn insbesondere Artikel 
110 GG vorschreibt, wieder her. Er gleicht die 
übrigen Einzeltitel mit ihrem überwiegenden Zu-
schußbedarf durch das Kapitel 60 01 mit seinen 
Steuertiteln wieder aus. 

Wenn ich an die letzten Haushaltsberatungen 
denke, bin ich dabei versucht, zu sagen, etwas sehr 
souverän. 

Kapitel 60 01: 

Kapitel 60 01 enthält vier große Einnahmen

-

positionen, in den Titeln 1 bis 3 die Besitz- und 
Verkehrsteuer mit einem Neuansatz in Höhe von 
14 580 Millionen, in den Titeln 9 den Anteil des 
Bundes an der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
in Höhe von 6050 Millionen, in den Titeln 10 bis 24 

Zölle und Verbrauchsteuer mit dem Neuansatz in 
Höhe von 8894 Millionen sowie in den Titeln 31 bis 
42 die Abgaben und Lastenausgleichsabgaben in der 
Höhe von 2240 Millionen. Auf Grund der Beschlüsse 
des Haushaltsausschusses wurden diese Ansätze mit 
1600 Millionen weniger, statt 32 770 Mill. auf 31 764 
Mill., veranschlagt. 

Die Höhe der Schätzungen beruht auf zwei Fak-
toren: 

a) auf dem voraussichtlichen Istaufkommen des 
Rechnungsjahres 1957 sowie 

b) auf der Annahme eines An- oder Abstiegs des 
Bruttosozialprodukts. 

Die Regierungsvorlage sowie den Empfehlungen 
des Haushaltsausschusses liegt die Annahme eines 
Anstiegs des Bruttosozialprodukts im Jahre 1958 
um 7 % zugrunde. 

Es ist richtig, daß die Istschätzung 1957 nicht er-
reicht wurde, daß also schon bei den weiteren 
Schätzungen ein Sockelfehlbetrag feststellbar ist, 
es ist ferner auch festzustellen, daß die Wachstums-
rate einer gewissen Verzögerung unterliegt. 

Nach eingehenden Diskussionen schlägt Ihnen 
aber der Ausschuß trotzdem vor, es bei den Steuer-
ansätzen der Regierungsvorlage im wesentlichen zu 
belassen, zieht aber die Konsequenz insoweit aus 
der Entwicklung, daß er Ihnen vorschlägt, den 
Steuertitel 25 (Mehrertrag an Steuern) in der Ge-
samthöhe von 300 Mill. DM, den ich als Optimisten-
zuschlag des Herrn Bundesfinanzministers bezeich-
nen möchte, vollkommen zu streichen. 

Hinsichtlich weiterer Bedenken, daß trotzdem 
noch ein gewisses Schätzungsrisiko in Höhe bis zu 
400 Mill. DM in den Einnahmebeträgen enthalten 
sei, war der Ausschuß jedoch der Meinung, daß 
auch unter Berücksichtigung wirtschaftspolitischer 
Beweggründe dieses Risiko in Kauf genommen 
werden müßte, wenn man andererseits nicht zu 
einem ebenso unberechtigten Pessimistenminder-
ansatz kommen wollte. 

Die Beschlüsse des Haushaltsausschusses bezüg-
lich der Steuertitel 40 bis 42 betreffen Minderein-
nahmen lediglich bei durchlaufenden Lastenaus-
gleichsabgaben in Höhe von 76 Mill. DM. Auf Grund 
der inzwischen konkretisierten Schätzungen war 
diese Berichtigung erforderlich. 

Zu den Titeln 9 und 35 ist festzustellen, daß die 
Beschlüsse des Haushaltsausschusses die Forderung 
des Bundesrates auf Einbau des Notopfers Berlin in 
die Einkommen- und Körperschaftsteuer in Rech-
nung stellen. 

Diese Forderung ist sachlich gerechtfertigt, bringt 
aber andererseits für den Bund neben den bisher 
bereits vorliegenden Steuerminderungen eine wei-
tere Minderung in Höhe von 350 Mill. DM. 

Da das Aufkommen des Notopfers Berlin im 
Rechnungsjahr 1958 auf insgesamt 580 Mill. DM ge-
schätzt wurde, andererseits aber in diesem Betrag 
Veranlagungsreserven noch in Höhe von 40 Mill. 
DM enthalten sind, gewinnt der Bund an der Er-
höhung der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
190 Mill. DM. Da andererseits in der Regierungs- 
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vorlage (Anlage zu Drucksache 300) durch die von 
diesem Haus in letzter Woche beschlossenen Steuer-
gesetze eingetretenen Mindereinnahmen noch nicht 
berücksichtigt sind, die insgesamt in diesem Jahr 
einen Ausfall von 280 Mill. DM für den Bund aus-
machen, und zwar 250 Mill. DM durch die Regie-
rungsvorlage der Steuergesetze, weitere 15 Mill. DM 
durch die Beschlüsse des Finanzausschusses und 
nochmals 15 Mill. DM durch die Beschlüsse des 
Plenums, mußte der Ansatz in Steuertitel 9 von 
6140 Mill. auf 6050 Mill. DM gesenkt werden. 

II 

Zu Kapitel 60 02 ist besonders darauf hinzuwei-
sen, daß durch die Nachschiebeliste der Bundes-
regierung sowie durch Beschlüsse des Haushalts-
ausschusses eine Erhöhung der Einnahmenseite uni 
252,3 Mill. DM eingetreten ist. Der Titel 35, Gewinn

-

a blieferung der deutschen Genossenschaftskasse 
Frankfurt (Main) mit einem Steueransatz in Höhe 
von 80 000 DM, wurde neu eingefügt. Der Ansatz 
bei Titel 37, der ursprünglich als Leertitel ausge-
wiesen wurde, wird jetzt als Anteil des Bundes am 
Reingewinn der Deutschen Bundesbahn in Höhe 
von 42 302 400 DM veranschlagt. Titel 45 und Titel 
96 konnten im Ansatz erhöht werden; auf Druck-
sache 467 darf ich insoweit Bezug nehmen. 

Bei Titel 96 darf ich insbesondere darauf hinwei-
sen, daß dieser Titel, der früher in den Haushalts-
beratungen als problematisch angesehen wurde, 
ohne besondere Bedenken von 12 Mill. auf 22 Mill. 
DM erhöht werden konnte. 
Auf der Ausgabenseite darf ich Ihnen vorschla-

gen, neu die Titel 218 mit 100 000 DM zur Ver-
fügung des Präsidenten des Bundesrechnungshofes 
zur Erstellung von Gutachten, Titel 240 mit einem 
Ansatz von 45 000 DM zur Verstärkung der Mittel 
für außergewöhnlichen Aufwand von Leitern ober-
ster Bundesbehörden sowie den Titel 304 mit 
152 400 DM als Bearbeitungsgebühr an die Kredit-
anstalt für Wiederaufbau neu einzufügen. Der Haus-
haltsausschuß empfiehlt hier aus zwingenden Grün-
den, diesen Vorschlägen beizutreten. 

Der von der Bundesregierung vorgeschlagene 
Verstärkungstitel 107 für Beihilfen an Bundesbedien-
stete wird zur Annahme nicht empfohlen. Der Haus-
haltsausschuß legt aber Wert darauf, daß ausdrück-
lich festgestellt wird, daß diese Empfehlung auf 
Streichung nur deshalb gegeben wird, um die Bun-
desregierung zu veranlassen, eine gesetzliche und 
gerechtere Regelung der Beihilfegrundsätze auszu-
arbeiten. 
Der Titel 512 wird ebenfalls zur Streichung vor-

geschlagen, in der Hauptsache aus formellen Grün-
den. Da einerseits die Bundespost, es handelt sich 
hier um den Kapitaldienst hinsichtlich einer von 
der Bundespost aufzunehmenden 200-Mill.-DM-
Anleihe, ablieferungspflichtig ist, war es besser, der 
Bundesregierung zu empfehlen, diese Kapitalkosten 
in den allgemeinen Schuldendienst des Bundes mit 
zu übernehmen. Dies wurde von der Bundesregie-
rung auch zugesichert. 

Zu Titel 571, es handelt sich hier um regionale 
Hilfsmaßnahmen zur Steigerung der Wirtschafts

-

kraft für das Zonenrandgebiet sowie für die Sanie-
rungsgebiete des Bundes, bin ich beauftragt, Ihnen 
vorzuschlagen, den Ansatz Titel 571 a von 65 Mill. 
auf 70 Mill. DM zu erhöhen. 

Ein ursprünglich von der Bundesregierung vor-
gelegter Antrag, die Erläuterungen zur Vergabe 
dieser Mittel zu ändern, wurde abgelehnt. Uni der 
Bundesregierung andererseits aber die Möglichkeit 
zu geben, hinsichtlich vier weiterer Landkreise, in 
denen neben dem bisherigen Grenz- und Sanie-
rungsgebiet besondere Notstände festgestellt wur-
den, eine Hilfestellung zu geben, wurde im Haus-
haltsausschuß einstimmig vorgeschlagen, diese in 
das Förderungsgebiet mit einzubeziehen. Aus die-
sem Grunde wurde auch der Ansatz um 5 Mill. DM 
erhöht. 

Hinsichtlich des Umdruckes 87 darf ich hier als 
Berichterstatter feststellen, daß dieser Antrag im 
Haushaltsausschuß bereits mündlich 'vorgetragen, 
die Annahme aber abgelehnt wurde. 

Der Haushaltsausschuß schlägt Ihnen ferner vor, 
neu den Titel 620 in 'Höhe von 4,5 Mill. DM als 
Zuschuß an die Stadt Salzgitter zur Beseitigung 
kommunalpolitischer Notstände sowie Titel 621 in 
Höhe von 500 000 DM als Zuschuß an den Bischof 
von Hildesheim und die Braunschweigische evange-
lisch-lutherische Landeskirche, ebenfalls zur Besei-
tigung von kirchlichen Notständen im Salzgitter-
gebiet, einzufügen. 

Da in der Zeitbedrängnis der Beratungen die Dis-
krepanz in den Auffassungen der Bundesregierung 
und verschiedener Antragsteller im Ausschuß hin-
sichtlich der Notwendigkeit der Fortsetzung dieser 
Maßnahmen nicht beseitigt werden konnte, schlägt 
Ihnen der Ausschuß vor, diese Mittel nur mit einem 
qualifizierten Sperrvermerk zu bewilligen. Sie dür-
fen erst freigegeben werden, wenn auf Grund eines 
Berichtes der Bundesregierung der Haushaltsaus-
schuß von der Notwendigkeit überzeugt ist. 

Hinsichtlich der 500 000 DM darf ich besonders 
darauf hinweisen, daß es sich hier um einen Akt 
der Wiedergutmachung handelt, da bei Errichtung 
des Salzgittergebietes damals ausdrücklich der Bau 
von Kirchen und karitativen Einrichtungen unter-
sagt wurde. 

Bei Titel 572 wurde die Endsumme zwischen Dar-
lehen und Zuschüssen beibehalten. Es handelt sich 
hier also nur um eine Verschiebung des Ansatzes 
hinsichtlich der Darlehen und der Zuschüsse. 

Die Finanzhilfe an das Saarland in Höhe von 
65 Mill. DM (Titel 574) wurde in den Außerordent-
lichen Haushalt verlagert. Die übrigen Titel für den 
Wiederaufbau der Insel Helgoland, für die Berliner 
Flughafengesellschaft, für die Helgoland Aufbau 
GmbH, für die Landgewinnungs- und Erschließungs-
GmbH in Schleswig-Holstein werden ebenfalls zur 
Annahme empfohlen. Auch die Titel 662 und 679 
bedürfen keiner besonderen Begründung. 

Zu Ende der Beratungen des Haushaltsplanes 1958 
sah sich der Ausschuß einer Deckungslücke in Höhe 
von 947,7 Mill. DM gegenüber. Um diese Deckungs-
lücke zu schließen, wurden 
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1. vermögenswirksame Ausgaben aus dem Ein-
zelplan 60 (nur dieser stand ja noch nach Abschluß 
der Beratungen zur Verfügung) in den außerordent-
lichen Haushalt übertragen. Hiervon wurden be-
troffen, ich darf diese Titel vorwegnehmen, das 
kurzfristig zu gewährende Darlehen an die land-
wirtschaftlichen Alterskassen in Kassel, vorgetra-
gen in Kapitel A 60 02 Tit. 551, die Finanzhilfe an 
das Saarland, vorgetragen in Kapitel A 60 02 Tit. 
574 in Höhe von 65 Mill. DM, die Finanzhilfe an 
Berlin in Höhe von 185 Mill. DM, vorgetragen in 
Kapitel A 60 05 Tit. 571 und die Kapitaleinzahlun-
gen an die europäischen Institutionen von insge-
samt 67,5 Mill. DM. Diese Ansätze müssen im 
außerordentlichen Haushalt gedeckt werden. 

2. Um die trotzdem noch vorhandene Deckungs-
lücke zu schließen, wird weiter empfohlen, in Ka-
pitel 60 02 den Tit. 699 als Minderausgabe zufolge 
einer 6%igen Sperre, wie noch näher ausgeführt 
werden soll, in der Höhe von minus 682 230 500 DM 
einzufügen. 

Da eine solche 6%ige Sperrklausel in der Praxis 
auch nur dann vertretbar ist, wenn sie auf eine ge-
nau abgegrenzte Bezugsmasse bezogen ist, werden 
von dieser Sperre, die nur mit Zustimmung des 
Haushaltsausschusses ohne Ausgleich an anderer 
Stelle freigegeben werden kann, nur die sächlichen 
Verwaltungsausgaben, alle einmaligen Ausgaben 
sowie nur 10 O/Ø der allgemeinen Bewilligungen 
betroffen. Diese Bezugsmasse in der Gesamtsumme 
von 11,5 Milliarden erbringt bei dieser 6%igen 
Sperre den bereits angeführten Betrag von 682,2 
Mill. DM. 

III 

Bei Kapitel 60 04 handelt es sich um Sonderlei-
stungen des Bundes, die ausschließlich auf gesetz-
licher Grundlage bzw. internationalen Vereinba-
rungen beruhen. Der Haushaltsausschuß schlägt 
Ihnen vor, dieses Kapitel global mit den Haushalts-
ansätzen der Bundesregierung zu bewilligen. 

IV 

Bei Kapitel 60 06 handelt es sich um Beiträge der 
Bundesrepublik zur EWG, zur Euratom und zum 
Europäischen Wirtschaftsrat. Es handelt sich im 
wesentlichen um Beiträge zu den Haushalten dieser 
Gemeinschaften. Es war zweckmäßig, alle diese 
Ausgaben in einem eigenen Kapitel zusammenzu-
fassen. Hinsichtlich der Titel 620 (Beitrag zum Ver-
waltungshaushalt der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft in einer Höhe von 4 Mill. DM) sowie des 
Titel 623 (Beitrag zum Verwaltungshaushalt der 
Europäischen Atomgemeinschaft, ebenfalls in Höhe 
von 4 Mill. DM) schlägt Ihnen der Ausschuß die 
Annahme eines qualifizierten Sperrvermerks für 
einen jeweiligen Teilbetrag in Höhe von je 2 Mil-
lionen DM vor. 

Begründen darf ich diesen Antrag damit, daß in 
dieser Übergangszeit das Parlament in die Stel-
lung lediglich eines Vollzugsorgans für Abmachun-
gen außerhalb des Budgetrechtes dieses Hauses ge-
kommen ist. Um das Kontrollrecht dieses Hauses 

nicht auszuschalten, ist diese Sperrung bis zur je-
weiligen Vorlage des Berichts der Bundesregierung 
berechtigt und erforderlich. 

Ich darf meinen Bericht abschließen mit der Fest-
stellung, daß sich der ordentliche Haushalt bezüg-
lich der Abschlußsumme wie folgt geändert hat: 
statt rd. 37 661 Mill. ermäßigt auf 36 831 Mill., der 
außerordentliche Haushalt von 1577 Mill. auf 
1842 Mill. DM. 

Die Gesamtsumme des Haushaltsplanentwurfs er-
mäßigt sich auf Grund des Vorschlags des Haus-
haltsausschusses, wie in der Drucksache 467 im ein-
zelnen angeführt, von 39 238 auf 38 673 Mill. DM. 

Anlage 29 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers ,des Innern auf ,die Mündliche 
Anfrage des Abgeordneten Dröscher (Fragestunde 
der 35. Sitzung am 26. Juni 1958, Drucksache 473, 
Frage 27) : 

wie viele Fälle von „multipler Sklerose" sind in der Bundes-
republik registriert? 

Ist dem Herrn Bundesarbeitsminister bekannt, daß die Mehr-
zahl der Erkrankten wegen der frühzeitigen Invalidität auf un-
zureichende Renten oder gar auf die bei ihrer Lage völlig un-
zureichende Fürsorgeunterstützung angewiesen sind? 
Was  gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um diesen 

bedauernswerten Mitmenschen ein erträgliches Los zu sichern? 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung beantworte ich die 
Frage wie folgt: 

Die multiple Sklerose ist keine meldepflichtige 
Erkrankung. Rückschlüsse auf die Zahl der Erkran-
kungsfälle lassen sich lediglich aus der Todesur-
sachen-Statistik ziehen, nach der im Jahre 1955 bei 
einer Gesamtsterbeziffer von 541 324 1186 Sterbe-
fälle an multipler Sklerose verzeichnet wurden. Das 
sind etwa 2,2 auf 1000 Sterbefälle. 

Die Renten aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung bemessen sich auch bei Frühinvalidität infolge 
multipler Sklerose nach den entrichteten Beiträgen. 
Ihr sozialer Charakter findet seinen Ausdruck darin, 
daß neben reinen Beitragszeiten u. a. auch Ausfall-
zeiten (z. B. Krankheitszeiten) berücksichtigt wer-
den. Darüber hinaus wird ,den Versicherten die Zeit 
zwischen dem Eintritt ,des Versicherungsfalles und 
der Vollendung des 55. Lebensjahres als Zurech-
nungszeit angerechnet. 

Auf dem Gebiet der Fürsorge gilt das Gesetz 
über die Fürsorge für Körperbehinderte und von 
einer Körperbehinderung bedrohte Personen vom 
27. 2. 1957 in vollem Umfange auch für die an mul-
tipler Sklerose Erkrankten. Dieses Gesetz sieht um-
fassende Maßnahmen der Heilbehandlung, der or-
thopädischen Versorgung einschließlich der Versor-
gung mit Krankenfahrzeugen, der Berufsfürsorge 
und, falls erforderlich, angemessene Siechenpflege 
vor. Daneben sind nach den allgemeinen fürsorge-
rechtlichen Bestimmungen Leistungen für den  Le- 
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bensunterhalt zu gewähren, bei deren Bemessung 
den besonderen Bedürfnissen der Erkrankten Rech-
nung zu tragen ist. Auf die Durchführung hat ,die 
Bundesregierung keinen Einfluß; sie liegt den Lan-
des- und Bezirksfürsorgeverbänden ob. 

Es ist beabsichtigt, in dem in dieser Legislatur-
periode vorzulegenden Gesetzentwurf über die Neu-
regelung des Fürsorgerechts den besonderen Be-
langen der Behinderten, einschließlich der an mul-
tipler Sklerose Erkrankten, in erhöhtem Maße 
Rechnung zu tragen. 

Bonn, den 27. Juni 1958 

Dr. Schröder 

Anlage 30 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers für Verkehr auf die Mündliche 
Anfrage des Abgeordneten Heinrich (Fragestunde 
der 35. Sitzung am 26. Juni 1958, Drucksache 473, 
Frage 25) : 

Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, im Interesse des 
Personenverkehrs, insbesondere des Berufs- und Fremdenver-
kehrs sowie des Güterverkehrs, mit der Deutschen Bundesbahn 
Verhandlungen über die Wiederherstellung der kriegszerstörten 
Strecke zwischen Erndtebrück (Kr. Wittgenstein) und Altenhun-
dem aufzunehmen? 

Ich beantworte die Frage wie folgt: 

Von der das Rothaargebirge durchziehenden 
Strecke Erndtebrück—Altenhundem liegt z. Z. noch 
der rd. 18 km lange Mittelabschnitt Birkelbach—Wür-
dinghausen still. Der Wiederaufbau dieses Abschnitts 
würde sehr beträchtliche Kosten verursachen. Es 
wären u. a. 4 zerstörte Brücken wiederaufzubauen, 
5 km Gleise neu zu verlegen, die vorhandenen 
Gleise auszuwechseln, und vor allem wäre ein 
1300 m langer Tunnel instandzusetzen. Andererseits 
kommt nicht allzuviel Verkehr auf, und der Betrieb 
dieser Strecke, der auch bis 1945 nicht rentabel 
war, würde die Deutsche Bundesbahn erhebliche 
Zuschüsse kosten. 

Unter diesen Umständen kann leider der Wieder-
aufbau nur erwogen werden, wenn der Bundesbahn 
die erforderlichen Mittel von anderer Seite zur Ver-
fügung gestellt werden. Die Bundesbahn hat bereits 
mit Land und Landkreis verhandelt. Das Ergebnis 
war jedoch bisher negativ. 

Bonn, den 27. Juni 1958 

i. V. Seiermann 

Anlage 31 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers für Verkehr auf die Mündliche 
Anfrage des Abgeordneten Pohle (Eckernförde) 

(Fragestunde der 35. Sitzung am 26. Juni 1958, 
Drucksache 473, 
Frage 32) : 

Ich frage den Herrn Bundesverkehrsminister, welche Pläne die 
Deutsche Bundesbahn in der Frage der Modernisierung des 
Bahnhofgebäudes in Neumünster hat? Ist hierbei auch an eine 
Erneuerung der Gebäudeanlagen auf den Bahnsteigen gedacht 
und die Tatsache berücksichtigt, daß die Deutsche Bundesbahn 
an einem Haltepunkt internationaler F-Züge eine entsprechend 
moderne Werbevisitenkarte abgeben sollte? 

Ich beantworte die Frage wie folgt: 

Die Stadt Neumünster hat ein Bahnhofsgebäude 
aus der Zeit um 1900. An diesem Gebäude sind bis 
etwa 1940 zahlreiche kleinere An- und Umbauten 
vorgenommen worden. In den Jahren seit Kriegs-
ende sind dann die Empfangshalle, Fahrkartenaus-
gabe und die Bahnhofsgaststätte nach modernen 
Gesichtspunkten umgestaltet worden, wofür die 
Bundesbahn immerhin einen Betrag von etwa 
120 000 DM aufgewendet hat. An eine grundlegende 
Modernisierung des Gebäudes wäre nur zu den-
ken, wenn man den gesamten Baukomplex nieder-
reißen und einen vollständigen Neubau des Emp-
fangsgebäudes Neumünster durchführen würde. So 
begrüßenswert das auch wäre, so bitte ich doch um 
Verständnis dafür, wenn ich dies noch nicht in 
Aussicht stellen kann. Die Bundesbahn ist jedoch 
bemüht, durch laufende Unterhaltungs- und Ver-
besserungsarbeiten das Empfangsgebäude Neumün-
ster in einem ordnungsmäßigen Zustand zu erhal-
ten. Es ist für die nächste Zeit vorgesehen, neue 
Verkaufskioske auf den Bahnsteigen und Wind-
schutzwände für die Reisenden zu errichten. 

Bonn, den 27. Juni 1958 

i. V. Seiermann 

Anlage 32 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers für Verkehr auf die Münd-
liche Anfrage des Abgeordneten Wehr (Fragestunde 
der 35. Sitzung am 26. Juni 1958, Drucksache 473, 
Frage 35) : 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung eingeleitet, um 
das Rettungswesen auf See nach der Katastrophe mit der 
„Pamir" zu verbessern? 
Sind der Bundesregierung die Erfahrungen des britischen Mi-

nisteriums für Transportwesen mit neuartigen Rettungsgeräten 
bekannt, und welche Schlüsse zieht sie daraus? 
Ist die Bundesregierung bereit, bereits erprobte und in Groß-

britannien für bestimmte Schiffsklassen vorgeschriebene auto-
matisch aufblasbare Rettungsinseln auch in der Seeschiffahrt der 
Bundesrepublik vorzuschreiben? 

Ich beantworte die Frage wie folgt: 

Zum 1. Absatz Ihrer Anfrage: 

Zur Verbesserung des Rettungswesens auf See 
ist folgendes veranlaßt worden: 

1. Sämtliche Fabriken der Bundesrepublik, die 
Seenotsignale herstellen, wurden aufgefordert, 
die Signale so wasserdicht zu machen, daß ihre 
Gebrauchsfähigkeit auch bei längerer Lagerung 
im Wasser nicht beeinträchtigt werden kann. 
Verbesserte Signale wurden bereits vorgelegt. 
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2. Es werden nur noch solche aufblasbaren Ret-
tungsmittel neu zugelassen, die einen leuchten-
den orangefarbenen Anstrich haben. 

3. Die Versuche, geeignete Radarreflektoren für 
Rettungsmittel zu entwickeln, werden intensi-
viert. 

4. Die Bundesrepublik wird bei den kommenden 
internationalen Fernmelde- und Sicherheitskon-
ferenzen vorschlagen, eine internationale Kon-
taktfrequenz zwischen Schiffen und Flugzeugen 
für die gegenseitige Hilfeleistung bei Seenot-
fällen einzuführen. 
Sie wird den Konferenzen ferner Vorschläge für 
einen automatischen und unbedienten Rettungs-
bootsender unterbreiten. 

Zum 2. und 3. Absatz Ihrer Anfrage: 

Die britischen Erfahrungen mit aufblasbaren Ret-
tungsmitteln sind hier bekannt. 

Auf der Rettungsmitteltagung der nordwesteuro-
päischen Länder in London im März 1957 wurde 
beschlossen, daß auf Fahrgastschiffen im Verkehr 
zwischen diesen Ländern aufblasbare Rettungsmit-
tel an Stelle der bisher vorgeschriebenen Rettungs-
flöße — unter gewissen Voraussetzungen auch als 
Ersatz für Rettungsboote — verwendet werden 
können. 

Eine generelle Zulassung aufblasbarer Rettungs-
mittel an Stelle der durch den Internationalen 

Schiffssicherheitsvertrag von 1948 vorgeschriebenen 
Rettungsboote ist jedoch nicht möglich, da Kapi-
tel III Regel 30 dieses Vertrages Schwimmvorrich-
tungen für Boote verbietet, sofern diese aufgebla-
sen werden müssen. Der im Frühjahr 1956 vom 
Vereinigten Königreich an alle Mitglieder des 
Schiffssicherheitsvertrages gerichteten Rundfrage 
auf Änderung der Regel 30 hat die Bundesrepublik 
bereits im Mai 1956 zugestimmt. Zur Zeit stehen 
noch die erforderlichen Stellungnahmen mehrerer 
Mitgliedstaaten aus. 

Selbstverständlich steht es jeder Reederei frei, 
zusätzlich aufblasbare Rettungsmittel an Bord zu 
nehmen. Der Bundesminister für Verkehr hat je-
doch keine gesetzliche Ermächtigung, die Anbord-
nahme zusätzlicher Rettungsmittel vorzuschreiben. 

Die Bundesregierung wird sich auf der Schiffs-
sicherheitskonferenz 1960 dafür einsetzen, daß 
neben der bisherigen „klassischen" Rettungsboot-
ausrüstung eine ausreichende Anzahl aufblasbarer 
Rettungsmittel vorgeschrieben wird, damit bei See-
notfällen dasjenige Rettungsmittel zum Zuge kom-
men kann, das für die besonderen Umstände des 
Einzelfalles am geeignetsten erscheint. 

Bonn, den 27. Juni 1958 

i. V. Seiermann 
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